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Die  .Deutsche  jxiristen -Zeitung"  erscheint  bis  auf  wei- 
teres am  1. jeden  Monats  in  Doppelheften.  Lieber  Bezugs- 
preise für  Abonnements  nnd  einzelne  Hefte  vgl.  die  An- 
gaben auf  der  2.  Umschlagseite.  Alle  Bachhandlungen 
und  Postanstalten  sowie  direkt  die  Geschäftsstelle 
BerlinW 57, Potsdameistj. 96,  nehmen  Bestellungen  eot^erc-n 


^Isui  auszugsweiser  Nachdruck  und  nur  mit  genauer. 


Dem  Deutschen  Juristentage  in  Berlin. 

,Als  Deutschland  noch  im  Reich  der  Träiune  lag, 
„Der  Eintracht  Segen  selbst  im  Recht  entbehrte, 
„Zum  ersten  Male  der  Juristentag 
„Der  künffgen  Hauptstadt  Gastfreundschaft 

begehrte  .  .  ." 

Als  im  Jahre  1902,  zum  ersten  Male  seit  seinem 
Bestehen,  der  Deutsche  Juristeatag  an  die  Stätte  seiner 
Geburt,  nach  Berlin,  zurückkehrte,  hat  der  Dichter 
unter  den  Juristen,  Albert  Träger,  in  der  DJZ.  die 
deutschen  Juristen  mit  diesen  stolzen  Worten  be- 
griißt.  Nur  21  Jahre  liegen  dazwischen,  uns  dünkt 
es  aber  eine  ganze  Welt.  Deutschland  liegt  ge- 
knechtet und  gefesselt  am  Boden.  Unser  Wirtschafts- 
leben ist  zerrüttet,  unser  Recht  gefährdet,  unser 
ganzes  Dasein  liegt  dunkel  im  Schöße  der  Zukunft. 
Vom  „Deutschland"  im  alten  Sinne  keine  Rede  mehr, 
„die  Eintracht"  ist  auf  eine  schwere  Probe  gestellt, 
und  die  „Hauptstadt",  die  den  Juristen  wiederum 
Gastfreundschaft  gewähren  soll,  zeigt  leider  nicht 
mehr  das  Antlitz  früherer  stolzer  Tage;  noch  schwerere 
Sorge  als  bisher  umgibt  uns  für  die  nächste  Zukunft: 
Was  wird  aus  Deutschland,  was  aus  dem  deutschen 
Volke  werden?  Aus  unseren  armen  Brüdern  und 
Schwestern  am  Rhein  und  an  der  Ruhr?  Wie  lange 
noch  soll  die  Prüfung  dauern? 

In  dieser  schweren  Zeit  hat  trotzdem  die  Ständige 
Deputation  des  DJT,  es  für  ihre  Pflicht  erachtet,  den 
Juristentag  nach  Berlin  zu  berufen.  Nicht  Feste  und 
Feierlichkeiten  harren  hier  diesmal  der  Teilnehmer. 
War  schon  die  Tagung  1921  in  Bamberg  umflort 
durch  die  schweren  Erschütternisse  der  Zeit,  um  wie- 
viel ernster  ist  sie  heute  für  uns,  und  wieviel  weniger 
können  unsere  Gäste  darauf  rechnen,  daß  Gesellig- 
keit und  Fröhlichkeit,  wie  es  sonst  auf  allen  Juristen- 
tagen gang  und  gäbe  war,  sie  hier  begrüßen  wird. 

Und  dennoch !  Die  heilige  Pflicht,  die  deutschen 
Juristen  gerade  jetzt  zu  vereinigen,  veranlaßte  wohl 
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unvetkürzter  yuellenangabe  wild  gestattet.) 


die  Deputation  in  erster  Linie,  die  deutschen  Juristen, 
Schulter  an  Schulter  mit  den  Brüdern  aus  Oesterreich 
und  aus  der  Tschechoslowakei,  zusammenzuberufen, 
um  zu  zeigen,  daß  die  deutsche  Juristenwclt  gerade 
in  der  Zeit  der  Not  stark  zusammenhält,  daß  es 
gerade  jetzt  geboten  ist,  nicht  zu  zerfallen.  Und 
wenn  die  Juristen  aus  allen  Ständen:  aus  Danzig, 
Memel,  Westpreußen  und  Oberschlesien,  aus  dem 
Saargebiet  und  der  Pfalz,  vom  Rhein  und  von  der 
Ruhr  nach  Berlin  kommen,  so  werden  diese  be- 
sonders überzeugt  sein  dürfen,  daß  sie  mit  Jubel  und 
Begeisterung  empfangen  werden,  sie,  die  zwar  mit 
Gewalt  vom  Deutschen  Reiche  entrissen  sind  oder 
entrissen  werden  sollen,  sie,  die  aber  durch  die  Ge- 
schichte und  durch  die  Herzen  und  die  Geistesgemein- 
schaft jetzt  und  immerdar  mit  dem  deutschen  Volke 
unverbrüchlich  verbunden  sind  und  bleiben  werden! 

Und  aus  noch  einem  anderen  Grunde  hat  wohl 
die  Deputation  trotz  der  schweren  Schicksalsscbläge 
und  des  Ernstes  der  Stunde  den  Juristentag  gerade 
nach  Berlin  berufen: 

Einstimmig  und  einmütig  soll  er  Zeugnis  davon 
ablegen,  daß  Recht  und  Gesetzgebung  immer  noch 
die  festesten  Stützen  eines  geordneten  Staatswesens 
sind.  Einhellig  und  feierlich  wird  er,  wie  vor  2  Jahren 
in  Bamberg,  gewiß  auch  diesmal  Verwahrung  ein- 
legen wollen  gegen  Gewalt,  die  vor  Recht  gehen 
will,  gegen  die  Willkürherrschaft  der  Franzosen  und 
Belgier,  die  das  Recht  mit  Füßen  treten  und  nicht 
wissen,  was  Recht  und  Gerechtigkeit  ist.  Gerade 
unser»  Leser  haben  aus  jedem  Hefte  dieses  Jahres 
durch  aktenmäßiges  Material  ersehen,  wie  weit  diese 
Willkürherrschaft  „mitten  im  Frieden"  geht,  und 
gerade  die  DJZ.  hat  die  Stimmen  ausländischer 
Juristen  gesammelt,  die  Protest  erhoben  haben  gegen 
solche  Gewaltmaßnahmen. 

Wenn  daher  der  DJT.  mit  lauter  Stimme  ver- 
künden wird,  daß,  was  die  Deutschen  unter  Recht 
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und  Gerechtigkeit  verstehen,  zum  Glück  denn  doch 
ein  anderes  ist  als  das,  was  Franzosen  und  Belgier 
darunter  verstanden  wissen  wollen,  so  wird  er 
allein  schon  durch  diese  Tat  sich  unauslöschlichen 
Dank  erwerben  für  alle  Zeiten. 

Aber  es  sind  vor  allem  auch  die  wissenschaft- 
lichen Fragen,  die  das  Recht  und  das  Wirtschafts- 
leben tief  berühren,  die  diesmal  zur  Behandlung 
gestellt  sind.  An  der  Spitze  das  wichtige  Pro- 
blem der  Geldentwertung,  ihr  Einfluß  auf  be- 
stehende Schuldverhältnisse  und  als  Problem  des 
Steuerrechts,  die  weittragende  Frage  über  Verfas- 
sungsänderungen ohne  Aenderung  der  Verfas- 
sungsurkunde und  die  Absteckung  der  Grenzlinie 
zwischen  dem  Rechte  der  öffentlichen  Be- 
amten und  dem  der  Privatangestellten,  sowie 
endlich  die  heißumstrittene  Frage  über  die  Gestallung 
der  Ehrenstrafen  im  künftigen  Stralrecht. 

Vielleicht,  daß  noch  eine  besonders  brennende 
Frage  fehlt,  zu  der  auf  Grund  dieser  Anregung 
eines  allen  Mitgliedes  des  Juristentages  eine  Re- 
solution gefaßt  werden  könnte:  über  das 
Schicksal  und  die  Zukunft  des  deutschen 
juristischen  Schrifttums.  Die  Verhältnisse,  wie 
sie  jetzt  vor  uns  liegen,  sind  gar  trauriger  Art.  Kein 
Prophetenblick  gehört  dazu,  zu  verkünden,  daß  das 
deutsche  Schrifttum,  besonders  aber  das  juristische, 
schon  in  den  nächsten  Wochen  völlig  vernichtet 
sein  wird.  Die  Not  pocht  an  die  Tore  aller 
Zeitschriften,  und  schon  jetzt  ist  es  nicht  mehr 
möglich,  ein  juristisches  Werk  zu  veröffentlichen 
oder  zu  bezahlen.  Hier  wäre  der  DJT.  die  rich- 
tige Stelle,  um  ein  Machtwort  zu  sprechen, 
wie  die  Zukunft  des  juristischen  Schrifttums  ge- 
staltet werden  muß,  zu  ergründen,  ob  denn  gar 
keine  Möglichkeit  mehr  vorhanden  ist,  daß  die 
deutsche  Rechtswissenschaft,  die  ohne  Schrifttum 
nicht  sein  kann,  erhalten  bleibt,  und  mit  ihr  der 
Geist,  auf  den  nicht  nur  die  deutschen  Juristen 
stolz  sind,  sondern  mit  gleicher  Ehrfurcht,  gleicher 
Dankbarkeit  und  gleichem  Stolze  auch  die  Juristen 
aller  Kulturstaaten  blicken,  der  Geist,  der  erst  vor 
wenigen  Tagen  einen  italienischen  Professor  zu  einer 
Aeußerung  aus  Anlaß  der  Not  der  DJZ.  an  mich 
veranlaßt  hat,  daß  die  italienischen  Juristen  —  selbst 
diese  —  nie  vergessen  werden,  was  sie  der  deutschen 
Wissenschalt,  dem  deutschen  Schrifttum  und  gerade 
der  DJZ.  verdanken. 

Ob  eine  solche  Resolution  und  die  Einsetzung 
einer  besonderen  Kommission  selbst  heute  noch  die 
Gefahr  abwenden  kann,  das  steht  dahin;  wollte  aber 
der  DJT.  sich  dieser  Aufgabe  widmen,  so  würde  er 
zu  seinen  zahlreichen  Verdiensten  ein  neues  gesellen 
—  im  Interesse  der  Erhaltung  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft, der  Förderung  der  Gesetzgebung  und 
Rechtspflege  und  nicht  zum  wenigsten  des  juristischen 
Nachwuchses.  — 

In  all  den  früheren  Jahren  hat  die  DJZ.  den 
Mitgliedern  des  DJT.  besondere  Festgaben  darge- 
boten; in  dieser  schweren  Zeit  muß  all  das  unter- 
bleiben. Meinem  seit  Bestehen  der  DJZ.  geübten 
Brauche  entsprechend,  ist  aber  trotzdem  dieses  Heft 
dem  DJT.  gewidmet  und  sind  alle  die  Fragen  be- 
handelt worden,  die  den  Juristentag  beschäftigen 
werden:  zur  Belebung  der  Diskussion,  zur  Vertiefung 
der  Forschung  und  damit  diejenigen,  die  sich  die 
persönliche  Teilnahme  versagen  müssen,  wenigstens 
im  Geiste  mit  dem  DJT.  verbunden  bleiben. 


Als  in  Bamberg,  der  schönen  Frankenstadt,  der 
Erste  Präsident,  Wilhelm  Kahl,  in  der  ihm  eigenen 
seltenen  Beredsamkeit  und  mit  der  ganzen  Tiefe 
seines  Herzens  den  Juristentag  mit  den  Worten: 
„Auf  Wiedersehen"  schloß,  da  ahnte  wohl  keiner 
der  Teilnehmer,  wie  dieses  „Wiedersehen"  nach 
2  Jahren  sich  gestalten  würde.  War  damals  noch 
ein  Funken  von  Möglichkeit  vorhanden,  daß  Deutsch- 
land bald  aus  den  Fesseln  der  Knechtschaft  befreit 
werde,  so  wissen  wir  heute,  daß  das  nur  eitle  Hoff- 
nung war.  Aber  wenn  der  DJT.  in  der  ernstesten 
Stunde  seit  seinem  Bestehen  nach  63  Jahren  heute 
wieder  die  deutschen  Juristen  in  der  Reichshaupt- 
stadt vereinigt,  so  wissen  wir  auch  und  dürfen  wir 
das  Gelöbnis  ablegen,  daß  deutsche  Männer  und 
deutsche  Juristen  nie  der  rohen  Gewalt  weichen 
werden,  daß  sie  auf  eine  Gerechtigkeit  und  auf  die 
innere  Kraft,  die  dem  deutschen  Volke  innewohnt, 
vertrauen,  auf  die  Morgenröte,  die  Deutschland 
doch  einmal  erscheinen  muß,  daß  sie  aber,  so  lange 
das  nicht  der  Fall  ist,  zusammenstehen  werden, 
ernster,  fester  und  geschlossener  denn  je:  zur  Wahrung 
ihrer  gemeinsamen  Interessen,  zum  Schutze  der  Ge- 
rechtigkeit und  zur  Aufrechterhaltung  von  Recht 
und  Gesetz! 

Der  Herausgeber:  Dr.  Liebmann, 


Ehrenstrafen. 

Von  Geh.  Rat,  Professor  D.  Dr.  Wilhelm  Kahl,  M.  d.  R., 
Berlin. 

Auf  der  reichen  Tagesordnung  des  33.  Deut- 
schen Juristentages  steht  auch:  „Die  Gestaltung 
der  Ehrenstrafen  im  künftigen  Strafrecht".  Grund- 
sätzliche Vorfrage  ist  Beibehaltung  oder  Abschaffung 
des  Strafmittels  überhaupt.  Nur  ihr  gelten  die  nach- 
folgenden Bemerkungen.  Ohne  irgendwie  der  legislativ- 
technischen Aufgabe  der  Berichterstatter,  deren  Pläne 
mir  unbekannt  sind,  vorzugreifen,  möchte  ich  ledig- 
lich meine  Grundstimmung  gegenüber  dem  ganzen 
Problem  kurz  und  offen  bekennen. 

Die  Zweifel  an  der  Berechtigung  oder  Zweck- 
mäßigkeit von  Ehrenstrafen  laufen  schon  seit  Beccaria. 
In  der  Zwischenzeit  von  anderthalb  Jahrhunderten 
hat  die  Literatur  oft  in  langen  Pausen  darüber  ge- 
schwiegen, bis  ein  von  Idealen  bewegter  Geist  das 
Verlangen  ihrer  Beseitigung  mit  alter  Begründung 
von  neuem  erhob.  Die  Gesetzgebung  schenkte  dem 
stiUen  Streite  der  Theorie  wenig  oder  keine  Be- 
achtung. Selten,  daß  sich  in  den  Motiven  zu  den 
zahlreichen  Entwürfen  oder  Strafgesetzbüchern  des 
19.  Jahrhunderts  etwas  über  die  Aufhebung  der 
Ehrenstrafen  findet.  Meist  ist  nur  von  ihrer  ver- 
besserten Gestaltung  wie  von  Selbstverständlichem 
die  Rede.  Von  einzelnen  Ausnahmen  abgesehen, 
halten  sich  auch  die  große  Literatur  zur  Reform  des 
deutschen  Strafrechts,  die  Begr.  z.  Vorentwurf,  die 
Protokolle  der  Strafrechtskommission  und  die  Denk- 
schrift z.  Entw.  1919  im  wesentlichen  noch  auf 
dieser  Linie.  Als  ernsthafte  Gesetzgebungsfräge  ist 
die  Beseitigung  der  Ehrenstrafen  erst  in  jüngster 
Zeit  aufgetreten.  Es  ist  bekannt  geworden,  daß  ein 
dem  Reichskabinett  vorgelegter  Entw.  alle  Ehren- 
strafen aufgehoben  wissen  will.  Die  Umstände, 
unter  denen  die  Oeffentlichkeit  von  dieser  Absicht 
in  Kenntnis  gesetzt  wurde,  waren  nicht  ganz  glück- 
liche. Es  geschah  auf  einem  politischen  Parteitag. 
So  konnte  die  Meinung  entstehen,  als  handle  es  sich 
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um  Durchführung  eines  politischen  Programms.  Das 
war  nicht  gewollt.  Um  so  mehr  ist  von  vornherein 
festzuhalten,  daß  jede  Parteipolitik  ausscheidet.  Die 
Stellungnahme  ist  lediglich  aus  dem  Geiste  des 
Strafrechts  selbst  und  aus  den  Bedürfnissen  der 
Kriminalpolitik  zu  gewinnen.  Hinwiederum  kann  es 
innerhalb  der  Entscheidung  aus  dem  Strafrecht  keine 
Trennung  nach  Schulen  oder  Richtungen  geben. 
Anerkannte  Gründer  oder  Anhänger  der  modernen 
Strafrechtsschule  sprechen  sich  bestimmt  für  die 
Notwendigkeit  von  Ehrenstrafen  aus,  während  an- 
dererseits Kriminalisten,  die  sich  zweifellos  in  die 
Liste  der  Klassiker  eingetragen  haben  würden,  falls 
zu  ihrer  Zeit  die  Erfindung  der  Strafrechtsschulen 
bereits  patentiert  gewesen  wäre,  ernste  Bedenken 
dagegen  erhoben  haben.  Wie  es  seit  dem  Berliner 
Juristentag  von  1902  gelungen  war,  den  Schulen- 
streit der  praktischen  Reform  fernzuhalten,  so  muß 
es  auch  in  dieser  Frage  geschehen. 

Hauptforderung  ist  Abschaffung  der  Neben- 
strafe des  Verlustes  der  bürgerlichen  Ehrenrechte. 
Ihre  beiden  wichtigsten  öffentlich-rechtlichen  Wir- 
kungen des  Verlustes  der  Amtsfähigkeit  sovrie  des 
Wahl-  und  Stimmrechts  sollen  als  selbständige 
sichernde  Maßnahmen  bestehen  bleiben,  aber  nicht 
wegen  Ehrlosigkeit,  sondern  wegen  mangelnden 
Vertrauens  in  die  Rechtsausübung  verhängt  werden 
und  in  keinem  Falle  von  Rechts  wegen  eintreten. 
Im  Zusammenhange  damit  Abschaffung  des  Zucht- 
hauses als  einer  Freiheitsstrafe,  mit  deren  Namen 
schon  der  Makel  einer  ehrenrührigen  Strafe  sich 
untrennbar  verbunden  hat.  Die  weitere  Aenderung 
des  Ersatzes  der  Ehrenstrafe  des  Verweises  durch  die 
Verhütungsmaßregel  der  Verwarnung  scheide  ich  als 
an  sich  und  für  die  Grundsatzfrage  nebensächlich  aus. 

Seitdem  vor  etwa  zwei  Jahren  diese  Reform- 
pläne bekanntgeworden  sind,  hat  sich  weiter  Kreise 
eine  starke  Beunruhigung  bemächtigt.  Mit  innerer 
Erschrockenheit  haben  viele  gefragt:  Soll  in  der 
Tat  gesetzlich  anerkannt  sein,  daß  es  ehrlose  Ver- 
brecher nicht  mehr  gibt?  Hat  verbrecherische  Ehr- 
losigkeit in  allen  nur  denkbaren  Gestalten  ihr 
Haupt  jemals  schamloser  erhoben  als  heute?  Soll 
just  in  solcher  Zeit  der  Staat  die  Ehrenstrafe,  den 
Begriff  der  Ehre,  die  Forderung  der  bürgerhchen 
Ehrenhaftigkeit  aus  seinem  Strafrecht  streichen? 
Der  Sachkundige  weiß,  daß  derlei  FragesteUungen 
selbst  auf  teilweise  irrigen  Gedankenwegen  gehen, 
Voraussetzungen  und  Folgerungen  in  sich  auf- 
nehmen, die  von  der  Reform  nicht  gewollt  und 
mitumfaßt  sind.  Gleichwohl  müssen  solche  Laien- 
gedanken vom  Gesetzgeber  ernst  genommen  werden. 
Sie  sind  der  ehrliche  Ausdruck  eines  geängsteten 
Volksgewissens,  das  Zeugnis  eines  harten  Zu- 
sammenstoßes zwischen  konstruktivem  Juristenrecht 
und  natürlichem  Volksempfinden.  Ueberdies  bergen 
sie  ungeachtet  übertriebener  Vorstellungen  einen 
reif  in  und  gesunden  Wahrheitskern.  Ich  ehre  den 
Idealismus  der  wissenschaftlichen  Vertreter  der 
Reform.  Ich  schätze  meinerseits  die  Menschlichkeit 
im  Strafrecht  auf  das  höchste  ein  und  trete  jeder 
zeitgemäßen  Verbesserung  des  Systems  der  Ehren- 
strafen bei.  Aber  ich  warne,  an  einem  so  ent- 
scheidenden und  feinfühligen  Nerv  das  Strafrecht 
von  den  starken  Wurzeln  sittlichen  Volksbewußtseins 
eigenwillig  zu  lösen.  Gegen  grundsätzliche  Be- 
seitigung der  Ehrenstrafen  habe  ich  die  schwersten 
Bedenken  und  kann  ihr  nicht  zustimmen. 


Was  zu  ihrer  Begründung  vorgebracht  wird, 
ist  nicht  neu.  Die  Ehrenstrafe  verletze  die  Menschen- 
würde, drücke  dem  Bestraften  ein  untilgbares 
Brandmal  auf,  entspreche  nicht  den  allgemeinen 
Strafzwecken,  sei  eine  durch  Richterspruch  gedeckte 
moralische  Lynchjustiz,  sei  das  schwerste  Hindernis 
der  Wiedereingliederung  des  Bestraften  in  die  Ge- 
sellschaftsordnung. Nicht  als  Entehrter,  sondern 
als  Entsühnter  solle  dieser  in  die  Gesellschaft 
zurückkehren. 

Das  alles  klingt  edel  und  schön,  verkennt 
aber  Sinn  und  Wesen  der  Ehrenstrafe  im  heutigen 
Recht.  Das  ganze  Kapitel  der  Unverletzbarkeit  der 
angeborenen  Menschenwürde  kann  ausscheiden  und 
der  Moralphilosophie  überlassen  bleiben.  Be- 
schimpfende Ehrenstrafen  verwerfen  alle.  Auch 
über  nur  beschämende  braucht  sich  der  33.  Juristen- 
tag nicht  mehr  zu  unterhalten.  Schon  der  28.  von 
1906  in  Kiel  hat  sie  abgelehnt.  Einigkeit  besteht 
darüber,  daß  Menschenehre  an  sich  ein  Rechtsgut 
ist,  das  Gesetz  oder  Richterspruch  nicht  geben 
und  nicht  nehmen,  nicht  mindern  und  nicht 
mehren  kann.  Behandelte  zwar  der  antike  Staat 
menschliche  Ehre  als  eine  mit  dem  Staatsbürger- 
tum derart  verknüpfte  Eigenschaft,  daß  er  frei  dar- 
über verfügen,  sie  auch  vernichten  könne,  war  dies, 
wiewohl  mit  schon  vergeistigter  Begründung,  auch 
noch  der  Standpunkt  des  mittelalterlich  kirchlichen 
Universalstaates,  und  endlich  mit  mancherlei  Ver- 
zerrung wiederum  die  Stimmung  des  früheren  ge- 
meinen Rechts  und  einiger  auf  ihm  beruhenden 
Partikularstrafgesetzbücher,  so  haben  Humanismus 
und  Autklärung  diese  Autfassung  doch  völlig  über- 
wunden. Sie  hat  keine  Aussicht  mehr,  sich  legis- 
lativ zu  erneuern.  Nach  der  geläuterten  Auffassung 
der  Gegenwart  ist  Ehre  immanente  Oualität,  der 
selbst  erworbene  und  selbst  zu  behauptende  Wert 
der  Persönlichkeit.  Freilich  aber  kann  sich  die 
äußerliche  Selbstbehauptung  dieses  sittlichen  Eigen- 
wertes nicht  kraft  allein  maßgebenden  Willens  und 
ausschließhcher  Selbsteinschätzung  seines  Trägers 
durchsetzen.  Vielmehr  ist  jene  Selbstbehauptung 
notwendig  durch  mindestens  stillschweigende  An- 
erkennung seiner  Umwelt,  der  Gesellschaft,  des 
Standes,  des  Staates  bedingt  oder  mitbedingt.  Die 
Werturteile  der  verschiedenen  Kreise  brauchen  sich 
keineswegs  zu  decken.  Standesebre  kann  fordern, 
was  Staat  oder  GeseUschaft  mißbilligen  und  umge- 
kehrt. In  jedem  Fall  bestehen  hier  notwendige  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse. Keine  Gemeinschaft  ist 
verpfhchtet,  Persönlichkeitswerte  für  ihren  Bereich 
anzuerkennen,  jede  berechtigt,  solche  Anerkennung 
zu  versagen.  Sie  versagt,  indem  sie  subjektive 
Rechte  vorenthält  oder  entzieht,  deren  Besitz  nach 
der  im  Gemeinschaftskreise  herrschenden  Vor- 
stellung zur  Voraussetzung  hat,  daß  nicht  unehren- 
haftes Verhalten  vorliegt.  Genau  so  tut  der  Staat, 
wenn  er  wegen  ehrloser  Handlung  durch  Richter- 
spruch die  bürgerhchen  Ehrenrechte  aberkennt. 
Versagung  der  Ausübung  gewisser  staatlicher  Rechte 
auf  Grund  richterlicher  Feststellung  unehrenhafter 
Handlung  ist  die  Ehrenstrafe  der  Gegenwart.  Nichts 
anderes,  nicht  weniger  und  nicht  mehr. 

Eben  deshalb  halten  die  ideal  stihsierten  tin- 
wände real  nüchternem  Urteil  nicht  stand.  Der 
Staat  raubt  nicht  Ehre,  was  er  überhaupt  nicht  ver- 
mag er  deckt  nicht  moralische  Lynchjustiz,  er 
drückt  kein  Brandmal  auf,  sondern  er  versagt  wegen 
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ehrlosen  Verhaltens  bestimmt  ausgewählte  Rechte. 
Ob  und  in  welcher  Art  diese  Versagung  auf  die 
Achtungsstellung  in  der  Gesellschaft  reflektiere,  hat 
der  Staat  so  wenig  in  der  Hand  wie  die  Regu- 
lierung der  sozialen  Ehrenanerkennung  überhaupt. 
Es  kann  sich  ebenso  umgekehrt  ereignen,   daß  ein 
vom  Richter  ehrenvoll  Freigesprochener  von  der 
Gesellschaft  gleichwohl  mit  Verachtung  angesehen 
•wird.     Daß   aber  die   Ehrenstrafe  das  schwerste 
Hindernis  der  Wiedereingliederung  in  die  Gesell- 
schaft bilde,  wird  durch  die  Erfahrungen  der  Ge- 
fangenenfürsorge direkt  widerlegt.    Sie  stehen  mir 
aus  Jahrzehnten  zur  Verfügung.    Noch  lebt  das 
gesunde  Bewußtsein,  daß  das  Verbrechen  aus  ehr- 
loser Gesinnung  entehrt  hat,  nicht  die  Ehrenstrafe. 
Für  alle  Regelfälle  liegen   die   Bedingungen  der 
Rehabilitierung  im  nachfolgenden  Verhalten  des  Be- 
straften.   Entsühnen  muß  er  sich  selbst,  das  kann 
nicht  magische  Wirkung  der  Strafe  sein.     Die  all- 
gemeinen Strafzwecke  erfüllt  die  Ehrenstrafe  genau 
so  vollkommen  oder  unvollkommen,  so  recht  oder 
schlecht  wie  Freiheits-  oder  Geldstrafe.   Bei  keinem 
Strafmiltel  überhaupt  kommen  alle  Strafzwecke  zur 
Hebung,  keiner  ist  generell,  jeder  nur  individuell 
wirksam.    Wer  Ehrgefühl,    d.  h.  den  Willen  zur 
Anerkennung    seines    Persönlichkeitswertes  nicht 
mehr  besitzt,  wird  freilich  weder  abgeschreckt  noch 
gebessert.    Dies  ist  aber  kein  Beweis  gegen  das 
Strafmitlei   an  sich.    Die  Ehrenstrafe  dient  auch 
dem  Sicherungszweck.    Grundfalsch   aber  ist,  in 
ihm   die   Funktion   der   Ehrenstrate   erschöpft  zu 
sehen  und  insbesondere  hiernach  die  bisherige  Ab- 
erkennung der  bürgerlichen  Ehrenrechte  als  aus- 
schießiich  sichernde  Maßnahme  zu  charakterisieren. 
Ich  verfolge  dies  hier  nicht  weiter,   da  es  ent- 
scheidend auf  etwas  anderes  ankommt.    Die  Not- 
wendigkeit   der  Beibehaltung   des   Verlustes  von 
Amtsfähigkeit,    Wahl-  und  Stimmrecht  selbst  als 
mindestens  sichernder  Maßnahme  wird  anerkannt. 
A'ur  nicht  wegen  Ehrlosigkeit  zu  verhängen,  sondern 
wegen  mangelnden   Vertrauens.     Damit    ist  der 
Kernpunkt    des  Streites    aufgedeckt.    Die  Sache 
bleibt,  der  Name  soll  fallen.    Die  Sache  bleibt: 
denn  wer  als   vertrauensunwürdig  für  Amt  und 
Wahl  erkannt  wird,  erfährt  nichts  anderes  als  Ehren- 
strafe.   Es  geht  im  letzten  Grund  um  die  Frage, 
ob  man  das  Ding  beim  richtigen  Namen  nennen 
will  oder  nicht.    Die  grundsätzlichen  Gegner  der 
neuen  Reform  aber  legen  gerade  auf  den  Sammel- 
namen Ehrenstrafe  und  Aberkennung  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  entscheidenden  Wert,  weil  sie 
nicht  verschleiert  wissen  wollen,  daß  der  Maßregel 
ehrlose  Handlungsweise    zugrunde   liegt.  Genau 
so  bei  dem  Verlangen  nach  Abschaffung  des  Zucht- 
hauses.  Es  soll  durch  „strenges  Gefängnis"  ersetzt 
werden.    Ich  lasse  die  Reformfrage  ganz  offen,  ob 
es  notwendig  sei,  mit  dem  Zuchthaus  Ehrenfolgen 
von  Rechtswegen  zu  verbinden.    Ich  neige  auch 
hier  zum  Grundsatz  der  Freiheit  des  richterlichen 
Ermessens  und  lege  viel  größeres  Gewicht  auf  den 
noch  schärfer  herauszuarbeitenden  unterscheidenden 
Ernst  des  Strafvollzugs,    der  wirkungsvoller  und 
wahrhaftiger   ausgedrückt  wird   durch   den  über- 
lieferten Namen   als   durch  Bildung  eines  Ober- 
begriffs von  Gefängnis.    Seine  Unbeliebtheit  in  der 
Verbrecherwelt  ist  kein  Grund  der  Abschaffung. 

An  keinem  Punkte  überhaupt  sehe  ich  hiernach 
einen   zwingenden   Grund   für   die  grundsätzliche 


Beseitigung  der  Ehrenstrafen.  Reformbedürftigkeit; 
wohl,  aber  nicht  Aufhebung.  Gegenteilig  befürchte 
ich  aus  ihr  ernste  Gefahren,  Erschütterung  der 
ethischen  Grundlagen  des  SIrafrechts,  Abschwächung 
seiner  generalprävenierenden  Kraft  und  damit 
Steigerung  der  Kriminalität,  Verflachung  ehrlosen,, 
namentlich  verräterischen  und  wucherischen  Han- 
delns zu  einem  einfachen  gering  bewerteten  Straf- 
zumessungsgrund. Und  dies  alles  ausgerechnet  in 
einer  Periode  offenbaren  langandauernden  sittHchen 
Tiefstandes!  In  dieser  Sorge  begegnen  sich  ju- 
ristische Betrachtungsweise  und  natürliches  Volks- 
empfinden. Die  Zukunft  bedarf  der  Stärkung  des 
Bewußtseins,  daß  Ehrenhaftigkeit  Bürgerpflicht  ist. 
Diese  Stärkung  ist  eine  der  Kräfte  für  den  Wieder- 
aufbau des  Staats. 


Verfassungsänderungen  ohne  Aenderung 
der  Verfassungsurkunde. 

Vom  Geh.  Hofrat,  Prof.  Dr.  Piloty,  Würzburg. 

Es  ist  nicht  eigentlich  ein  bestimmt  faßbares 
Rechtsprinzip  von  Allgemeingültigkeit,  das  dazu 
führte,  das  Grundgesetz  des  Staates  mit  besonderen, 
den  gewöhnlichen  Gesetzen  nicht  zustehenden  Sicher- 
heiten zu  umgeben.  Vielmehr  hat  ein  gewisser 
politischer  Instinkt,  nämlich  das  Bestreben,  die 
Achtung  vor  dem  Grundgesetz  möglichst  über  die 
herkömmliche  und  durchschnittliche  Achtung  vor 
dem  Rechte  zu  erheben,  das  Verlangen  nach  solchen 
besonderen  Sicherheiten  mit  sich  gebracht.  Die 
Ordnung  der  Herrschaft,  wenn  sie  doch  schon  nicht 
mehr  wie  nach  früheren  Vorstellungen  eine  göttliche, 
sondern  eine  von  menschlichem  Willen  gesetzte  sein 
muß,  ist  etwas  so  Hohes  und  Wichtiges  für  das  Ge- 
deihen des  Staates  nach  innen  und  außen,  daß  der 
Gedanke  an  besondere  Sicherungen  sich  ganz  von 
selbst  aufdrängte.  Die  Gestaltung  des  rechtlichen 
Grundverhältnisses  der  herrschenden  Gewalt  zum 
Untertan  und  damit  auch  die  Charakteristik  der 
öffenthchen  Rechtsfähigkeit  des  Staatsbürgers  sind 
Fragen  von  so  weittragender  Bedeutung,  daß  daran 
das  höchste  politische  Interesse  zu  nehmen  ist,  denn 
alle  übrige  Rechtsordnung  und  schließhch  das  ganze 
öffentliche  und  bürgerliche  Leben,  Rechtspflege  und 
Verwaltung,  Webrwesen  und  Finanzen  und  der  aus- 
wärtige Dienst  erhalten  durch  die  Verfassung  ihr 
jeweilig  charakteristisches  Gepräge.  Die  ganze  In- 
dividualität eines  Staatsvolkes  ist  durch  seine  Ver- 
fassung gekennzeichnet. 

Man  hat  deshalb  überall  und  von  jeher  dieser 
Ordnung  auch  besondere  Formen  zu  geben  versucht. 
Wie  der  Konstituierungsakt  selbst,  mag  er  mit  der 
Staatsgiündung  zusammenfallen  oder  eine  Folge 
großer  geschichtlicher  Begebenheiten  oder  innerer 
Umwälzungen  sein,  sich  durch  besondere  Feier- 
lichkeit und  durch  die  Betätigung  besonderer  Herr- 
schaftsorgane vor  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung 
auszeichnet,  wie  eine  besondere  Treue  und  be- 
sonderer Gehorsam  für  den  herrschenden  Willen  und 
seine  Ordnung  verlangt  und  erwartet  wird,  so  soll 
auch  das  Verfassungswerk  selbst  sich  schon  äußer- 
lich der  Form  nach  abheben  vom  gewöhnlichen 
Gesetz  und  soll  seine  Aenderung  grundsätzlich  über 
die  Ebene  einer  leicht  zu  nehmenden  Gelegenheits- 
gesetzgebung erhoben  werden.  Wo,  wie  das  die 
Regel  bildet,  das  Grundgesetz  in  eine  Urkunde  ge- 
faßt ist,  da  wird  nicht  nur  in  der  Entstehungsweise- 
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und  äußeren  Form  die  Bedeutsamkeit  dieses  Gesetzes  i 
zum  Ausdruck  gebracht,  es  werden  vielmehr  in  der 
Regel  auch  besondere  Erschwerungen  für  die  etwaige  ] 
künftige  Aenderung,  wenn  nicht  gar  deren  grund- 
sätzliches Verbot  angeordnet. 

Dennoch  sind  Verfassungsänderungen  unver- 
meidlich; ob  sie  häufig  sind  oder  nicht,  das  hängt 
von  den  Zeitläuften,  der  Sinnesart  des  Volkes  und 
nicht  zuletzt  auch  davon  ab,  was  alles  in  die  Ver- 
fassungsurkunde hineingeschrieben  wurde. 

Hat  man  sich  dabei  wirklich  auf  das  für  die 
Ordnung  der  Herrschaft  Wesentliche  beschränkt,  so 
kommt  es  zu  Aenderungen  nur,  wenn  eine  Umge- 
IC  staltung  der  Staatsform  oder  eine  Aenderung  der 

Regierungsform  in  Frage  ist.  Ist  aber  die  Urkunde 
nebenher  noch  mit  allerhand  Normwerk  bepackt 
worden,  welches  nicht  immittelbar  die  Herrschaft 
betrifft  oder  gar  auf  allerlei  wandelbare  Lebens- 
interessen sich  bezieht,  dann  können  auch  in  einem 
verfassungstreuen  Lande  Verfassungsänderungen 
naturgemäß  recht  häufig  vorkommen. 

Hat  man  einmal  wie  das  seit  dem  amerikani- 
schen Vorgange  fast  in  aller  Welt  Uebang  geworden 
ist,  den  Weg  der  Beurkundung  der  Verfassung  be- 
schritten, dann  ist  es  eine  natürliche  Forderung,  daß 
diese  Beurkundung  dem  materiellen  W^andel  der  Ver- 
fassung folge,  ja  ihm  den  normalen  Ausdruck  gebe. 
Die  Gepflogenheit  der  Beurkundung  der  Verfassung 
bringt  also  ganz  von  selbst  eine  Vermutung  dafür 
mit  sich,  daß  alles  in  der  Urkunde  normierte  Recht 
Verfassungsrecht  sei  und  daß  nichts  Verfassungs- 
recht sei,  was  nicht  in  der  Urkunde  normieit  ist. 
So  zwingend  nun  im  Grunde  diese  Vermutung  ist, 
so  wenig  folgt  ihr  doch  die  Praxis.  In  der  Wirk- 
lichkeit des  Verfassungslebens  kommt  ihr  die  Be- 
deutung einer  zwingenden  Rechtsvermutung  weder 
nach  der  positiven  noch  nach  der  negativen  Seite  zu. 

England  hat  sich  auf  eine  Beurkundung  seines 
Verfassungsrechtes  grundsätzlich  überhaupt  nicht  ein- 
gelassen. Amerika  hat  umgekehrt  das  Beurkunden 
sehr  ernst  und  feierlich  genommen.  Die  Union  hat 
nur  eine  ihr  ganzes  Verfassungsrecht  umfassende 
^  Urkunde.    Für  Aenderungen  ist  ein  sehr  umständ- 

licher Weg  vorgeschrieben.  Was  auf  diesem  Wege 
als  Verfassungsrecht  entsteht,  wird  als  Zusatz  der 
Urkunde,  die  im  Wortlaute  unverändert  bleibt,  an- 
gefügt. Das  Verfassungsrecht  der  Union  erhält  da- 
durch eine  beachtenswerte  UebersichtUchkeit,  und 
dennoch  gibt  es  auch  in  Amerika  ein  nicht  beur- 
kundetesVerfassungsrecht.  Frankreich  hat  nur  einen 
Teil  seines  Verfassungsrechts,  im  wesentlichen  nur 
die  Organisation  und  Zuständigkeit  seiner  höchsten 
Organe,  beurkundet. 

In  Deutschland  gingen  in  der  konstitutio- 
nellen Zeit  die  Staaten  darauf  aus,  das  ganze  Ver- 
fassungsrecht in  Urkunden  zu  bannen.    Im  ganzen 
faßte  man  dabei  den  Begriff  des  Verfassungsrechls 
^  ziemlich  weit  und   zog   außer  der  Ordnung  der 

höchsten  Organe  der  Staatsgewalt  und  der  allgemeinen 
Stellung  der  Untertanen  und  Privilegierten  auch  noch 
das  Verhältnis  zur  Kirche  und  die  obersten  Regeln 
über  Gesetzgebung,  Rechtspflege,  Staatsdienst,  Haus- 
halt, Wehrordnung  und  Garantie  der  Verfassung  mit 
herein.  So  entstanden  sehr  paragraphenreiche  Ver- 
fassungsurkunden, denen  da  und  doit  sogar  gleich 
von  Anfang  an  allerhand  Beilagen  und  Anhänge 
mit  veifassungsurkundlichem  Charakter  beigegeben 
wurden.  Spätere  Veifassungsgesetze  folgten  in  großer 


Zahl.  Ganze  Abschnitte  und  zahlreiche  einzelne  Be- 
stimmungen verschwanden  auf  dem  vorgeschriebenen 
Wege  der  Verfassungsänderung  in  der  Versenkung. 
Neben  den  eigentlichen  förmlichen  Aufhebungen  und 
Aenderungen  einzelner  Normen  und  Normenreihen 
ergaben  sich  auch  „Zusätze".  Ganze  Gesetze  oder 
Teile  von  solchen  wurden  um  ihrer  Wichtigkeit 
willen  oder  weil  irgendeine  sachliche  Beziehung 
zu  Grundsätzen  der  Verfassungsurkunde  bestand,  als 
Verfassungsgesetze  ausdrücklich  erklärt  und  damit, 
ähnlich  wie  in  der  amerikanischen  Union,  in  den 
Bann  der  erschwerten  Abänderlichkeit  getan. 

Diese  verfassungsrechtlichen  Gepflogenheiten 
übertrugen  sich  ohne  grundsätzliche  Besinnung  auch 
auf  das  Reich.  Auch  die  Reichsverfassung  von  1871 
wollte  ursprünglich  erschöpfend  sein  und  unterlag 
doch  bald  dem  unentrinnbaren  Schicksal  der  Auf- 
hebungen, Aenderungen  und  Zusätze.  Unter  den 
Aenderungen  fanden  sich  solche,  die  den  Text  der 
ursprünglichen  Urkunde  selbst  erfaßten,  aber  auch 
solche,  die  den  Inhalt  einzelner  Normen  trafen,  den 
Text  aber  nicht  erfaßten,  letzteres  namentlich  in  dem 
das  Verhältnis  von  Reich  und  Staaten  so  scharf  be- 
stimmenden Bereich  der  Zuständigkeiten  in  Gesetz- 
gebung, Verwaltung  und  Rechtspflege. 

In  Reich  und  Staaten  kam  es  auf  diese  Weise 
dahin,  daß  das  formelle,  d.  h.  in  der  Urkunde  ge- 
regelte, und  das  materielle,  d.  h.  auf  die  Ordnung 
der  Herrschaft  bezügliche  Verfassungsrecht  sich 
längst  nicht  mehr  deckten.  Der  Gesetzgeber  selbst 
hat  sich  darüber  den  Kopf  nicht  zerbrochen.  Den 
allmählich  immer  unübersichtlicher  werdenden  Be- 
stand an  Verfassungsrecht  vom  übrigen  Recht  zu 
sondern  und  damit  das  System  der  Herrschaft  einer- 
seits, den  Bestand  an  formell  verfassungsrechtlichen, 
den  Garantien  erschwerter  Abänderlichkeit  unter- 
liegenden Normen  andrerseits  bestimmt  und  klar  zu 
erfassen,  blieb  der  Wissenschaft  vorbehalten. 

Der  Stand  der  Dinge  ist  nach  der  neuen  Ord- 
nung kein  wesentlich  anderer  geworden,  nur  treten 
die  ungelösten  Fragen  jetzt  viel  gewichtiger  in  die 
Erscheinung,  und  gilt  das  besonders  für  das  Reich, 
nachdem  die  neue  Reichsverfassung  nicht  nur  in 
ihrem  1.  Hauptteil  die  Reichszuständigkeit  gegenüber 
derjenigen  der  Länder  sehr  erheblich  erweitert, 
sondern  im  2.  Hauptteil  auch  große  Lebensgebiete 
unter  ihren  Normenschutz  genommen  hat,  die  früher 
der  gewöhnhchen  Gesetzgebung,  und  zwar  zumeist 
der  Landesgesetzgebung,  überlassen  waren.  Das  neue 
Reichsverfassungsrecht  ist  besonders  charakterisiert 
durch  die  zahlreichen  grundsätzlichen  Bindungen, 
die  nicht  nur  für  die  Länder,  sondern  auch  für  den 
Gesetzgeber  des  Reichs  geschaffen  sind.  Bei  der 
natürlichen  Flüssigkeit  der  Grenzen  zwischen  Grund- 
sätzlichem und  Nichtgrundsätzlichem  liegt  es  auf 
der  Hand,  daß  auch  die  mit  der  Aenderung  des 
Verfassungsrechtes  zusammenhängenden  Fragen  an 
Bedeutung  gewonnen  haben  und  mehr  und  mehr 
gewinnen  werden. 

Unter  den  vielen  Einzelfragen,  die  noch  ungelöst 
sind,  ragt  an  Bedeutung  die  hervor,  ob  und  inwie- 
weit etwa  Gesetze,  welche  ohne  Aenderung  des 
Textes  doch  eine  Aenderung  des  Inhaltes  der  Ver- 
fassung in  sich  schließen,  zu  ihrer  Aenderung  oder 
Aufhebung  wiederum  den  Erschwerungsnormen  der 
Verfassungsuikunde  unterliegen. 

Auf  eine  kurze  und  keineswegs  erschöpfende 
grundsätzliche  Erörterung  dieser  Frage  will  ich  mich 
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hier  beschränken.  '  Uer  wissenschaftliche  Standpunkt  i 
ist  der  gleiche  gegenüber  dem  Verlassungsrecht  des 
Reichs  und  dem  der  Länder. 

War  der  Gesetzgeber  der  .Meinung,  mit  einem 
neuen  Gesetz  in  den  Normbestand  der  Verfassungs- 
urkunde einzugreifen  und  hat  er  deshalb  die  Not- 
wendigkeit der  Beachtung  der  Erschwerungsnormen 
als  gegeben  erachtet  und  entsprechend  diesen 
Normen  das  neue  Gesetz  erlassen,  so  hat  er  damit 
die  Verfassung  geändert,  ohne  die  Verfassungsurkunde 
zu  ändern.  Das  neue  Gesetz  ist  ein  Verfassungs- 
änderungsgesetz. Ob  es  aber  damit  selbst  auch 
Verfassungsgesetz  ist,  d.  h.  ob  es  von  selbst  und 
ohne  ausdrückliche  Anordnung  der  erschweiten  Ab- 
änderlichkeit  unterliegt,  darüber  fehlt  die  Norm  in 
allen  Veifassungsurkunden. 

Für  die  Annahme  der  Verfassungsgesetznatur 
sprechen  logische  Gründe,  dagegen  spricht  eine  ge- 
wisse technische  Zweckmäßigkeit. 

Es  ist  logisch,  daß  der  Sinn  der  Erschwerung 
der  gleiche  ist  für  die  geänderte  Norm  wie  für  die  Ur- 
norm.  Wenn  die  Urnorm  bestimmt,  der  Reichs- 
präsident wird  auf  sieben  Jahre  gewählt,  die  Ab- 
änderuDgsnorm  aber  die  Wahl  auf  ein  Jahr  oder 
auf  lebenslänglich  anordnet,  oder  wenn  der  be- 
stehenden Norm,  die  Wiederwählbarkeit  zuläßt,  der 
Zusatz  einer  Bedingung  beigefügt  wird,  so  ist  die 
neue  Norm,  welche  die  alte  ganz  oder  teilweise  ver- 
drängt, genau  so  gut  Verfassungsnorm  wie  die  alte. 
Weshalb  sollte  also  der  neuen  Norm  der  Bann  der 
Erschwerungsnorm  fehlen '?  Ein  vernünftiger  Grund 
ist  dafür  nicht  gegeben. 

Dazu  kommt  der  verfassungspolitische  Grund, 
daß  eine  Verfassung,  deren  Aendeiungen  nicht  also 
vinkuliert  wären,  im  Laufe  der  Zeit  aller  ver- 
fassungsgesetzlichen Form  entkleidet  werden  könnte. 
Stück  für  Stück  würde  abgetragen  und  in  die  glatte 
Bahn  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung  geschoben. 
Wer  den  Erschwerungsnormen  grundsätzlich  jeden 
Wert  abspricht,  dem  mag  ja  solche  Entwicklung 
unbedenklich  erscheinen.  Wer  aber  in  dem  von 
den  bestehenden  Verfassungen  eingenommenen  Stand- 
punkt weiterdenkt,  der  muß  sich  zur  verfassungs- 
gesetzUchen  Natur  der  Aenderungsnormen  bekennen. 
Gesetzgebungstechnisch  freilich  kann  diese  Auf- 
fassung zu  großen  Unbequemlichkeiten  führen.  Er- 
gehen zahlreiche  und  umfangreiche  Aenderungs- 
gesetze,  so  vermehrt  sich  der  Bestand  an  Veifassungs- 
gesetzen  allmählich  ins  Ungeheuerliche.  Die  erhöhten 
Beschluß-  und  Beschlußfähigkeitsmehrheiten  können 
dem  Gesetzgeber  zur  unerträglichen  Fessel  werden. 

Trotz  Anerkennung  ihrer  praktischen  Richtigkeit 
kann  doch  dieser  technischen  Erwägung  durch- 
schlagende Bedeutung  nicht  beigelegt  werden. 

Es  bleibt  nur  ein  Weg,  um  ihr  gerecht  zu  werden. 
Die  Brauchbarkeit  dieses  Weges  hängt  freilich  von 
einer  recht  unsicheren  Voraussetzung,  nämlich  der 
Achtsamkeit  des  Gesetzgebers,  ab. 

Es  ist  dem  Gesetzgeber  zweieilei  zu  empfehlen: 

1.  Soweit  irgend  möglich,  sind  Verfassungs- 
änderungen so  vorzunehmen,  daß  mit  dem  Inhalt 
auch  der  Text  der  Verfassungsurkunde  selbst  ge- 
ändert werde. 

2.  Soweit  dies,  wie  bei  manchen  Zusätzen,  nicht 
tunlich,  der  Text  der  Urkunde  also  beizubehalten 
ist,  hat  der  Gesetzgeber  im  neuen  ändernden  Gesetz 
selbst  zu  bestimmen,  was  Verfassungsgesetz  sein 


soll  und  was  nicht.  Als  Verfassungsgesetz  wird  er 
dann  nur  zu  erklären  haben,  was  von  grundsätzlicher 
Bedeutung  ist. 

Das  Problem  der  Geldentwertung  und  der 
Deutsehe  Juristentag. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Hachenburg,  Mannheim. 
Es  ist  ein  alter  Gebrauch  der  DJZ.,  den  Juristen- 
tag zu  begrüßen.  Sie  gibt  ein  Präludium  zu  dessen 
Aufgaben.  Nicht,  daß  Gutachten  zu  den  vorgelegten 
Fragen  geliefert  werden.  Es  sind  nur  Läufer,  die 
dem  Wagen  des  Herrn  vorauseilen  und  dessen  An- 
kunft anzeigen.  Sie  sollen  die  Aufmerksamkeit  des 
Volkes  erwecken.    Mehr  nicht. 

Die  Tagesordnung  des  Deutschen  Juristentages 
wird  von  der  Geldentwertung  beherrscht.  Drei 
Kapitel  aus  dem  Rechte  der  Schuldverhältnisse  (Auf- 
wertung der  Hypotheken,  Verzugsschaden,  Pacht- 
inventar) beschäftigen  die  Abteilung  für  bürgerliches 
Recht.  Die  Steuer-  und  wirtschaftliche  Abt.  behandelt 
die  Geldentwertung  im  Steuerrecht  und  die  wert- 
beständigen Anlagen.  Nur  in  der  Abt.  für  öffent- 
liches Recht  sind  andere  Themen  aufgestellt.  Das 
ist  durchaus  verständlich.  Denn  ganz  Deutschland 
steht  heute  unter  dem  Zeichen  der  Geldentwertung. 

Man  hat  mit  gutem  Bedacht  nicht  diese  selbst 
als  weitumfassendes  Thema  aufgestellt.  Will  man 
brauchbare  Ergebnisse,  so  muß  man  einzelne  Stücke 
herausgreifen.  Trotzdem  oder  gerade  deshalb  muß 
aber  der  gemeinsame  Ausgangspunkt  gesucht  werden. 
Das  ist  die  wirtschaftliche  Bedeutting  der  Geld- 
entwertung. Mit  ihr  wird  jede  Eröiterung,  so  speziell 
ihr  Ziel  ist,  beginnen.  Man  erkennt  alsbald,  daß 
Geldentwertung  nur  ein  äußeres  Symptom  ist.  Sie 
besagt  nur,  daß  für  das  jetzt  in  Deutschland  um- 
laufende Papiergeld  immer  weniger  Güter  zu  er- 
halten sind.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  ist 
damit  nicht  geklärt.  Und  doch  ist  dies  nötig.  Nur 
dann  kann  auch  der  Jurist  für  sein  Gebiet  die  Fol- 
gerungen ziehen. 

Geldentwertung  ist  nicht  identisch  mit  der  Ver- 
armung Deutschlands  durch  den  Krieg   und  die 
Revolution.    Wohl  haben  beide  eine  Menge  wirt- 
schafUicher  Güter  vernichtet.    Der  Krieg  ist  un- 
produktiv.    Nichts,   was   er   verzehrte,   bringt  er 
wieder,  ob  es  Eisen  und  Kupfer,  Kleidung  oder 
Pferde  sind.  Dem  gleich  steht  alles,  was  den  Feinden 
ausgefolgt  werden  mußte,  Herden  und  Flotte,  Kohlen 
und  chemische  Produkte.  Inwieweit  der  „Ausverkauf" 
deutscher  Güter  an  das  Ausland  das  Volksvermögen 
wirklich  schwächte,  ist  schwer  zu  beantworten.  Hätte 
man  eine  genaue  Aufstellung  des  Volksvermögens 
auf  1.  Aug.  1914,  und  könnte  man  dem  eine  gleiche 
auf  1.  Aug.  1923  gegenüberstellen,  dann  ergäbe  sich 
hierdurch  das  Veilustbild.    Zugleich  aber  sähe  man, 
daß  die  Währungsfrage  hier  völlig  ausscheidet.  Sie  be- 
wegt sich  auf  einem  anderen,  allerdings  für  die  Volks- 
wirtschaft nicht  minder  wichtigen  Gebiete,  auf  dem  des 
Kredites.    Ueber  die  Aufgaben  des  Geldes  brauche 
ich  nicht  zu  sprechen.    Das  führte  zu  sehr  auf  ein 
Nebengeleis.  Die  Eigenschaften  als  Wertmesser  und 
Wertträger    dürfen   als    unbestritten  angenommen 
werden.    Die  Goldwährung,  die  wir  bis  zum  Kriege 
hatten,  baute  auf  dem  Edelmetall  auf,  das  den  relatir 
beständigsten  Eigenwert  zeigt.  Es  ist  aus  Deutschland 
verschwunden.    An  dessen  Stelle  trat  das  Zahlungs- 
versprechen des  Reiches  und  der  Reichsbank.  Das 
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Geld  wurde  durch  den  Kredit  ersetzt.    Je  mehr  der 
Glaube    an    die    Zahlungsfähigkeit     des  Reiches 
schwindet,  desto  geringer  wird  der  Wert  seines  Schuld- 
versprechens, desto  weniger  ist  es  geeignet,  die  Auf- 
gaben  der  Währung   zu    erfüllen.     Je  unruhiger 
die   Zeiten,   je   schwankender   die  Schätzung  des 
Reichskredits,  desto  unbrauchbarer  wird  das  Papier 
zum    Wertmesser.     Aber    dieses  Versickern  des 
Kredites  des  Reiches  und  die  sich  hieraus  erklärende 
Entwertung  der  deutschen  Mark  bedeutet  keine  Ver- 
armung des  Volkes.    Nur  einzelne  Teile  sind  da- 
von getroffen.    Das  sind  die  Gläubiger  des  Reichs, 
der  Länder,  die  der  Kommunen  und  schließlich  auch 
der   Privaten.     Je   nachdem   ein  Vermögen  Obli- 
gationen-  oder   sachenrechtlich   angelegt  war,  ist 
es  geschmolzen  oder  geblieben.  Daher  rühren  zum 
Teü  die  uns  täglich  mehr  in  ihrer  ganzen  Grau- 
samkeit gegenüber  dem  Betroffenen  in  die  Augen 
springenden  Verschiebungen  der  Vermögen  und  die 
hierdurch   bedingte  Umschichtung  der  Volksteile. 
Weil  uns  die  geistigen  Arbeiter  am  nächsten  stehen, 
weil  wir  hier  das  Elend  am  schärfsten  beobachten, 
ist  es  begreiflich,  daß  man  in  der  hier  fortschrei- 
tenden Verarmung  als  Folge  der  Geldentwertung 
eine  allgemeine,  darin  wurzelnde  und  sich  in  ihr 
ausprägende  Erscheinung  zu  sehen  glaubte.  Schließ- 
lich ist  aber  die  Geldentwertung  selbst  nicht  einmal 
bei  den  davon  heimgesuchten  Teilen  der  Nation  die 
Ursache  ihrer  Verarmung.  Sie  wirkte  nur  verheerend, 
weil  der  Schuldner  sich  durch  Zahlung  des  gleichen 
Nennbetrages  von  seiner  Verbindlichkeit  befreite.  Der 
berüchtigte  Satz:   „Mark  ist  Mark"   hat  den  nicht 
wieder  gutzumachenden  Schaden  gestiftet.  Man  emp- 
findet heute  wohl  überall  das  Unrecht,  das  man  dem 
vertrauenden  Gläubiger  angetan  hat.    Aber  überall 
tönt  jedem  Bestreben  das  resignierte  „Zu  spät"  ent- 
gegen.  Wohl  sind  schon  früher  Warner  und  Mahner 
aufgetreten.  Es  braucht  als  nimmermüder  Vorkämpfer 
nur  Zeiler  genannt  zu  werden.   Aber  auch  damals 
war  schon  die  rechte  Zeit  verpaßt.    Auch  wirkten 
dieselben  Momente,  die  es  verhinderten,  daß  sofort 
nach  Kriegsende  eingegriffen  wurde,  den  Schutz- 
bestrebungen im  Jahre  1920  entgegen.    Sie  sind  in 
verstärktem  Maße  beute  noch  tälig.  Unmittelbar 
nach  der  Revolution  hatten  die  damals  herrschenden 
Mächte  nicht  das  geringste  Interesse  für  den  Schutz 
der  Kapitalisten.  Deren  Schädigung  galt  als  ein  Stück 
der  Vernichtung  des  Kapitalismus.    Man  bedachte 
nicht,  daß  man  die  Kapitalisten  traf,  die  der  Scho- 
nung bedurften,  und  die  begünstigte,  die  des  energi- 
schen Zugriffs  würdig  gewesen  wären.    Ich  habe 
dieses   Versagen   des   Verständnisses   hierfür  erst 
jüngst  im  Reichswirtschaftsrat  bei  der  Besprechung 
der  Anträge   Düringers   auf  Sperre   der  Hypo- 
thekenzahlung wieder  beobachtet.    Man  gab  seitens 
der  Arbeitervertreter   zwar   das   Unrecht   zu,  das 
in    der   Abstoßung    der   Hypothek    mit    der  fast 
wertlosen  Mark  liege.    Aber  nicht  der  Gläubiger, 
sondern  der  Staat  soll  den  „Mehrwert"  der  Liegen- 
schaft erhalten.   Bei  dieser  Einstellung  der  Arbeiter- 
vertreter ist  es  nur  zu  begreiflich,  daß  man  im  Jahre 
1919  nicht  daran  dachte,  den  Schuldner  zur  Be- 
gleichung des  Wertes  seiner  Schuld  statt  der  Ziffer 
anzuhalten.    Nicht  minder,  daß  man,  als  das  Miß- 
verhältnis immer  krasser  wurde,  keinen  Anlaß  dazu 
fand,  einzugreifen. 

Dazu  kam  ein  zweites,  kaum  weniger  schwer- 
wiegendes Moment.    Der  größte  Schuldner  war  das 


Deutsche  Reich.  Es  hatte  im  Kriege  Milliarden  und 
aber  Milliarden  geliehen  und  mußte  sie  verzinsen, 
vielleicht  auch  zurückzahlen.    Wie  sollte  das  ge- 
schehen, wenn  man  sich  nicht  an  die  Nennziffern 
hielt?  Die  Finanzen  waren  zerrüttet,  die  Reparations- 
schuld lastete  vernichtend  auf  jedem  Versuche  der 
Wiederherstellung.    Je  schlechter  die  Mark  wurde, 
desto  leichter  war  die  dereinstige  Abschüttlung  aller 
Schulden.   Wie  verhältnismäßig  wenig  Goldmillionen 
sind  heute  erforderlich,  um  die  ganze  feste  und 
schwebende  Schuld,  die  Kriegsanleihe  und  die  Reichs- 
banknoten zu  tilgen,  wenn  man  nur  einmal  ein 
Golddarlehen  vom  Auslande  erhält.    Für  das  Reich 
war  eine  Valorisierung  seiner  Veipflichtung  unmöglich. 
Wie  ein  bankerotter  Kaufmann  zahlte  es  seine  Schulden 
durch  neue  Schuldscheine,  die  immer  weniger  wert 
werden.    Wie  sollte  dieses  gleiche  Reich,  das  auf 
diese   Weise   seine   Gläubiger  behandelt,  anderen 
Schuldnern  andere  Verpflichtungen  auferlegen?  Es 
kann  unmöglich  den  Privatmann  zwingen,  den  Gold- 
markwert zu  entrichten,  wenn  es  selbst  sich  mit  der 
Zahlung  in  Papier  frei  machte.    Das  mußte  not- 
wendigerweise die  Politik  in  Wirtschaft  und  Wäh- 
rung beeinflussen.   Das  „Mark  gleich  Mark"  wurzelt 
letzten  Endes  in  der  verzweifeilen  Lage  des  Reichs 
und  der  Notwendigkeit,  sich  auf  Kosten  der  eigenen 
Gläubiger  das  Leben  zu  erhalten.    Daß  dies  eine 
wahnsinnige  Art  der  Steuer  war,  eine  Enteignung 
gerade  derer,  die  im  vaterländischen  Opfersinn  oft 
I  ihr  ganzes  Hab  und  Gut  dem  Reiche  zur  Verfügung 
stellten,  gibt  man  jetzt  wohl  zu.    Aber  geändert 
kann  daran  nichts  werden.    Die  steigende  Kredil- 
unfähigkeit  des  Reiches  entwertet  seine  Währung. 
Denn  sie  besteht  nur  in  Schuldversprechungen.  Zu- 
gleich aber  bietet  sie  dem  Reiche  die  Möglichkeit,  mit 
diesen  werllos  werdenden  Stücken  seine  früheren 
Schulden  zu  tilgen.   Sie  wird  ihm  bei  Eintritt  geord- 
neter politischerVerhältnisse  helfen,  mit  Unterstützung 
des  Gold  besitzenden  Auslandes  sich  flott  zu  machen. 
Das  gilt  analog  für  alle  Geldschuldner.  Landwirtschaft 
und  Industrie  haben  das  gleiche  Mittel  angewendet. 
Die  Kosten  zahlt  der  sparende  und  geldanlegende 
Mittelstand,  zahlen  die  Stiftungen  und  die  Mündel. 
Grausame  Ironie,  daß  gerade  die  Personen,  die  der 
Staat  seines  besonderen  Schutzes  versichert,  von 
ihm   selbst    am    schlimmsten  geschädigt  wurden. 
Ist  man  sich  über  diese  vrirtschaftlichen  Vorgänge 
klar,  so  versteht  man  auch  deren  rechtliche  Folgen. 
Auch  das  Verhalten  der  Gesetzgebung,  auch  das 
Vergebliche  aller  Versuche,  die  jetzt  gemacht  werden, 
um  die  Folgen  der  Geldentwertung  zu  verhüten  oder 
auch  nur  zu  müdem. 

Auf  einem  Gebiete  wurde  das  Reich  mit  den 
eigenen  Waffen  geschlagen,  auf  dem  der  Steuern. 
Ihre  Fälligkeit  und  Zahlung  konnte  nur  geraume 
Zeit  nach  der  Entstehung  der  Schuld  erfolgen.  Erst 
mußte  doch  diese  berechnet  und  festgestellt  sein. 
SchonbeiderKriegsvermögenszuwachssteuer,nament- 
lich  der  letzten,  zeigte  sich  das  Versagen  des 
Prinzips.  Es  hätte  nach  diesen  Gesetzen  keine 
neuen  Reichen  mehr  geben  dürfen.  Und  doch 
blieben  sie  und  wurden  reicher  und  reicher,  und 
das  Reich  ärmer  und  ärmer.  Sie  zahlten  in  ent- 
werteter Währung.  Auch  für  sie  war  „Mark  gleich 
Mark".  Das  gleiche  Schauspiel  wiederholte  sich  bei 
den  regulären  Steuern.  Die  Folgen  der  Geldentwertung 
bei  der  Zahlung  der  Einkommen-,  Körperschafts-, 
Elbschafts-,  Vermögenssteuer,  wie  sie  alle  heißen, 
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wurden  chronisch.  Die  Arbeiter  und  die  Angestellten 
beschwerten  sich  über  Ungerechtigkeit.  Sie  zahlten 
durch  den  Lohnabzug  sofort  von  ihren  Eingängen 
die  Steuern.  Der  Unternehmer  erst  längere  Zeit 
später.  Die  Klage  war  gerecht.  Noch  schlimmer 
waren  für  den  Staat  selbst  die  Nachteile.  Es  war 
unmöglich,  den  Haushalt  in  Ordnung  zu  halten, 
wenn  fortgesetzt  die  Einnahmen  wertloser  wurden. 
Daher  dann  in  der  jüngsten  Zeit  die  Versuche  der 
Ausgleichung  des  Verlustes.  Man  ordnete  die  Zahlung 
bei  der  Fassion  an  Stelle  der  Festsetzung  an.  Verzugs- 
zinsen in  steigender  Höhe  sollten  anspornend  wirken. 
Nun  schreitet  man  zur  nachträglichen  Vervielfachung 
der  Steuern.  Das  ist  alles  umsonst  gewesen  und  wird 
es  sein.  Die  Geldentwertung  fährt  im  Auto  und 
die  Gesetzgebung  läuft  ihr  atemlos  zu  Fuße  nach. 
Zum  einfachsten  Mittel,  die  Steuern  automatisch 
der  Geldentwertung  anzupassen  und  nicht  mehr 
den  Nennbetrag,  sondern  den  Wert  des  papiemen 
Versprechens  zum  Leistungsgegenstand  zu  machen, 
konnte  man  sich  nicht  entschließen.  Die  Ausschüsse 
des  Reichstages  berieten,  Sachverständige  wurden 
gehört.  Schwierigkeilen  und  Bedenken  wurden  ge- 
äußert, ohne  daß  man  den  Mut  aufbringen  konnte, 
durchzugreifen.  Der  Götze  „Mark  ist  Mark"  be- 
hauptet sich.  So  steht  man  heute  noch  auf  der- 
selben Stelle.  Und  doch  wird  man  den  Schritt  tun 
müssen.  Alles  drängt  nach  einer  stabilen  Rechnungs- 
währung. 

Das  zeigt  aber  auch,  daß  es  sich  nicht  nur  um 
ein  Problem  des  öffentlichen  Rechts  handelt.  Was  für 
dieses  gilt,  ist  auch  dem  Zivilrecht  billig.  Der  Ver- 
zicht auf  die  feste  Nennsumme  als  Inhalt  der  Ver- 
pflichtung und  ihre  Anpassung  an  den  Wert  des 
Papierversprechens  der  Reichsbank  ist  unabwendbar. 
War  für  die  Vergangenheit  keine  Hilfe  mehr,  erschien 
der  Zeitpunkt,  den  früheren  Gläubiger  zu  retten,  ver- 
säumt, so  verlangte  das  wirtschaftliche  Bedürfnis  des 
Volkes  für  die  Zukunft  die  Aenderung  derVerrechnungs- 
basis.  Konnte  man  noch  keine  neueWährung  schaffen, 
so  war  doch  eine  feste  Rechnungseinheit  möglich. 
Diesem  Ziel  galten  die  Arbeiten  von  Mügel.  Er 
hat  in  Wort  und  Schrift  für  diesen  Gedanken  gewirkt. 
Zuerst  vergeblich.  Nun  nähert  er  sich  doch  der  Ver- 
wirklichung. Freilich  auf  anderem  Wege  als  sein 
Urheber  dachte.  Nicht  die  Gesetzgebung  bringt  ihn 
von  oben.  Die  wirtschaftlichen  Kreise  der  Nation 
schufen  sich  selbst  die  wertbeständigen  Ansprüche. 
Man  braucht  nur  auf  die  Kette  der  Entwicklung,  be- 
ginnend mit  der  Oldenburger  Roggenanleihe,  zu  ver- 
weisen. Heute  hat  sich  das  Reich  ja  selbst  zur 
Goldanleihe  entschlossen.  Man  hat  unter  Durch- 
brechung der  obersten  Richtlinien  des  Grundbuch- 
rechts die  Eintragung  wertbeständiger  Hypotheken 
zugelassen.  Ein  Zeichen,  daß  das  Bedürfnis  nach  An- 
sprüchen, die  nur  durch  Leistung  des  Wertes  und  nicht 
einer  bedeutungslosen  Nennziffer  erfüllt  werden,  un- 
abweisbar ist.  Es  setzt  sich  gegen  alle  Bedenken 
und  Befürchtungen  durch.  Weshalb  hat  man  darauf 
gewartet?  Weshalb  erfolgte  die  Lösung  der  Aufgabe 
stückweise  und  verzettelt?  Ich  hatte  vor  etwa  drei- 
viertel Jahren  im  RWRat  den  Entwurf  eines  Gesetzes 
zur  Einführung  der  Goldmark  als  Leistungsgrundlage 
vorgelegt.  Er  wurde  in  der  Währungskommission 
sanft  begraben.  An  ihm  selbst  ist  nicht  viel  ver- 
loren. Er  Ijidie  auf  der  l.lügelschen  Idee  auf.  Der 
Widerstand  ging  von  der  Regierung  aus.  Man  sträubte 
sich  gegen  die  mittelbare  Einführung  einer  fremden 


Währung.  Diese  brauche  man  doch,  um  die  Gold- 
basis zu  finden.  Auch  andere  Gründe  wurden  da- 
gegen angeführt.  Es  dauerte  nicht  lange,  und  das 
Reich  gab  die  Dollarschatzanweisungen  heraus.  Ich 
bin  heute  noch  der  Meinung,  daß  man  damals  den 
Mut  hätte  haben  müssen,  den  Grundsatz  der  festen 
Rechnungseinheit  auf  Goldbasis  für  alle  neu  ent- 
stehenden Verpflichtungen  öffentlicher  wie  privater 
Rechte  auszusprechen.  Wenn  der  Juristentag  über 
die  wertbeständigen  Anlagen  berät,  so  kann  er  an 
der  Frage,  ob  denn  nicht  jede  Forderung  wert- 
beständig sein  muß,  vorübergehen.  Jede  Hausfrau 
hört  von  jedem  ihrer  Lieferanten,  daß  er  nur  noch 
gegen  sofortige  Zahlung  verkaufen  kann.  Das  sonst  f 
selbstverständliche  Zuwarten  während  einer  Woche 
oder  eines  Monats,  im  Einklang  mit  den  Eingängen 
des  Käufers,  mußte  fortfallen.  Denn  auch  hier  ist 
die  Wertbeständigkeit  verlorengegangen.  Es  genügt 
nicht,  die  dauernde  Vermögensanlage  vor  Wert- 
verlusten zu  sichern.  Soll  unser  Verkehr  gesund 
werden,  so  muß  dies  überall  kraft  Gesetzes  geschehen. 
Man  sieht,  daß  die  der  Abteilung  für  Steuer-  und 
Wirtschattsrecht  überwiesenen  Fragen  doch  wieder 
in  das  Zivilrecht  hineingreifen.  Sie  verlangen  ge- 
meinsame Lösung  nach  einheitlichem  Prinzip. 

Die  der  zivilrechtlichen  Abteilung  vorgelegten 
Themen  dürfen  wieder  ihrerseits  nicht  aus  dem  Zu- 
sammenhange gelöst  werden.  Die  Aufwertung  der 
Hypothekenforderungen  ist  ein  Versuch,  ein  Stück 
wenigstens  aus  dem  Gebiete  der  alten  Forderung  zu 
einem  billigen  Ausgleiche  zu  führen.  Bisher  ist  nicht 
einmal  der  Antrag  Düringer,  der  nur  eine  Sperre 
der  Rückzahlung  für  eine  bestimmte  Zeit  vorschlägt, 
auf  Gegenliebe  bei  der  Regierung  und  der  Mehrheit 
des  Reichstags  gestoßen.  Auch  der  RWRat  sprach 
sich  dagegen  aus.  Ich  habe  ein  unmittelbares  Bild 
nur  aus  den  Verhandlungen  der  vereinigten  wirt- 
schafts-  und  finanzpolitischen  Ausschüsse  des  letzteren 
gewinnen  können.  Die  Arbeitnehmer  waren  dagegen 
(ich  sprach  schon  oben  davon),  weil  hier  doch  wieder 
Kapital  geschützt  werden  sollte.  Die  Arbeitgeber 
hatten  kein  Interesse  daran.  Die  Landwirtschaft 
fühlt  sich  hypothekenfrei.  Die  Industrie  ist  viel  mehr  i 
Ilypothekenschuldner  als  Gläubiger.  Die  Regierung, 
die  mit  Recht  betonte,  daß  man  sich  nicht  nur  mit 
der  Frage  der  Sperre  allein  befassen  dürfe,  sondern 
die  materielle  Seite  ins  Auge  zu  fassen  habe,  lehnt 
es  ab,  für  eine  bestimmte  Art  von  Gläubigern  eine 
Ausnahme  von  der  Regel  zu  machen,  daß  Mark 
Mark  ist,  und  daß  jeder  Schuldner  sich  durch  den 
Nennbetrag  befreie,  einerlei  was  dessen  Wert  ist. 
Vielleicht  spielt  da  doch  wieder  das  beschämende 
Gefühl  mit,  daß  ja  das  Reich  auch  von  diesem  Rechte 
der  Befreiung  von  der  Schuld  durch  den  Nennbetrag 
Gebrauch  macht.  Hat  man  diesen  Satz  doch  auch 
erst  jetzt  wieder  bei  dem  Zusatzvertrag  zum  deutsch- 
schweizerischen Hypothekenabkommen  verwendet. 
Der  Eigentümer  des  jetzt  mit  der  Frankenschuld 
belasteten  Grundstücks  hat  die  dem  ursprünglichen 
Eintrage  der  Goldhypothek  nachstehenden  Einträge 
zu  tilgen.  Die  Gläubiger  müssen,  auch  wenn  ihre 
F'orderung  nicht  fällig  ist,  die  Papierbeträge  annehmen. 
Die  Verpflichtung  hieraus  wird  als  eine  für  den  Eigen- 
tümer geringe  bezeichnet.  Eben  wegen  der  Geldent- 
wertung. Bei  einer  derartigen  Verwendung  dieses  Vor- 
ganges kann  man  nicht  zugleich  die  Aufwertung  der 
Hypotheken  erwarten.  Und  doch  ist  sie  als  Ausnahme 
I  von  der  allgemeinen  Duldung  'der  Verluste  beim 
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WähruDgszeifall  leicht  zu  rechtfertigen.  Das  Grund- 
stück ist  in  den  Augen  des  Darleihers  der  Schuldner. 
Ihm  ist  ein  Stück  seines  Wertes  überlassen.  Auf 
dieses,  nicht  auf  einen  Nennbetrag  in  Mark,  hat  der 
•Gläubiger  Anspruch.  Man  darf  zugeben,  daß  alle 
Schwierigkeiten  zu  überwinden,  alle  Härten  auszu- 
gleichen, nicht  leicht  ist.  Auch  daß  der  Gläubiger, 
der  nur  Personalkredit  gab,  sein  Schicksal  noch 
schmerzlicher  empfinden  wird.  Aber  darf  das  hindern, 
da,  wo  es  möglich  ist,  zu  helfen?  Muß,  weil  dies 
bei  einem  nicht  rechtzeitig  geschab,  es  beim  andern, 
wo  es  noch  möglich  ist,  unterbleiben?  Man  wird 
dann  auch  hier  die  Folgerungen  für  den  mobilen 
Realkredit  ziehen  dürfen.  Auch  d#s  Pfandrecht  an 
der  beweglichen  Sache  schafft  Werthaftung.  Der 
Gegensatz  des  Realkredits  zum  Personalkredit  macht 
sich  auch  hier  geltend.  Die  erhöhte  Sicherheit 
schafft  auch  eine  Sicherung  gegen  die  Verluste 
durch  die  Markentwertung.  Durch  die  neuen  wert- 
beständigen Hypotheken  wird  diese  ganze  Frage 
für  die  Zukunft  hinfällig.  Für  die  Hypotheken  der 
Vergangenheit  muß  sie  befriedigend  gelöst  werden. 

Daß  zu  denVerzugsfolgen  auch  dieVerluste  aus  der 
fortschreitenden  Markentwertung  gehören,  weiß  man 
längst.  Erst  hatte  die  zögernde  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  und  seine  Unters  cheidung  z  wisch  en  Aus- 
ländern und  Deutschen  unliebsameres  Aufsehen  er- 
regt. Viele  Prozesse  entstanden.  Die  Einführung 
der  wertbeständigen  Schuld  beseitigt  auch  hier  die 
ganze  Schwierigkeit.  Aber  auch  für  die  bereits  be- 
stehenden Ansprüche  läßt  sich  gesetzlich  anordnen, 
daß  sie  vom  Momente  der  Fälligkeit  ab  wertbeständig 
sind.  Auf  den  Nachweis  des  Verzuges  braucht  es 
nicht  einmal  anzukommen.  Man  erkennt  auch  hier, 
daß  überall  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit  auf 
diesen  Kreuzungspunkt  zurückführt.  _  Noch  ist  es 
nicht  ganz  zu  spät.  Sehr  lange  wird  man  nicht 
mehr  warten  dürfen.  Ob  die  deutsche  Mark  heute 
wirklich  schon  in  Todeszuckungen  liegt,  wer  vermag 
dies  mit  Sicherheit  zu  sagen?  Aber  daß  sie  nicht 
mehr  als  Währung  zur  Erfüllung  eingegangener  Geld- 
verpflichtungen taugt,  daß  sie  auch  heute  schon,  ehe 
eine  neue  Währung,  ein  Anzeichen  einer  neuen  Zeit, 
uns  beschert  wird,  nur  noch  dem  Werte  nach  als 
Zahlungsmittel  dienen  kann,  wird  man  anerkennen 
müssen.  Das  unheilvolle  Prinzip,  daß  Mark  Mark 
ist,  hat  der  Verkehr  bereits  abgelehnt.  Der  DJ.-Tag 
wird  dieses  Urteil  bestätigen. 


Wie  ist  die  gesetzliche  Grenze  zwischen  dem 
Recht  der  öffentlichen  Beamten  und  dem 
Recht  der  Privatangestellten  zu  ziehen? 

Von  Reichsgerichtsrat  Reichert,  Leipzig. 
Das  Thema  soll  und  kann  hier  nicht  eingehend 
behandelt  werden.    Nur  einige  Hauptgedanken,  die 
sich  bei  der  Fragestellung  aufdrängen,  mögen  Platz 
finden. 

Es  geht  um  das  Grenzgebiet  zweier  mitten  m 
der  Entwicklung  begriffenen  Rechtsgruppen.  Von 
Bedeutung  für  die  Untersuchung  ist  der  Ausgangs- 
punkt. Die  meisten  Vertreter  des  neuen  Arbeits- 
rechts knüpfen  beim  Umreißen  seiner  Ziele  an  das 
Konkrete  der  Arbeitsverhältnisse  an.  Sie  gelangen 
dabei  zum  Ergebnis,  daß  die  Arbeitsbetätigung  der 
öffentlichen  Beamten  und  der  Privatangestellten  grund- 
let^ende  Verschiedenheiten  nicht  aufweise,  daß  daher 
au'ch  das  Beamtenrecht  als  ein  Teil  des  allgemeinen 


Arbeitsrechts  anzusprechen  sei.  Beachtung  der  Reaiiea 
des  Rechts  ist  sicher  wünschenswert.  Will  man  aber 
am  äußeren  Stofflichen  nicht  kleben  bleiben,  muß 
man  zur  Erschließung  der  innersten  Beziehungen 
des  Rechtslebens  zunächst  auf  den  allgemeinen 
Standpunkt  zurückgehen. 

GesetzUche  Regelungen  sollen  Rechtsbedürfnissen 
genügen.  Rechtserfordernisse  sind  aber  Kullurerforder- 
nisse  der  Zeit  (Kohler).  Der  heutigen  Zeit  ist  eigen- 
tümlich das  Ringen  des  Kollektivismus  mit  dem  In- 
dividualismus; das  Schwergewicht  fällt  mehr  und 
mehr  auf  die  Gesamtheit  und  ihre  Gruppen;  der 
einzelne  wird  zunächst  als  ein  Teil  der  Masse  und 
dann  erst  als  Individuum  betrachtet  und  gewertet. 
Aus  dem  Gegensatz  ergibt  sich  das  soziale  Problem, 
zu  dessen  Lösung  das  Arbeitsrecht  in  erster  Linie 
mitberufen  ist.  Was  ist  sozial?  Gemeinhin  versteht 
man  darunter  alles,  was  sich  mit  dem  Schutz  des 
wirtschaftlich  Schwächeren  befaßt.   Das  ist  wohl  zu 
eng.  Potthoff')  definiert:  Sozial  bedeutet  das  Vor- 
recht des  lebenden  Menschen  vor  allen  Gütern  und 
Einrichtungen  der  Erde.     Der  arbeitende  Mensch 
muß  geschützt  werden  gegen  Ausbeutung  durch 
Sachvermögen,  Kapital,  Wirtschaftsmacht  jeder  Art. 
Auch  diese  Begriffsbestimmung  ist  kaum  vollkommen 
treffend;  sie  wird  zu  sehr  vom  Gegensatz  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  beherrscht.   Sozial  ist  nicht  bloß 
einseitiger  Schutz.    Ziel  der  sozialen  Idee  ist  die 
organische  Regelung  des  Verhältnisses  des  einzelnen 
werktätigen  Menschen  zur  Gesamtheit;  das  Soziale 
soll  zunächst  ein  Ausgleichsmoment  auf  dem 
Gebiet  der  menschlichen  Arbeit  sein.   Soziales  Recht 
wird  demnach  die  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses 
in   sich   begreifen,   vermöge  deren  einerseits  der 
Arbeitnehmer  in  den  Stand  gesetzt  wird,  durch  seine 
Arbeit  eine  möglichst  gute  wirtschaftliche,  persön- 
liche und  kulturelle  Stellung  in  der  Volksgemein- 
schaft sich  zu  erringen,  während  andererseits  den 
Interessen  der  Allgemeinheit  und  der  in  ihr  wieder 
begriffenen  übrigen  Wirkenden  (so  auch  der  Arbeit- 
geber) angemessen  Genüge  getan  wird. 

Geht  man  hiervon  aus,  dann  leuchtet  ein,  daß 
der  Zweck  der  Arbeit  und  die  Personen  des  Arbeits- 
vertrages keineswegs  belanglos  sind.  Es  ist  wichtig, 
das  zu  betonen.  Denn  vielfach  wird  in  der  Theorie 
des  Arbeitsrechts  das  Gegenteil  behauptet.  Diese 
Momente  bedingen  aber  zweifellos,  je  nach  ihrer 
Verschiedenheit,  auch  erhebliche  Unterschiede  in  der 
eben  genannten  Ausgleichsgestaltung.  Mit  der  Formel 
Arbeit  =  Arbeit  ist  daher  nicht  auszukommen.  Bei 
gesetzlicher  Regelung  und  Grenzabsteckung  bedarf 
es  stets  einer  genauen  Prüfung  der  Arbeitsverhält- 
nisse in  allen  ihren  Beziehungen,  vorliegendenfalls 
also  der  Untersuchung,  ob  das  Dienstverhältnis  der 
öffentlichen  Beamten  so  geartet  ist,  daß  es  sich  in 
das  allgemeine  Arbeitsrecht  einfügt  und  mit  jenem 
der  Privatangestellten  im  künftigen  Arbeitsgesetz- 
buche geregelt  wird,  etwa  als  eine  Gabelung  des 
letzteren,  während  die  Ilauptdurchteilung  zwischen 
dem  Recht  der  Arbeiter  und  dem  Angestelltenrecht 
zu  erfolgen  hat. 

Es  soll  einmal  bei  den  öffentlichen  Beamten 
und  den  Privatangestellten  die  Gleichheit  der  Arbeits- 
leistung nach  ihrer  technisch-fachlichen  Seite  unter- 
stellt werden.  Auch  die  Verschiedenheit  der  wirt- 
schaftlichen Richtung  der  Arbeitsleistung  soll  beiseite 

1)  Richtlinien  des  künfligen  Arbeitsrechts.  Zeitschrift  f.  Arbeits- 
recht, B.  VII,  S.  72. 
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bleiben,  obwohl  sie  sicher  für  den  Geist,  von  dem 
das  Arbeitsverhältnis  beherrscht  wird,  nicht  ohne 
Belang  ist;  Die  Privatangestellten  leisten  zumeist 
ihre  Dienste  in  Betrieben,  die  in  irgendeiner  Form 
dem  menschlichen  Gewinn  dienen,  also  wesenthch 
im  Egoismus  ihre  Wurzel  haben,  während  der  öffent- 
liche Beamte  dem  im  Staatswesen  zum  Ausdruck 
kommenden  Gedanken  der  Ordnung,  der  Verwaltung 
sich  widmet,  der  altruistisch  betont  ist.  Unver- 
wischbar ist  dagegen  der  Unterschied  im  Recbts- 
charakter  des  Arbeitsverhältnisses.  Der  Privat- 
angestellte wird  auf  Grund  privatrechtlichen  Vertrages 
verpflichtet,  der  öffentliche  Beamte  durch  öffentlich- 
rechtlichen Vertrag  angestellt,  wobei  mit  Labandi) 
ein  wirklicher  Vertragsakt  angenommen  wird,  weil 
er  sich  auf  freie  V^^illensbestimmung  gründet.  Was 
will  der  genannte  Unterschied  für  das  Arbeits- 
verhältnis besagen?  Seine  Grundlage  und  seine 
Auswirkung  sind  beim  Beamten  öffentlich-rechtlicher 
Art:  Die  vertragliche  Bindung  beruht  auf  den  Normen 
des  öffentlichen  Rechts,  und  wenn  bei  der  Arbeits- 
leistung auch  privatwirtschaftliche  Entfaltungen  mit 
einhergehen,  so  liegen  daneben,  manchmal  sogar 
vorwiegend  oder  ausschließlich,  Tätigkeiten  öffentlich- 
rechtlicher Art  vor,  nämlich  Einwirkungen  auf  die 
übrigen  Volksgenossen,  wie  sie  selbst  der  freiheit- 
lichste Volkssfaat  seinen  Bürgern  gegenüber  be- 
anspruchen muß.  Es  wäre  an  dieser  Stelle  manches 
anzuführen  über  die  Verschiedenheit  der  Organe 
des  Staates,  die  vom  Richter  und  eigentlichen  Ver- 
waltungsbeamten bis  zum  nichtbeamteten  Staats- 
arbeiter reichen,  wobei  in  der  Mitte  jene  liegen, 
bei  denen  der  Staat  gewisse  Betriebe  teilweise 
wirtschaftlicher,  teilweise  öffentlich-gemeinnütziger 
Art  (Post,  Eisenbahn  usw.)  durch  Beamte  verwalten 
läßt.  Hält  man  aber  am  Begriffe  fest,  daß  derjenige 
öffentlicher  Beamter  ist,  der  als  solcher  durch 
öffentlich-rechtlichen  Vertrag  angestellt  ist,  dann 
kann  kein  Zweifel  sein,  daß  die  Verieihung  der 
Beamteneigenschaft  für  den  Beliehenen  auch  stets 
die  Tatsache  im  Gefolge  hat,  daß  er  Träger  einer 
öffentlich-rechtlichen  Funktion  ist. 

Wesentlicher  aber  als  in  dieser  mehr  formalen 
Seite  der  öffentlich-rechtlichen  Anstellung  äußert  sich 
der  eigenartige  Rechtscharakter  des  Dienstverhält- 
nisses der  Beamten  in  den  besonders  gestalteten  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeitgeber  und  -nehmer.  Man 
bezeichnet  es  gewöhnlich  als  ein  Gewaltverhältnis, 
vermöge  dessen  der  Beamte  im  besonderen  Schutz 
des  Staates  stehe,  diesem  aber  dafür  zu  besonderer 
Treue  und  zu  besonderem  Gehorsam  verbunden  sei. 
Die  Formelung  paßt  nicht  mehr  recht  in  den  staats- 
rechtlichen Rahmen  einer  demokratischen  Republik. 
Sie  mutet  wie  ein  Nachklang  aus  dem  früheren 
Obrigkeitsstaate  an.  Die  Antithese  zwischen  dem 
sog.  Gewalthaber  Staat  und  seinen  Beamten  erscheint 
mir  auch  nicht  als  ein  besonders  keimfähiger  Ent- 
wicklungsgedanke des  Beamtenrechts.  Richtiger  dünkt 
mir  die  Synthese  Staat  und  Beamter  nach  dem 
Gesichtspunkt,  daß  der  Beamte  staatsrechtlich  und 
staatspolitisch  berufen  ist,  in  gewissem  Sinn  Reprä- 
sentant des  Staates  zu  sein.  Hier  liegt  m.  E.  der 
Kernpunkt  der  Abgrenzungsfrage.  Hier  stößt  man 
auch  auf  die  grundlegenden  abweichenden  Auffas- 
sungen vom  Beamtentum,  wie  sie  in  mannigfachen 
arbeitsrechtlichen  Erörterungen  aufgetaucht  sind.  Die 
Theorie  der  Einbeziehung  des  Beamtenrechis  in  das 

')  Staatsiecbt  des  Dcalschen  Reichs,  Bd.  I  §  44  S.  433. 


Arbeitsrecht  erweiterte  sich  zu  Forderungen  nach 
einer  Umgestaltung  des  Beamtentums  Man  sagt, 
daß  für  den  Staatsbeamten  gegenüber  dem  Staat 
nicht  notwendigerweise  andere  Pflichten  bestünden, 
als  sie  dem  Privatangestellten  auferlegt  seien,  daß 
die  neue  Reichsverfassung  inkonsequent  und  schon 
veraltet  sei,  weil  sie  einen  lebenslänglichen  bureau- 
kratischen  Beamtenstand  beibehalten  habe  an  Stelle 
einer  freien  Volksverwaltung,  die  nach  pnvatwirt- 
schaftlichen  Grundsätzen  einzurichten  wäre.  Man 
lockt  den  öffentlichen  Beamten  damit,  daß  er  ein 
freier  und  unabhängiger  Staatsbürger  werden  könne 
und  müsse,  mit  der  freien  Beweglichkeit  des  Privat- 
angesteUten  usw. 

Es  haben  diese  Anschauungen  bislang  nicht 
allzuviel  Widerball  erweckt.  Mit  deutscher  Auf- 
fassung vom  staatlichen  Beamtentum  gehen  sie  nicht 
überein.  Das  alte  Treueverhältnis  zum  Herrscher 
ist  mit  der  Monarchie  gefallen;  nicht  aber  der  Ge- 
danke vollpersönlicher  Hingabe  des  Beamten  an  den 
Staat  als  solchen.  Die  Souveränität  geht  nunmehr 
vom  Volke  aus.  Ihre  Auswirkung  erhält  sie  im 
Parlament',  das  auf  dem  allgemeinen,  kurzperiodischen 
Wahlrechte  aufgebaut  und  mit  der  Tatsache  poli- 
tischer Parteibildung  verknüpft  ist.  Die  Selbst- 
verwaltung des  Staats  duich  das  Volk  ist  aber  nach 
der  Reichsverfassung  keine  mit  dem  Parlamentarismus 
eng  und  unmittelbar  verbundene;  die  Folgerung, 
welche  z.  B.  früher  die  amerikanische  Verf.  gezogen 
hatte,  daß  der  beamtete  Staatsorganismus  bei  Neu- 
bildung der  Regierung  wechselte,  ist  von  der  deut- 
schen Reichsverfassung  nicht  mitgemacht.  Von  der 
Politisierung  des  Beamtentums  ist  verfassungsrechtlich 
im  Reich  und  den  Ländern  nur  beschränkter  Ge- 
brauch gemacht;  diese  Bescheidung  ist  auch  gut. 
Denn  es  brauchen  —  gottlob  —  die  Staatsverwal- 
tungsakte noch  nicht  immer  ausgesprochen  partei- 
politisch orientiert  zu  werden.  Der  staatsrechtlichen 
Figur  eines  lebenslänglich  angestellten  Beamtentums 
in  der  demokratischen  Republik,  wie  sie  auf  den 
bei  Aufrichtung  der  Verfassung  zum  Ausdruck 
gekommenen  Volkswillen  zurückgeht,  kommt  da- 
her eine  besondere  Bedeutung  zu.  Es  ist  hier 
nicht  der  Ort,  dies  ausführlicher  nach  der  staats- 
politischen Seite  herauszuschälen;  es  handelt  sich 
hier  nur  darum,  die  Eigenart  des  Beamtendienst- 
verhältnisses nach  dieser  Richtung  klarzustellen. 
Wenn  darauf  hingewiesen  wird,  daß  man  die  lebens- 
längliche Ajistellung  der  Beamten  lediglich  wegen 
der  Stetigkeit  im  Staatsbetriebe  —  im  technischen 
Verwaltungssinne  verstanden  —  gewählt  habe,  so 
unterschätzt  man  wohl  die  treibenden  Gedanken; 
was  in  dem  Für  und  Wider  der  Meinungen  zum 
mindesten  tatsächlich  ins  Leben  geiufen  wurde,  ist 
mehr:  Nämlich  ein  Staats  politischer  Faktor  ver- 
mittelnder Art.  Das  Beamtentum  rekrutiere  sich 
aus  allen  Schichten  der  Bevölkerung  nach  dem 
Grundsatz,  daß  dem  wirklich  Tüchtigen  freie  Bahn 
geschaffen  sein  soll.  Diesem  Faktor  gegenüber 
nimmt  der  Staat  nicht  bloß  die  Rolle  eines  Brot- 
herrn ein,  auch  nicht  den  eines  Macht-  und  Gewalt- 
habers, der  sich  einseitig  auf  ein  parteipolitisches 
Beamtentum  stützen  will.  Er  heischt  von  ihm  nur 
wahrhaftige  Einstellung  auf  die  Verfassung,  Beobach- 
tung der  Gesetze  und  Hingabe  an  das  Amt.  So 
bildet  das  Beamtentum  einen  ruhenden  Pol,  eine 

')  Schoeitler,  Beamtentam  o.  Selbstverwaltung,  Zeitschr.  f. 
Arbeitsrecht,  Bd.  VU  S.  78. 
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Art  neutraler  Verkörperung  des  Staates  in  seinem 
Organismus    und     ein    gewisses    Ferment  gegen 
einseitige  Parlaments-  und  Parteiherrschaft.    Je  un- 
ruhiger die  Entwicklungsphasen  des  Staates,  um  so 
wertvoller  ist  die  Auswirkung  dieses  Faktors.  Hand 
in  Hand  mit  diesem  palliativen  Moment  geht  aber 
jenes  fördernde  der  Schaffung  eines  hochwertigen 
Standes,  der  vermöge  eines  guten  Geistes  in  seinen 
Reihen  gewissermaßen  eine  Identifizierung  von  Ar- 
beitgeber, Arbeitnehmer  und  Arbeitszweck  sich  zur 
Richtschnur  nimmt.     Im  Beamtendienste  ledigUch 
die  nüchterne  Auffassung  eines  technischen,  be- 
grenzten Arbeitsverhältnisses  zu  sehen,  müßte  zu 
einer  Verödung  und  EntseeJung  im  Staatsorganismus 
führen.    Er  sänke  zum  Mechanismus  herab.  Das 
darf  nicht  sein.  Nur  auf  einem  tüchtigen,  ineinander- 
arbeitenden  Beamtenkörper  kann  das  Wohl  der  All- 
gemeinheit aufgebaut  werden.     Nur  wenn  bis  in 
jede  Einzelzelle  des  großen  Gefüges  hinein  das  Be- 
amtentum sich  eins  weiß  mit  der  res  publica,  ist 
das  Verhältnis  auf  das  richtige  Gleis  geschoben. 
Man  wird  über  eine  solche  Ideal auffassung  nicht 
lächeln  dürfen.    Dieser  Geist  war  in  seinen  Grund- 
zügen schon  bisher  im  deutschen  Beamtenstand  vor- 
handen.   Er  hat  das  Staatswesen  in  der  Revolution 
zusammengehalten.    Dieser  Geist  muß  weiter  er- 
halten und  ausgebaut,  jedenfalls  nicht  durch  gesetz- 
liche   Maßnahmen    mechanisiert,     auf    eine  rein 
materiaUstische  Weltanschauung  herabgedrückt  und 
mit  anderen  Arbeitsverhältnissen  ohne  tiefeie  Ver- 
anlassung  eingeebnet   werden.     Dieser   Geist  hat 
nichts  mit  Standesdünkel  und  kastenmäßiger  Ab- 
sonderung zu  tun;   er  ist  nur  die  Uebertragung 
und  Steigerung  des  allgemeinen  Hingabeverhält- 
nisses an  den  Staat,  wie  es  jeder  Staatsbürger  haben 
sollte,  auf  die  wichtigste  staatliche  Einrichtung,  seinen 
Organismus,  die  Erfüllung  dessen,  was  ich  die  Re- 
präsentanzidee  des  Beamtentums  nennen  möchte. 

Hält  man  sich  dieses  Ziel  vor  Augen,  dann 
eigibt  sich  für  das  Beamtendienstrecht  das  Erforder- 
liche von  selbst.  Der  Gegensatz  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  tritt  nicht  mit  der  Schärfe 
hervor,  wie  sie  die  Privatbetriebe  hinnehmen  müssen. 
Der  soziale  Ausgleich  zwischen  den  Belangen  der 
öffentlichen  Beamten  und  denen  der  Allgemeinheit 
bezw.  des  Staates  muß  andere  Wege  gehen,  der 
öffentlich-rechtliche  Charakter  schlägt  überall  durch, 
die  persönhche  Stellung  ist  wesentlich  anders  für 
die  wirtschaftliche  maßgebend,  vor  allem  ist  aber 
ein  Zerreißen  des  Beamtenrechts  in  einen  arbeits- 
rechtlichen und  in  einen  Staats-  bezw.  öffentlich- 
rechtlichen  Teil  nicht  angängig.  Gerade  im  wich- 
tigsten Punkt  der  Materie,  der  gesetzlichen  Ver- 
tretung, welche  den  Schlußstein  des  Beamtenrechts 
und  den  Eckpfeiler  des  Angestelltenrechts  bilden 
muß,  läßt  sich  eine  Angleichung  nicht  herbeiführen. 
Einen  glücklichen  Ausgleich  in  diesem  Punkt  zwischen 
den  Forderungen  der  Beamtenverbände  und  den 
Notwendigkeiten  der  Staatsverwaltung  zu  finden, 
ist  des  Schweißes  der  Edlen  wert;  in  den  übrigen 
Beziehungen  besteht  aber  überhaupt  kaum  ein  Be- 
dürfnis zu  angleichender  gesetzlicher  Regelung. 
Hin  gemeinschafthcher  Teil  im  Arbeitsrecht  durch 
Schaffung  von  Oberbegriffen  ist  daher  weder  wissen- 
schaftlich begründet  noch  praktisch  veranlaßt.  Das 
Versicherungsrecht,  das  teilweise  schon  einen  ge- 
meinschaftlichen Ueberbau  bildet,  gibt  hierzu  keinen 
Anlaß;  denn  seine  Beziehungen  zum  eigentlichen 


Arbeitsrecht  sind  nur  höchst  lose.  In  gegenseitiger 
Befruchtimg  werden  beide  Rechtsgruppen  ohnehin 
stehen.  Der  Arbeitsrechtsausschuß  im  Reichsarbeits- 
ministerium hatte  die  Formel  gefunden:  Die  Rechts- 
verhältnisse der  öffentlichen  Beamten  unterliegen 
öffentlichem  Rechte.  Doch  finden  die  Vorschriften 
des  Arbeitsgesetzbuches  auf  sie  insoweit  Anwendung, 
als  es  durch  dieses  vorgeschrieben  wird.  Diese 
Lösung  wird,  sobald  es  zu  einer  glücklichen  Kodi- 
fikation des  Beamtenrechts  im  Beamtengesetz  kommt, 
wegfallen  können.  Der  Staat  hat  als  Arbeilgeber 
mit  musterhaften  Einrichtungen  voranzugehen;  er 
wird  sich  nicht  erst  selbst  förmlich  Regeln  und 
Pflichten  privatarbeitsrechtlicher  Natur  aufzuerlegen 
brauchen,  um  sein  Beamtearecht  neuzeitlich  zu 
ordnen. 


Neuere  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
zur  Frage  der  veränderten  Verhältnisse 
und  der  Geldentwertung. 

Von  Keichsgerichtsrat  A.  Zeiler,  Leipzig. 
(Schluß  von  Seile  452.) 

Den  Fall  des  Kaufvertragsangebots  be- 
handelt das  Urt.  v.  6.  Jan.  1923  (V.  246/22):  Nach 
Vertrag  von  1917  wurde  dem  Reichsfiskus  das  Recht 
eingeräumt,  ein  Grundstück  bis  zum  April  1922  um 
41  500  M.  zu  kaufen.  1920  und  1921  verlangte  der 
Fiskus  den  Verkauf.  Der  Bekl.  lehnte  ab.  LG.  und 
OLG.  verurteilten  zur  Auflassung  gegen  Zahlung  von 
41  500  M.  Aufgehoben  und  zurückverwiesen.  Aus 
den  Gründen: 

Bis  211  der  Ealsch.  RGZ.  102,  98  halle  sich  die  Recht- 
sprechung des  RG.  in  der  Sireilfrage,  ob  bei  völliger' 
z.  Zt.  des  VertragsschUisses  nicht  vorhersehbarer  Ver- 
änderung der  Verhältnisse  Erlüllung  eines  Vertrags  nocfc 
getordert  werden  könne,  nur  mit  Fällen  zu  beschäftigen 
gehabt,  in  denen  es  sich  um  noch  aussiehende  Lieferungen 
oder  Leistungen  handelte,  die  nicht  mehr  unter  den  beim 
Vertragsabschluß  vorhandenen  Voraussetzungen,  sondern 
nur  mit  unvergleichlich  höheren  Kosten  uad  Aufwendungen 
zu  beschaffen  waren.  Eine  derartige  Erschwerung  der 
Leistung  lag  in  dem  Falle  102,  98  nicht  vor,  wohl  aber 
hatte  die  Gegenleistung,  wenn  sie  auch  den  allen  Nenn- 
wert behalten  halle,  infolge  des  Sinkens  des  Geldwerls 
an  innerem  Werte  erheblich  verloren.  Dieser  Umstand 
allein  erschien  damals  dem  Senat  nicht  ausreichend,  um 
auszusprechen,  daß  dem  Schuldner  die  Erfüllung  nicht 
mehr  zuzumuten  sei.  Inzwischen  hat  aber  die  durch  ICrieg 
und  Revolution  hervorgerufene  Geldentwertung  derartige 
ungeahnte  Fortschritte  gemacht,  daß  auch  die  in  Geld  be- 
dungene Gegenleistung  fiir  die  Entscheidung  der  Frage 
des  Erfüllungszwanges  bei  völlig  veränderten  würtschaft- 
lichen  Verhältnissen  eine  ganz  andere  Bedeutung  ge- 
wonnen hat.  Infolge  des  Sturzes  der  Mark  stellen  die 
Geldleistungen  heule  wirtschaftlich  nur  noch  einen  geringen 
Bruchteil  des  Wertes  dar,  der  bei  ihrer  Vereinbarutig  der 
Bemessung  der  Gegenleistung  vor  Jahren  zugrunde  gelegt 
wurde.  Geht  man  nun  davon  aus,  daß  beim  gegenseitigen 
Vertrage  Leistung  und  Gegenleistung  regelmäßig  von  den 
Vertragschließenden  als  gleichwertig  oder  mindestens  doch 
als  in  einem  besümmlen  Verhältnis  stehend  betrachtet  und 
dementsprechend  festgesetzt  werden,  so  ist  klar,  daß  das 
beim  Vertragsschluß  vorhanden  gewesene  Gleichgewicht 
zwischen  Sachleistung  und  Geldleislung  durch  den  m- 
zwischen  eingetretenen  Verfall  der  deutschen  Währung 
aufs  empfindlichste  gestört  und  ein  starkes  Mißverhältnis 
zwischen  ihren  beiden  Werten  hervorgerufen  worden  ist. 
Mit  der  grundstürzenden  Verschlechterung  der  Valuta, 
deren  Einlrill  in  diesen  Ausmaßen  für  niemand  vorher- 
sehbar war,  ist  die  Geschäftsgiundlage,  auf  der  die  Verem- 
I  barungen  getroffen  und  die  beiderseitigen  Leistungen  be- 
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stiinmt  worden  sind,  weg;gefallen.  .  .  .  SoUle  sich  bei  der 
neuen  V'erhandiung  eine  wesentliche  Verschiebung  des 
Wertverhällnisses  iwischen  Leistung  und  Gegenleistung 
ergeben,  so  wird  weiter  in  Betracht  kommen,  daß  der  Bekl., 
wenn  er  auch  nicht  zu  dem  Preis  von  41  500  M.  einen 
Kaufvertrag  über  das  Grundslßck  abzuschließen  braucht, 
dem  Kläger  doch  Gelegenheit  geben  muß,  sich  der  neuen 
Sachlage  anzupassen  und  den  Kaufpreis  angemessen  zu 
erhöhen,  sofern  nicht  etwa  der  Kläger  schon  unzweideutig 
erklärt  hat,  sich  auf  eine  Erhöhung  des  Kaufpreises  nicht 
einiulassen.  (Ebenso  entschieden  V.  229/22,  Drt.  v.  31.  Jan. 
1923  und  V.  632/22,  Urt.  v.  21.  März  1923.) 

Daß  aber  in  anderen  besonders  gelagerten  Fällen 
solcher  Art  der  Anbietende  an  die  einst  geforderte 
Summe  gebunden  bleibt,  ist  in  den  zwei  folgenden 
Urteilen  ausgeführt:  1.  v.  6.  Jan.  1923  (V.  168/22): 
Im  Jahr  1918  trugen  Gebr.  B.  dem  Kl.  ein  Haus 
um  375  000  M.  an  und  erklärten  sich  bis  8.  Okt. 
1920  gebunden.  Annahme  des  Angebots  wurde  er- 
klärt im  Sept.  1920.  Der  Klage  auf  Auflassung 
wurde  in  beiden  Instanzen  stattgegeben.  Revision 
zurückgewiesen.    Aus  den  Gründen: 

Zwar  hat  der  Senat  die  früher  in  der  Entsch.  RGZ. 
102,  98  vertretene  Rechtsansicht  nicht  aufrechterhallen. 
Wenn  aber  das  BG.  zu  dem  Ergebnis  gelangt  ist, 
daß  die  Annahme  des  Angebots  und  das  Verlangen  nach 
Auflassung  Treu  und  Glauben  nicht  widerspreche,  so  kaim 
die  Revision  hiergegen  nicht  mit  Erfolg  ankämpfen,  da  es 
sich  im  wesentlichen  um  eine  tatsächliche  Würdigung 
handeil.  Das  BG.  legt  Wert  darauf,  daß  zwischen  der 
Erklärung  des  Angebots  im  Juli  1918  und  seiner  Annahme 
im  Sept.  1920  ein  verhältnismäßig  kurzer  Zeitraum  liegt, 
in  welchem  sich  noch  keine  wesentliche  Veränderung  der 
Verhältnisse  vollzogen  habe.  Es  ist  nicht  anzunehmen, 
daß  das  BG.  hierbei  nicht  berücksichtigt  hätte,  welche 
gewaltigen  Ereigttisse  sich  in  diesen  kurzen  Zeilraum  zu- 
sammengedrängt haben.  Wenn  das  BG.  entgegen  den 
Ausführungen  des  Bekl.,  zwischen  Juli  1918  und  Sept. 
1920  seien  die  Grimdstückspteise  um  das  Mehllache  ge- 
stiegen, es  als  gerichlskundig  angesehen  hat,  daß  die  Ver- 
änderungen in  den  Grundstückweilen  in  diesen  zwei  Jahren 
noch  keine  so  erheblichen  gewesen  seien,  so  war  eine 
zahlenmäßige  Feststellung  der  Grundstückspreise  in  diesen 
Zeiten  und  eine  nähere  Aufklärung  der  Geldmarktverhält- 
nisse in  ihrer  zahlenmäßigen  Entwicklung  durch  Aus- 
übung des  richterlichen  Fragerechls  nicht  unbedingt  er- 
forderlich. 

2.  V.  6.  Jan.  1923  (V.  183/22):  Kaufangebot 
Tom  Juli  1917  auf  ein  Grundstück.  Annahme 
mußte  spätestens  ein  Jahr  nach  Friedensschluß  er- 
folgen. Annahme  wurde  erklärt  im  Dez.  1920. 
Darauf  übergab  am  1.  März  1921  der  Verkäufer  das 
Grundstück.  Da  Auflassung  nicht  erfolgte,  Klage 
auf  diese.  LG.  und  OLG.  verurteilten.  Rev.  zu- 
rückgewiesen.   Aus  den  Gründen: 

Die  vom  Senat  in  RGZ.  102,  98  vertretene  Ansicht 
ist  in  einer  anderen  Sache  schon  verlassen  worden.  Gleich- 
wohl ist  die  Entsch.  des  BG.  im  Ergebnis  richtig. 
Detm  die  Grundsätze  über  den  Rücktritt  von  einem  gegen- 
seitigen Vertrag  wegen  veränderter  Umstände  können  nur 
auf  solche  Verträge  Anwendung  Knden,  die  noch  nicht 
erfüllt  sind.  Hat  der  Schuldner  in  Kenntnis  der  ver- 
änderten Sachlage  freiwillig  seine  fällige  Verpilichtung  in 
einem  wesentlichen  Teile  eifüllt  und  die  vom  Gegner  ge- 
schuldete Gegenleistung  zum  großen  Teil  angenommen, 
so  hat  er  damit  den  Nachteil  der  Geldentwertung  nach- 
träglich auf  sich  genommen;  die  vollzogenen  Leistungen 
sind  aus  deiu  synallagmatischen  Verhältnis  bereits  heraus- 
getreten und  können  die  Entwicklung  des  Vertragsveihält- 
Bisses  nicht  mehr  beeinflussen.  Indem  hier  die  Bekl. 
cacb  Annahme  des  Angebots  und  nach  Eintritt  des  für 
die  1  bernahme  des  Grundstücks  vorgesehenen  Zeilpunkts 
sowie  nach  ümsthwnng  aller  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
die  Ubergabe  des  Giundslücks  an  den  Kläger  bewirkt  und  ' 


die  Anzahlung  von  260  000  M.  vorbehaltlos  angenommen 
hat,  so  hat  sie  dadurch  imzweideutig  zu  erkennen  ge- 
geben, daß  sie  in  der  Veränderimg  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse,  insbesondere  in  der  damals  eingetretenen 
Geldentwertung,  keinen  Grund  erblickte,  die  Erfüllung  des 
Vertrags  zu  verweigern  oder  eine  Erhöhung  der  Gegen- 
leistung zu  verlangen.  Sie  ist  daim  nicht  berechtigt, 
nachträglich  wegen  des  entstandenen  Mißverhältnisses 
zwischen  Kaufpreis  und  Grundslückswert  die  weitere  Er- 
füllung des  Kaufvertrags,  die  Auflassung,  abzulehnen. 

Ueber  die  Bedeutung  eines  Verzichts  auf 
„weitergehende  Ansprüche"  im  Unterhaltsvertrag 
sprechen  sich  aus  die  Urteile:  1.  v.  23.  Jan.  1925 
(VII.  59/22):  Der  Mann  der  Klägerin  war  tödlich  ver- 
unglückt. In  einem  Schadensersatzprozeß  kam  es  im 
Dez.  1894  zu  einem  Vergleich,  wonach  die  Stadt  jähr- 
lich 400  M.  zu  zahlen  hatte,  die  Klägerin  aber  auf 
weitere  Ansprüche  verzichtete.  1921  forderte  die 
Kl.  wegen  der  Geldentwertung  statt  400  M.  jährlich 
4000  M.  OLG.  gab  der  Kl.  dem  Grunde  nach  statt. 
Rev.  zurückgewiesen.    Aus  den  Gründen: 

DieVerzichtserklärungder  Klägerin  steht  ihrem  Anspruch 
nicht  im  Wege.  Sie  beansprucht  jelzt  nicht  mehr  als  ihr  im 
Vergleich  zugesichert  worden  ist,  sie  will  nur  die  Gewährung 
dessen,  was  ihr  versprochen  worden,  durch  Zahlung  eines  die 
eingetretene  Geldentwerluugberücksichtigenden  Betrages  der 
jetzigen  Geldzeichen.  Daß  dies  dem  Willen  der  Parteien,  die 
den  Vergleich  geschlossen  haben,  entspricht,  hat  der  Ber.R. 
ohne  Rechtsirrtum  festgestellt. 

2.  Vom  26.  Jan.  1923  (VII.  754/22):  Tod  durch 
Eisenbabnunfall.  Vergl.  des  Fiskus  mit  der  Witwe 
und  der  Tochter,  im  Aug.  1919,  auf  Unterhaltsrenten 
von  jährlich  13  500  M.  und  2000  M.,  „unter  Verzicht 
auf  alle  weitergehenden  Ansprüche."  Klage  auf  Er- 
höhung der  Beträge  wegen  des  gesunkenen  Geld- 
werts. LG.  und  OLG.  wiesen  ab.  Aufgehoben,  dem 
Grunde  nach  für  gerechtfertigt  erklärt.  Aus  den 
Gründen: 

Die  Klage  läßt  sich  zwar  nicht  auf  §  323  ZPO.  stützen. 
Das  schließt  aber  nicht  die  Geltendmachung  eines  Anspruchs 
auf  Abänderung  des  Vergleiches  aus  materiellrecht- 
liche n  Gründen  aus.  EntscheidendhierfüTist,ob  nach  dem 
durch  Auslegung  zu  ermittelnden  Verttagswillen  die  bean- 
spruchte Abänderung  zulässig  erscheint  und  ob  sie  in  dernach 
dem  Vergleichsabschluß  eingetretenen  Aenderung  der  Ver- 
hältnisse ihre  Begründung  finden  kann.  Der  Vorderrichter 
verneint  dies,  weil  der  Vergl.  vorbehaltlos  abgeschlossen  und 
sogar  auf  Mehransptüche  verzichtet  worden  ist,  und  zwar 
obgleich  zu  der  Zeit  des  Vergl.  nicht  damit  zu  rechnen  gewesen 
sei,  daß  nunmehr  unsere  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eine 
gleichbleibende  Bewegung  annehmen  würden :  im  Gegenteil 
hätte  damals  schon  jeder  nur  einigermaßenKundige  erkennen 
können,  daß  unter  den  Wirkungen  des  bereits  bekannten  In- 
halts des  Friedensvertrags  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Deutschlands  schwer  leiden  würden. 

Aber  es  handelt  sich  um  Unterhaltsrenlen,  und  deren 
Zweck  ist,  dem  Rentenpfänger  die  Möglichkeit  zu  gewähren, 
sich  aus  den  Rentenbeträgen  ein  bestimmtes,  dem  Geldwert 
entsprechendes  Maß  des  zum  Lebensunterhalt  Erforderlichen 
zu  verschaffen.  Daraus,  daß  kein  Vorbehalt  einer  Mehr- 
forderiing  gemacht  worden  ist,  darf  nicht  geschlossen 
werden,  daß  die  Vertragsteile  die  festgesetzten  Renten- 
summen als  unabänderlich  gewollt  hätten.  Im  Gegenteil 
hätte,  wenn  dies  gewollt  gewesen  wäre,  in  den  Vergl. 
eine  entsprechende  Klausel  aufgenommen  werden  müssen. 
Auch  der  Verzicht  auf  einen  Mehranspruch  steht  nicht 
entgegen;  denn  ein  Mehranspruch  ist  nicht  erhoben. 

Anders  wäre  der  Vergl.  nur  dann  auszulegen,  weim 
die  Parteien  schon  beim  Vergleichsabschluß  mit  der  Geld- 
entwertung gerechnet  hätten  oder  diese  voraussehbar  ge- 
wesen wäre.  In  diesem  Falle  hätte  man  einen  Vorbehalt 
auf  Erhöhung  der  Rente  erwarten  müssen.  Die  über  die 
Voraussehbarkeit  der  Geldentwertung  vom  BR.  gemachte 
Annahme  mag  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zulreflen: 
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aber  daß  ein  s-o  Ich  er  Umsturz  aller  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse and  eine  solche  Geldentwertimg  eintreten  würde, 
hat  damals  niemand  vorhergesehen  und  vorhersehen  können. 

Entsprechend  nimmt  da.s  Urt.  vom  10.  Jan.  1923 
(I.  114/22)  keine  Verjährung  für  den  infolge  der 
Geldentwertung  „erweiterten"  Schadensersatz- 
anspruch an:  Der  Kläger  hatte  durch  den  Bekl. 
einen  Umzug  ausführen  lassen.  Er  behauptet,  es 
seien  ihm  Sachen  abhanden  gekommen.  Schadens- 
ersatzklage auf  4600  M.  Abweisung  zu  2300  M., 
.Entsch.  über  den  Rest  von  einem  Schätzungseid 
'abhängig  gemacht.  Berufung  beider  Teile.  Im 
Hinblick  auf  die  inzwischen  eingetretene  Geldent- 
wertung erhöhte  der  Kl.  den  Schadensanspruch  auf 
das  Vierfache.  BG.  wies  nun  zum  vierfachen  Be- 
trage ab  und  setzte  den  Hüchstbetrag  der  eidlichen 
Schätzung  auf  das  Vierfache  fest.  Rev.  zurück- 
gewiesen.   Aus  den  Gründen: 

Verjährung  des  in  der  Bei. Inst,  geltend  gemachten 
erhöhten  Anspruchs  liegt  nicht  vor.  In  der  Klage  ist  der 
ganze  Schaden  geltend  gemacht  worden.  Soweit  ein 
Schaden  in  Geld  gutzumachen  ist,  ist  für  die  Bemessung 
grundsätzlich  nicht  der  Zeilpunkt  der  Klageerhebung, 
sondern  der  der  Urteilfällung  maßgebend.  Der  Hinweis 
der  Revision  darauf,  daß  die  Verjährung  eines  Anspruchs 
durch  dessen  gerichtliche  Geltendmachung  immer  nur  in- 
soweit unterbrochen  werde,  als  der  Anspruch  rechts- 
hängig geworden  sei  (vgl.  §  209  BGB.),  verfängt  nicht. 
Denn  der  Anspiuch  ist.  wenngleich  es  sich  um  eme  be- 
zifferte Leistungsklage  handelt,  auf  den  ganzen  Schaden 
gerichtet  gewesen  und  als  solcher  rechtshängig  geworden. 
Wenn  .sich  der  volle  Ausgleich  des  Schadens  zur  Zeit  der 
Klageerhebung  auf  4600  M.  bezifferte,  zur  Zeit  der 
Urteilsfällung  aber  wegen  der  gesunkenen  Kaufkraft  des 
Zahlungsmittels  auf  erheblich  mehr,  so  kann  nicht  davon 
gesprochen  werden,  daß  in  der  Klage  nur  ein  Teilbetrag 
des  Schadens  geltend  gemacht  worden  sei,  gegenüber  dem 
der  er.st  später  geforderte  Betrag  den  Restbetrag  darstelle, 
so  daß  diesem  die  Verjährungseinrede  nach  §§  414,  439 
HGB.  entgegenstünde. 

Den  Vertrag  auf  Abfindung  einer  Unter- 
haltsrente behandelt  eingehend  die  Entsch.  v. 
23.  März  1923  (VII.  147/22):  Der  Kl.  ist  1912  außer- 
ehelich geboren.  1918  Abfindungsvergl.  auf  Zahlung 
von  10  000  M.,  die  sofort  bezahlt  wurden.  Betrag 
größtenteils  in  Kriegsanleihe  angelegt.  1921  An- 
iechtung  des  Vergl.  wegen  der  Verteuerung  aller 
Lebensbedürfnisse.  Klage  auf  Feststellung,  daß  der 
Vergl.  unwirksam  geworden  sei.  OLG.  wies  die 
Klage  ab.  Rev.  zurückgewiesen.  Aus  den  Gründen: 
Auszugehen  ist  davon,  daß  die  Vergleichssumme  zur  Ab- 
geltung der  vollen  Verpflichtungen  aus  §  1708  BGB.  dienen 
sollte  und  nach  Lage  der  Veihältnisse  um  die  Zeit  ihrer 
Zahlung  eine  reichlich  bemessene  Abfindung  bildete.  Auf 
die  §  323  Abs,  4  ZPO.,  auf  §  779  und  §  119  BGB.  kann 
die  Klage  nicht  gegründet  werden  .  .  .  Ernstlich  kann  sich 
nur  fragen,  ob  unter  Anwendung  der  Grundsätze  über  die 
Clausula  der  Kl.  von  dem  Vergl.  entbunden  werden  kann, 
so  daß  ihm  Nachforderungen  offenstünden.  Der  Senat  hat 
in  seinem  Urt.  VII  754/22  v.  26.  Jan.  1923  einem  Anspruch 
auf  Erhöhung  einer  Unterhaltsrente  infolge  der  Geld- 
entwertung stattgegeben.  Dort  stand  eine  Dauerverpflichtung 
2u  fortlaufenden  Geldleistungen  in  Frage.  Hier  dagegen 
handelt  es  sich  um  ein  durch  Zahlung  einer  Abfindungs- 
summe abgelöstes  Verpüichtungsverhältnis  .  .  .  DasßerUit. 
sagt  zutreffend,  der  Abfindungsvertrag  habe  über  die  vor- 
weggenommenen Unlerhaltszahlungen  hinaus  den  Zweck,  die 
Rechtsbeziehungen  zwischen  beiden  TeUenendgiiltig  zu  lösen. 
Hieran  kann  insbesondere  für  den  vorUegenden  Fall  kern 
Zweifel  bestehen,  wo  der  Bekl.  eine  nach  den  damahgen  Ver- 
hältnissen reichliche  Abfindung  bezahlte  . .  .  Nicht  richtig  ist, 
daß  der  Verzicht  gegenüber  forllaufend  in  Zukunft  hmaus 
entstehenden  Unterhaltsansprüchen  des  Kl.  immer  wieder  von 


neuem  in  Wirksamkeit  trete.  Die  periodischen  Unterhalts- 
fordenmgen  bilden  nur  Ausflüsse  des  als  ihr  Stammrechl  be- 
giTindetenUnterhaltsrechts.  Der  Verzichthat  aber  dasStamm- 
recht  getroffen  und  erledigt.  Dem  Verzicht  standen  die  ge- 
zahlten 10  000  M  als  vollwertige  Gegenleistung  gegen- 
über. Erst  in  der  Besitzzeit  des  Klägers  trat  als  Folge 
allgemeiner  unglücklicher  Verhältnisse  eine  starke  Ent- 
wertung ein.  Auch  der  Hinweis  auf  §  242  BGB.  kann 
nicht  den  rechtmäßig  abgeschlossenen  und  erledigten  Vergl. 
rückwärts  zur  Aufhebung  bringen.  Hier  steht  nicht  die 
Vertragsleistung  noch  aus,  sondern  sie  ist  erfolgt,  be- 
denkenfrei, unter  Wahrimg  der  Anforderungen  von  Treu 
und  Glauben  und  der  Verkehrssitte.  Damit  wai-  der  Bekl. 
von  seiner  Vertragspflicht  endgültig  frei. 

Es  ist  zuzugeben,  daß  bei  den  bis  in  das  Jahr  1919 
hinein  abgeschlossenen  Abündungsveiträgen  die  Möglich- 
keit einer  Geldentwertimg,  wie  diese  seitdem  eintrat,  regel- 
mäßig nicht  in  Rechnung  gezogen  worden  sein  wird,  und 
darin  mag  auch  für  manche  Verlragsfälle,  namentlich  wenn 
die  Abfindung  des  unehelichen  Kindes  nachweislich  ein- 
fach durch  Kapitaüsierung  der  gesetzlich  bis  zur  Vollen- 
dung des  16.  Lebensjahres  reichenden  Rente  gefunden  ist, 
ein  geeignetes  Mittel  liegen,  dem  Kinde  auf  dem  Wege 
der  ergänzenden  Vertragsauslegung  zu  helfen.  Der  vor- 
liegende Fall  läßt  jedoch  diesen  Weg  nicht  zu  Da  nach- 
gewiesen ist,  daß  der  Vergl.  Ober  den  Zweck  hinaus,  den 
Kl.  zu  versorgen,  auf  eine  endgültige  Erledigung  des  Ver- 
tragsverhältnisses gerichtet  war  und  gesetzmäßig  erfüllt 
worden  ist,  bleibt  überhaupt  kein  Raum  mehr,  mit  einer 
ergänzenden  Verüagsauslegung  fortdauernde  Verpflich- 
tungen des  Bekl.  nachzuweisen. 

Die  eigentlichen  Zweifel  für  die  Beurteilung  des  Falles 
lagen  in  der  Frage  der  clausula.  Das  RG.  schließt  die 
Anwendung  dieser  clausula  bei  Geschäften  mit  stark 
spekulativem  Einschlag  in  ständiger  Rechtsprechung  aus. 
Solchen  Geschäften  sind  aber  Abfindungsverträge  von  der 
Art  des  zur  Beurteilung  stehenden  Vergleiches  zuzuzählen. 
Zu  den  Umständen,  die  den  vereinbarten  Betrag  von  dem 
Standpunkte  nachträglicher  Betrachtung  aus  als  unange- 
messen hoch  oder  imangemessen  niedrig  erschemen  lassen 
können,  zählt  auch  eine  spätere  Geldentwertung.  Dem 
Kläger  muß  zugemutet  werden,  diesen  Schaden  als  Folge- 
erscheinung des  Ablindungsvertrages  zu  tragen. 

Allgemeinere  Bemerkungen  über  das  Wesen 
der  „Geldentwertung"  finden  sich  in  mehreren  Entsch. 
Die  schon  erwähnte  (VII.  59/22)  spricht  von  dem  „Be- 
trac-  der  jetzigen  Geldzeichen".  Und  die  T'.ntsch.  1. 
114/22  faßt  als  Gegenstand  der  Klage  den  Gesami- 
schaden trotz  der  „Bezifferung"  auf  den  ursprünglich 
niedrigeren  Betrag  der  Klagsumme.  Eingehender 
wird  in  dem  Urt.  des  1.  Strafs.  v.  29.  Dez.  1922 
(I  771i22)  dargelegt,  daß  die  höhere  Summe  nur  ein 
anderer  Ausdruck  für  den  im  Wert  nicht  geän- 
derten Betrag  ist.    Aus  den  Gründen: 

Erneut  ist  zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  bei  Bemessung 
des  Einstandspreises  eine  zwischen  der  Anschaffung 
der  Ware  und  der  Berechnung  des  Verkaufspreises  ein- 
getretene Geldentwertimg  zu  beachten  sei.  Der  Senat 
kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Entwertung  der  Mark 
soweit  sie  in  der  inländischen  Verminderung  der  Kaufkraft 
besteht  und  nach  dem  Einkaut  bis  zur  Vornahme  der  Be- 
stimmung des  Verkaufspreises  eingetreten  ist,  be.  der  Ein- 
Stellung  des  Einstandspreises  m  die  Preisberec^ung  in 
vollem  Umfange  berücksichtigt  werden  muß.  Eine  Ver- 
änderung  des  Verkehrswertes  der  Ware  hat  gar  nicht  statt- 
gefunden, nur  der  Weitmesser  dafür  ist  ein  anderer  ge- 
worden. Es  wird  also  mit  dem,  jenem  veränderten  Wert- 
messer angepaßten  Einstandspreis  in  Wahrheit  gar  kern 
anderer,  sondern  der  urspiüngliche  Emstandspieis.  nur  in 
anderer  Benennung  ausgedrückt,  in  «^'f  B«f  l?"""/ 
gesetzt  Entspricht  der  Kaufkraft  von  100  M.  un  Anfang 
de  Jahres  eine  Kaulkraft  von  1000  M.  am  Ende  des  Jahres, 
d  h  gewährt  der  in  diesem  Geldbetrag  verkörperte  An- 
spruch auf  einen  bestimmten  Teil  der  Gütererzeugung  einen 
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Anspnicb  in  dem  gleichen  Umfang  wie  der  in  jenem  Geld- 
betrage, so  ist  in  Wirklichkeil  nur  eine  2ahlenmä6ige  Er- 
höhung in  der  Benennung  des  Wertes,  keine  Erhöhung 
<1es  Wertes  selbst,  eingetreten.  Nur  der  Wertmesser,  nicht 
der  Werl  hat  sich  geändert.  Man  würde  den  tatsächlich 
i»ezahlten  Kaufpreis,  den  der  Kaufmaen  bei  Anschaffung 
<ler  Waie  hat  aufwenden  müssen,  gerade  nicht  zu  seinem 
vollen  Beirage  bei  der  Berechnung  des  zulässigen  Ver- 
kaiü^spreises  einsetzen,  wenn  man  zwar  in  allen  übrigen 
Faktoren  nach  dem  veränderten  Geldwerte  rechnen,  beim 
Einstandspreis  aber  diesen  ganz  oder  zum  Teil  unberück- 
sichtigt lassen  wollte,  ßie  Aenderung  der  Kaufkraft  des 
Geldes  und  die  ümgestaltung  des  Werlmessers  sind  Ver- 
hältnisse, die  durchaus  außerhalb  derjenigen  Preissteigerung 
liegen,  wie  sie  die  PrTrVO.  im  Auge  hat.  Diese  will  nur 
einer  Preissteigerung  bei  gleichbleibendem  Wert  der 
Mark  durch  unlautere  Machenschaften  steuern. 

Eine  Ergänzung  zu  diesetu  Urt.  bildet  die  Entsch. 
desselben  Senats  v.  27.  April  1923  (I.  1126/22):  Aus 
den  Gründen: 

Die  Berficksichligung  des  gesunkenen  Geldwerts  bei 
der  Bemessung  des  zulässigen  Verkaufspreises  hat  ihre 
wirtschaftliche  und  rechtliche  Grundlage  darin,  daß  die 
Vermögensaufwendung,  die  der  Kaufmann  beim  Einkauf 
der  Ware  zu  machen  hat,  einen  höheren  wirtschaftlichen 
Wert  hatte,  als  ihn  derselbe  Zahlenbetrag  hat  im  Zeit- 
punkte der  Veräußerung.  Wenn  aber  die  eigene  Einkaufs- 
zahlung  des  Kaufmanns,  und  zwar  gemäß  den  Vertrags- 
bestimmungen, nicht  alsbald  beim  Einkauf  geschehen  ist, 
sondern  selbst  auf  einen  späteren  Zeilpunkt  hinaus- 
geschoben und,  und  wie  im  vorliegenden  Falle,  im  Zeit- 
punkt der  Veiäußerung  überhaupt  noch  nicht  entrichtet 
war,  so  hat  das  von  den  Angeklagten  ins  Geschäft  ge- 
steckte Geld  für  sie  überhaupt  keine  Entwertung  erfahren. 
Bei  dieser  Sachlage  führt  die  Anwendung  der  Rechts- 
grundsätze, die  in  der  Entsch.  des  Senats  vom  19.  Dez.  1922 
aufgestellt  sind,  nicht  dazu,  daß  der  Einkaufspreis  aufzu- 
werten und  danach  der  zulässige  Gewinn  aus  einem  er- 
höhten Betrag  zu  berechnen  wäre.  Bei  der  Beurteilung 
dieser  Frage  kommt  es  aber  auf  den  Zeitpunkt  an,  in 
welchem  nach  dem  Vertrage  der  Kaufpreis  zu  ent- 
richten ist.  Detm  das  muß  als  der  Einkaufspreis  gelten. 
Ein  späteres,  nicht  diurch  die  Vertragslage  gebotenes  Ent- 
gegenkommen des  einen  oder  andern  Teils  hinsichtlich 
der  Preishöhe  oder  der  Zahlungszeit  würde  außer  Betracht 
bleiben  müssen. 

Für  das  Sondergebiet  der  Lohn-  und  Gehalts- 
forderung führt  das  Urt.  V.  1.  Nov.  1922  (VIl.  895/21) 
aus:  Am  23.  jan.  1921  wurden  Dienstverträge  mit 
neuen  Angestellten  abgeschlossen.  Gehalt  jährlich 
9150  M.;  „Gehaltsänderungen  regeln  sich  nach  dem 
hierfür  etwa  aufgestellten  besonderen  Tarif.  Streit 
herrscht  darüber,  üb  für  die  Verträge  der  Landes- 
stempel zu  entrichten  sei.  Die  Klägerin  beruft  sich 
auf  die  gesetzliche  Vorschrift,  wonach  solche  Ver- 
träge stempelfrei  seien,  wenn  der  Jahresbetrag  der 
Gegenleistung  15  000  M.  nicht  übersteige.  Der  Fiskus 
machte  geltend,  den  Arbeitnehmern  seien  die  Tarif- 
sätze zugebilligt,  bei  der  jetzigen  Wirtschaftslage  und 
insbesondere  dem  Schwanken  des  Geldswerts  sei 
vun  vornherein  nicht  ausgeschlossen  gewesen,  daß 
die  Tarifsätze  möglicherweise  über  15  000  M.  hin- 
ausgehen würden;  ein  Vertrag  aber,  der  den  Anspruch 
auch  auf  diesen  höheren  Tarifsatz  verleihe,  könne 
nicht  unter  die  Befreiungsvorschrift  fallen.  Beide 
Instanzger.  haben  der  Klage  stattgegeben.  Rev.  zu- 
rückgewiesen.   Aus  den  Gründen: 

Die  Lohn-  und  Gehaltssteigerungen,  die  durch  die 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  seit  Kriegsende  herbeigeführt 
werden,  sind  in  Wahrheit  nur  mehr  oder  weniger  imvoU- 
kommene  Angleichungen  an  den  gesunkenen  Geldwert. 
Das  ist  vom  Gesetzgeber  zwar  nicht  durchweg,  aber  gerade 
für  die  hier  in  Rede  stehende  Befreiungsvorschiift  an- 
erkannt.  Die  ursprünglich  bestimmte  Grenze  von  1500  M. 


wurde  auf  1 5  000  M.  hinausgeschoben  und  damit  nicht  die 
tatsächliche  Steuergrenze  erhöht,  sondern  nur  die  Aenderung 
der  Verhältnisse  nachträglich  anerkannt.  Bei  diesem  grund- 
sälzlichen  Standpunkt  des  Gesetzes  konnte  auch  in  einer 
zahlenmäßigen  Lohnsteigerung,  welche  für  die  Zeit  nach 
dem  Verlragsschluß  vorauszusehen  war,  keine  wirkliche 
Lohnsteigerung  erblickt  werden.  Wenn  der  Fiskus  davon 
ausging,  daß  der  im  Febr.  1921  verabredete  Lohn  infolge 
des  sinkenden  Geldwerts  möglicherweise  über  15  000  M. 
hinaus  steigen  würde,  mußte  er  sich  erinnern,  daß  es  eben 
nur  der  sinkende  Geldwert  war,  der  den  Lohn  steigerte, 
und  daß  er  selbst  nach  der  Gesetzesnovelle  von  1921  • 
solche  scheinbaren  Lohnsteigerungen  nicht  für  wirkliche 
erachtet  hatte. 


Geldentwertung  und  Zivilrechtsmethodik.  ^) 

Von  Geh.  Jusüzrat,  Professor  Dr.  Manigk,  Breslau. 
Kaum  je  ist  von  dem  deutschen  ZiviLrichter  ein 
so  hohes  Maß  von  Einsicht  und  Verstehen  der  Ge- 
samtlage unseres  Volkswesens  verlangt  worden  wie 
jetzt.  Die  Gesetzgebung  überschüttet  ihn  zwar  mit 
Neuheiten  aller  Art,  gibt  ihm  aber  keine  Anweisung, 
ob  und  wie  er  den  durch  die  ungeheure,  durchaus 
nicht  nur  auf  der  Inflation  beruhende^)  Geldentwertung 
täglich  erwachsenden  schuld-,  sachen-,  familien-  imd 
erbrechtlichen  Streitigkeiten  gerecht  werden  soll.  Aber 
schon  diese  These  ist  bestritten,  und  wir  müssen 
unseren  Gedankengang  schon  hier  unterbrechen; 
denn  eine  starke  orthodoxe  Juristenpartei  der  Theorie 
und  Praxis  sieht  das  öffenthche  Währungsrecht  als 
unoedingt  zwingend  an  und  erstickt  den  angesichts 
der  Tatsachen  des  Wirtschaftslebens  aufkeimenden 
Zweifel  des  Richters  immer  wieder  mit  dem  Ausruf: 
„Mark  gleich  Mark.  Zuerst  hat  die  Gesetzgebung 
das  Wort." 

I.  Diese  jedes  sichere  F'ortschreiten  hindernde 
Auffassung  entspringt  nicht  dem  nötigen  Verstehen 
der  Gesamtlage  und  steht  überdies  juristisch  auf 
schwachen  Füßen.  Darf  der  Richter,  wenn  er  der 
Gerechtigkeit  fordernden  Partei  helfen  will,  vom 
Reich  im  gegenwärtigen  Stadium  unserer  Außen- 
politik und  unseres  Wirtschaftslebens  Aenderung  der 
Reichswährung  verlangen?  Was  würde  die  Entente 
dazu  sagen,  wenn  das  Reich  seine  Schulden  aus  den 
Kriegsanleihen  valorisieren  wollte .'  Würde  durch 
gesetzliche  Aufhebung  des  immer  betonten  Nennwert- 
zwangskuises  des  Papiergeldes  genützt  werden^)? 
Wäre,  die  Aufhebung  der  gemeinten  Hemmungen  vor- 
ausgesetzt, überhaupt  eine  einzige  zweckentsprechende 
Gesetzesformel  ausfindig  zu  machen,  die  allen  be- 
troffenen Rechtsverhältnissen  genügte?  Wer  mit  uns 
von  der  Verneinung  dieser  Fragen  ausgeht*),  darf 

1)  Vgl.  die  ioternssaDte  Schrift:  .Die  Geldentwertung  in  der 
Praxis  des  deatschen  Rechtslebens."  Verlag  Sack,  ISerlin.  Grund- 
zahl 4,5.  Dieses  Sammelwerk,  bestehend  aas  Beiträgen  von  RA.  Roth. 
RA.  u.  Prof.  Geiler,  KGR.  Sontag.  RA.  Abraham.  RA.  v,  d. 
Trenck,  Geh.  HofR.,  Prof.  Heinsheimer,  RA.  Marcase  gruppiert 
sich  um  das  aktuelle  Problem  der  GE.  nnd  ihrer  rechtlichen  Folgen, 
Ks  ist  ebenfalls  ein  Protest  gegen  die  Gleichung  Mark  =•  Mark  und 
sucht  im  Kampf  von  Recht  und  Währung  dem  Recht  Geltung  zu  ver- 
schaffen. Die  bisherigen  Lösnugsversuche  des  Geldentwertungs- 
problems werden  eingehend  besprochen.  Das  Buch  führt  in  den 
ganzen  Problemkreis  der  GE.  und  -aufwertung  ein  nnd  wird  auch 
diejenigen  beschäftigen,  die  anderer  Ansicht  sind.   Die  Schriftleitung. 

2)  Vgl.  Dalberg,  Entwertung  des  Geldes  1919.  Auch  der 
Reichsbankpräsident  bezeichnete  Anfang  Juni  d.  J.  im  Reichstags- 
ausschuß  die  auswärtigen  Ursachen  der  Geldentwertung. 

3)  Dazu  überzeugend  Sobernheim  in  Gruchots  Beitr.  66. 
340  ft.,  der  auch  die  Einführung  eines  Kurswertzwangskurses  und 
gesetzliche  Recbnungseinheit  nach  Goldmark  ablehnt.  Dort  S.  354 
auch  Ablehnung  des  Angriffs  Rintelens  gegen  das  RG. 

*)  Auch  die  beiden  vom  Anwaltsverein  preisgekrönten  Unter, 
suchungen  vom  LGR.  Sobernheim  und  RA.  Ballin  über  die 
Geldentwertung  als  Problem  der  Privatgesetzgebung  (Gmchot  1923 
S.  260  ff.)  kommen  auf  verschiedenen  Wegen  übereinstimmend  zu 
prinzipieller  Ablehnung  eines  gesetzt.  Eingriffs  vor  eingetretena 
Markstabilisierung. 
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sich  nicht  von  der  Prämisse  tragen  lassen,  als  ob 
die  die  Reichswährung  im  wesentlichen  schaffende 
Bankgesetzgebung  von  1909  heute  noch  unverändert 
gelte.  Schon  durch  die  im  August  1914  einsetzende 
KriegsgesetzgebuDg  erhielt  das  legale  Währungsrecht 
auf  legalem  Wege  den  ersten  Stoß.  Die  heute  noch 
zaghaften  Juristen,  die  in  der  guten  Absicht,  die  in 
der  Gesetzgebung  sich  dokumentierende  Autorität 
des  Staates  zu  stützen,  beim  Nennwertzwangskurs 
der  Papiermark  glauben  stehen  bleiben  zu  müssen, 
übersehen,  daß  diese  Gesetzgebung  auf  einem  rocher 
de  bronce  ruhte,  den  die  Kriegsgesetzgebung  vom 
Aug.  und  Sept.  1914')  umstürzte:  die  Einlösungs- 
pflicht der  Reichsbank  bzw.  der  Reichshauptkasse 
sowie  die  Deckungsgesetzgebung  von  1875.  Das 
sollte  nur  eine  vorübergehende  Maßregel  sein-);  aber 
der  Fels  liegt  noch  immer,  das  Leben  flutet  über 
ihn  hinweg  und  verlangt  dringend  nach  Ordnung.  Ein 
Staat,  der  in  dieser  Lage  am  meisten  von  seinen 
Bürgern  treu  verstanden  werden  wird,  kann  von 
ihnen  nicht  gesetzlich  erzwingen,  daß  sein  auf  dieser 
veränderten  Grundlage  produziertes  Papiergeld  ebenso 
bewertet  wird  wie  vorher.  Aus  der  Währungsfrage 
vrird  —  trotz  allen  Argumentierens  aus  dem  Gegen- 
satz von  Nennwert  und  Kurswert  —  immer  eine 
Kreditfrage.  Der  Nennwertzwangskurs  von  Papier- 
geld, also  Kreditgeld,  hängt  nicht  nur  vom  Willen 
des  Gesetzgebers  ab,  sondern  von  dessen  weiteren 
Einrichtungen,  die  das  Geld  zum  Tauschmittel  ge- 
eignet und  fähig  machen. 

Die  Reichsgesetzgebung  hat  im  übrigen  den 
Nennwertkurszwang  hinsichtlich  des  für  unsere  Er- 
örterung allein  in  Frage  kommenden  Papiergeldes 
nirgends  ausgesprochen.  Es  ist  nicht  zu  übersehen, 
daß  das  Bankgesetz  v.  1.  Juni  1909  die  Noten  der 
Reichsbank  nur  als  „gesetzliches  Zahlungsmittel" 
erklärt,  wie  das  Kriegsgesetz  v.  4.  Aug.  1914  dies 
„bis  auf  weiteres"  von  den  Reichskassenscheinen 
normiert.  Wenn  der  Gesetzgeber  von  1909  und  1914 
damit  nicht  nur  den  allgemeinen  Annahmezwang, 
sondern  —  entsprechend  einer  verbreiteten  Meinung  ^) 
—  auch  den  Nennwertkurszwang  umfassen  wollte, 
dann  entsteht  für  die  Gegenwart  die  Frage,  ob  sich 
dieser  Zwang  bei  der  eingetretenen,  auch  vom  Ge- 
setzgeber von  1914  nicht  vorausgesehenen  Lage  der 
Volkswirtschcift  überhaupt  noch  aus  dem  Willen  des 
Gesetzgebers  ableiten  läßt,  wenn  man  diesen  nicht 
nur  als  Tatsache  der  Vergangenheit  versteht,  sondern, 
was  sich  m.  E.  allein  halten  läßt,  als  einen  Zustands- 
willen,  dessen  Inhalt  auf  der  Grundlage  des  Textes 
immer  von  neuem  ermittelt  werden  muß. 

Zu  den  eigenen  legalen  Aenderungen,  die  das 
Reich  vornahm,  kamen  noch  schwerer  wiegende, 
außerhalb  seines  Wollens  erwachsende  soziologische 
und  wirtschaftliche  Faktoren,  insbes.  infolge  des  mit 
dem  Kriegsende  wieder  aufgenommenen  internat. 
Verkehrs.  Das  alle  innerstaatlichen  Strebungen  über- 
tönende Machtwort  des  Auslandes  und  die  dortige 
Bewertung  der  Mark  mußten  auch  für  den  heimischen 
Verkehr  und  seine  rechtliche  Ordnung  maßgebend 
werden.  Wir  erleben  es  methodisch  an  diesem 
Gegenstande  unserer  Betrachtung  in  ganz  großem 
Maßstabe,  was  wir  in  kleinerem  so  oft  zu  übersehen 
geneigt  sind:  die  ungeheure  Kraft  der  niemals 

^  Dazu  tiat«D  noch  andere  Maßreeeln  betr.  Ansfohr  und  Handel 
von  Gold.    VcL  Frhr.  v.  Dnngern.  Wäthmngsrecht,  JW.  1923,  97 f. 

')  Da«  GeseU  betr.  RKassenscheine  und  Banknoten  v.  4,  Aug.  1914 
sagt  in  U  1,  2  und  5  .bis  auf  weiteres*.  Diese  Klantel  findet  sich 
auch  in  der  VO.  v.  28.  Sept.  1914,  betr.  Aufhebung  der  Goldklausel. 

")  S.  dagegen  L.  Goldschmidt,  Handelsrecht!  (1866)  S.  1210. 


irrenden  consuetudo  gegenüber  der  immer  nur 
unter  rationalistischen  Voraussetzungen  entstehenden, 
mit  zahllosen  Fehlerquellen  arbeitenden  lex.  Im 
Grunde  wurzelt  die  Theorie  des  Geldes  und  der  ganze 
zivilrechtliche  Streit  über  die  prinzipielle  Stellung- 
nahme zur  Geldentwertung  in  jenem  Boden  und  in 
der  verschiedenartigen  Methodik  der  Rechtsquellen. 
Aber  auch  wer  der  formalistischen  Theorie  Knapps 
(1905)  anhängen  wollte,  der  das  Geld  lediglich  als 
ein  Geschöpf  der  Gesetzgebung  ansieht,  muß  zu- 
geben, daß  es  dann  auch  die  Schicksale  aller  von 
der  Anerkennung  der  Gesellschaft  abhängenden 
legalen  Produkte  teilt  Man  braucht  deswegen  noch 
nicht  in  das  Extrem  der  entgegengesetzten  Theorie 
Savignys  zu  verfallen,  der  das  Geld  als  ein  Ge- 
schöpf des  Verkehrs  ansah  und  den  Kurswert  alle- 
mal über  den  Nennwert  triumphieren  ließ'). 

II.  Die  zivilrechtliche  Behandlung  der  Geld- 
entwertung ist  durch  zwei  Umstände  ungünstig  be- 
einflußt worden,  deren  wir  uns  bewußt  werden 
müssen,  um  methodisch  vorwärts  zu  kommen.  Zu- 
nächst ist  die  Tatsache  der  Geldentwertung  auch 
von  Fachleuten  nicht  erkannt  worden.  Der  Krieg 
und  die  Staatsumwälzung  hatten  infolge  des  Verbots 
der  Ein-  und  Ausfuhr  bzw.  des  Hochschnellens  der 
Löhne  wirkliche  und  immer  zunehmende  Teuerung 
der  Rohstoffe,  Lebensmittel  und  Arbeitsprodukte 
gebracht,  ohne  daß  sich  der  Markkurs  wesentlich 
geändert  hätte.  Daher  hielt  man  auch  die  später 
einsetzende,  auf  anderen  Ursachen  beruhende  und 
an  anderem  Objekt  sich  vollziehende  Abnahme  der 
Kaufkraft  des  Geldes  immer  noch  für  „Teuerung  der 
Ware".  So  wurde  juristisch  die  Behandlung  der 
Geldentwertung  mit  dem  leidigen  clausula-Problem 
verquickt,  einem  großen  Fragenkomplex,  von  dessen 
Entwirrung  sie  aber  nicht  abhängt.  Das  RG.  hatte 
den  Satz  herausgearbeitet,  daß  die  bloße  außer- 
ordentliche Preissteigerung  den  Verkäufer,  auch  wenn 
sie  ihm  erheblichen  Schaden  brächte,  von  seiner 
Verb-agspflicht  nicht  befreie,  da  keine  Unmöglichkeit 
vorliege  (RG.  95,  44;  102,  101):  nicht  nur  im  Groß- 
handel (98,  18  ff.),  sondern  auch  im  Kleinhandel 
(99,  259).  Vgl.  auch  102,  228  mit  Autzählung  der 
Ursachen  der  Teuerung,  und  102,  240.  —  Unver- 
sehens schoben  sich  aber  die  wirtschaftsrechtlich 
andersgearteten  Tatbestände  der  Preisentwertung  auf 
die  Richtertische.  Die  Ware  war  vorhanden,  von 
Unmöglichkeit  der  Beschaffung  oder  Leistung  konnte 
nicht  gesprochen  werden ;  langfristige  Verträge  setzten 
aber  ein  Entgelt  fest,  das  bei  Fälligkeit  den  Liefe- 
ranten offenbar  auch  i.  S.  des  Vertrages  als  Aequi- 
valent  nicht  mehr  entschädigte.  Auch  dies  war 
gegenüber  dem  Vertragszeitpunkt  ein  veränderter 
Umstand  wesentlicher  Art,  und  er  war  ebensowenig 
vorhersehbar  wie  die  Wirlschaftsänderungen,  die  sich 
bez.  der  Ware  abspielten;  aber  die  rechtliche  Er- 
lassung dieses  allein  am  Zahlungsmittel  sich  voll- 
ziehenden Vorganges  ist  eine  eigenartige  Aufgabe, 
deren  Lösung  unaufschiebbar  ist,  wenn  neben  der 
Volkswirtschaft  und  der  Volksmoral  nicht  auch  die 
Justiz  Schaden  nehmen  will.  Mögen  wir  uns  zur 
Lösung  der  clausula-Frage  stellen  wie  wir  wollen; 

1)  Dazu  tr'eftend  M.  Rose  n  fei  der,  Jher.  Jahrb.  71.  262.  Dessen 
Lehre  (263)  daß  die  ZwangstursbeetinimuDg  ihrem  Wesen  nach  eine 
zwineende  AusleguDgsyorschriftdes  ^arteiwUlen»  sei,  erscheint 
befrtndet.  Daß  selbst  legale  Metallwahrnng^n,  wenn  sie  der  raho 
entbehren,  durch  derogatorische  Gewohnheit  beseitigl  werden  kenuen, 
lehrte  schon  L.  Gold.chmidt.  S.  1137.  Entsprechend  far  Papier- 
en mit  Zwangskw.  S.  1217.  Die  Geschichte  des  Währungsrecbt. 
?ibt  reichlich  Belege  dalüx,  wie  entscheidend  der  Verkehr  gegennhi-/ 
dem  Staatswillen  ist    Sob  er  o  heim  336.' 
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von  dem  oben  skizzierten  Standpunkt  aus  muß  die 
Veränderung  der  Kaufkraft  des  gesetzlichen  Zatilungs- 
mittels  des  Papiergeldes  prinzipiell  berücksichtigt 
werden'),  und  zwar  gerade  vom  Standpunkt  des 
Satzes  pacta  sunt  servanda;  denn  die  pacta  beruhen 
hier  nicht  auf  Zahlenworten,  sondern  auf  Zahlen- 
werten.   Wenn  A  dem  B  i.  J.   1912  ein  Gold- 
darlehn  von  20  000  M.  auf  10  Jahre  gewährt  hat, 
so  wollte  er  i.  J.  1922  mit  diesen  sogen.  20  000  M. 
soviel  Geld  zurückhaben,  als  an  Kaufkraft  dem 
hergegebenen  Betrag  entspricht.  Das  folgt  schon  aus 
§  607,  wenn  dieser  Rechtssatz  infolge  einer  zu  forma- 
listischen   und  daher    unbrauchbaren  Geldtheorie 
nicht  in  sein  Gegenteil  verdreht  werden  soll.  Frag- 
lich wird   nur,   eine   wie  hohe  Aufwertung  dem 
Gläubiger  zugebilligt  werden  soll,  wobei  darüber 
Einigkeit  herrscht,  daß  die  im  Handel  oft  unbe- 
gründeterweise   üblich    gewordene  DoUarisierang 
juristisch  nicht  in  I'^rage  kommt. 

Die  Behandlung  der  clausula- Frage,  deren  prak- 
tische Bedeutung  angesichts  der  veränderten  Wirt- 
schaftslage seit  1922  m.  K.  zurückgetreten  ist,  da 
längst  jeder  Deutsche  mit  allem  rechnen  muß,  suchte 
die  Lösung  im  Prinzip  des  Synallagma  und  wollte 
wohl  bei  Kauf,  Werklieferung  und  anderen  gegen- 
seitigen Verträgen  dem  Lieferanten  zu  Hilfe  kommen, 
weil  man  eben  von  der  Teuerung  des  Materials  und 
der  Arbeit  ausging,  lehnte  aber  bei  reinen  Geld- 
schulden und  Hypotheken  jede  Hilfe  ab.  Diese 
Lehre,  die  sich  auch  für  die  clausula-Frage  als  ein- 
seitig aufgebaut  nicht  mehr  halten  läßt,  wirkt  zum 
Schaden  der  richtigen  Lösung  des  Geldentwertungs- 
problems verhängnisvoll  nach.    Aber  der  Kreis  der 
Juristen,  die  für  die  vom  allgemeinen  Rechtsempfinden 
geforderte  Lösung  im  geltenden  Recht  kein  Hindernis, 
sondern  im   §  242,    und   —    mit  noch  tieferem 
Grunde  —  in  §  157  BGB.^)  die  legale  Handhabe 
finden,  wird  immer  größer»). 

Von  dem  gewonnenen  Standpunkt  gibt  es  auch 
nur  eine  Antwort  auf  die  durch  den  Antrag  Düringer 
und  Gen.  nicht  glücklich  angefaßte  Behandlung  der 
Hypothekenforderungen.  Eine  überzeugende  Be- 
gründung dafür,  daß  es  sich  hier  um  einen  wesent- 
lich anders  gearteten  Tatbestand  handele  als  bei  den 
reinen  Geldforderungen  aus  Darlehn,  Unterhalts- 
pflicht u.  a.  habe  ich  nirgends  finden  können.  Die 
Stellungnahme  des  Rechtsausschusses  des  Reichs- 
tages sowie  des  Ausschusses  'ür  Siedl.-  und  Wohn.- 
Wesen  des  Reichswirtschaftsrates  muß  als  begründet 
bezeichnet  werden.  Die  Frage  der  Hypotheken- 
aufwertung kann  „nicht  aus  dem  Zusammenhang  der 
Auswirkungen    der    allgemeinen  Geldentwertung 


•)  Ich  bin  unter  Widerspruch  schon  in  einem  am  12  )an^l923 
in  der  recht!-  and  sUatswiss.  SekÜon  d.  Schles.  Ges.  f.  vatcrl.  Kulf 
zu  Breslau  gehaltenen  Vortrag  fnr  Anerkennung  der  Schutrbedürftie- 
keit  der  Gläubiger  reiner  Geldschulden  eingetreten.  Die  Enlwickluoe 
«heint  m.^  indessen  Recht  zu  geben.  Die  nvHugende  ratio  der  Aeq  ui 
Valenz,  die  ich  betonte,  führt  über  das  Gebiet  des  Lieferungsvertraees 
huiaus  und  umfaBt  das  Darlehen,  aber  auch  wirtschaftlich  einseiifgl 
TrÄ"^'^R^'•|■  ""'"'■^«SEjli^i'en  und  letrtwillige  Verfügungen. 
Ireffend  KGRat  Sontag  in  HaudZtg.  d.  Berl.  Taeebl  v  i  ßai 


dort  21, 


6  Ma.  u  6.  Juni  1923.    PI  am.  JW.  19,  497.    Hey  mann 

■  ^"^  "45.    S.  KGfi.  in  JW.  2o.  m. 

S  Y«'';äp6''isvollen  Wirkungen  des  Operierens  bloS  mit 

2  «I  i?  SO""«'  sehr  beacMlichen  Abhandlung,  DJZ.  1921 

b.  326  hervor.  -  Wer  allein  mit  §  242  operiert,  müßte  das  Vorlie?en 

niXZ"T'^""i,'  ""»'"■"t-.^i»  "i^h  Wer  m.E.  nich?  e^eisen  1äS° 
Richtig  Titie.  Ricbtermacht  2U. 

<!  M(i''i^i,!.'™r?'''''°"*rlTv",fc?'"'°K  kam  KrUckmann,  clausula 
™  r   n       ;  ..P'^  290  wiedergegebene  Entsch.  d 

OLG.  Daimstadt  ,.  29.  März  1923  betont  in  erfrlaj.cher  DeuüiAkeU 
daB  auch  die  Vorschnften,  die  die  Papiermaik  zum  eeseUlichen 
ZaUungarmtlel  machen,  dem  EinfluS  der  §§  157,  242  BGB  inte" 
lagen.  Audi  sonst  verrat  sich  in  der  treffsicher  iirbeitenden  Recht- 
sprechung deutlich  die  Erheblichkeit  des  Auslegungsgesichtspunki". 


I  herausgegriffen  und  für  sich  betrachtet  werden".  Die 
I  Aufwertung  kann  m.  E.  ferner  auch  in  diesem  Rechts- 
verhältnis nur  mit  Rücksicht  auf  die  im  konkreten 
Fall  gegebenen  Voraussetzungen  für  eine  billige 
Ausgleichung  der  Interessen  erfolgen,  ist  also  keine 
Aufgabe  der  Gesetzgebung,  sondern  eine  solche  der 
Rechtsprechung. 

ni.  Die  befriedigende  I^ösung  des  Problems  ist 
ferner  durch  dessen  unnötige  Belastung  mit  dem 
Kreuz  der  Freirecht.Smethodik  behindert  worden. 
Die  Gewissenhaften  haben  sich  durch  den  gesefzes- 
feindlichen  freirechtlichen  Einschlag  gewisser  Entsch. 
prinzipiell  abschrecken  lassen,  weil  sie  in  einer  Zeit, 
in  der  unser  Volkstum  bis  in  seine  Grundfesten 
erschüttert  ist,  mehr  noch  als  früher,  und  zwar  mit 
Recht,  an  den  Grundsätzen  der  Gesetzes-  und  Ver- 
tragstreue festhalten  wollen.   Es  schien  indessen,  als 
ob  dort,  wo  die  Parteien  an  gewisse  Aenderungea 
der  Voraussetzungen  oder  des  Zweckes  ihres  Ver- 
trages nicht  gedacht  haben,  allein  „ein  Ersatz  des 
Parteiwillens  .  .  .  durch  das  richterliche  Ermessen" 
in  Frage  käme,  bzw.  wo  der  verabredete  Preis  „ge- 
ändert" werden  solle,  eine  „Vertragskorrektur"  er- 
forderlich sei ').  Auch  gegenüber  dem  Gesetz  glaubte 
man  der  schutzbedürftigen  Partei  nur  mehr  oder 
weniger  corrigendo  helfen  zu  können  und  machte 
die  richterliche  „Schöpferkraft"  mobil.    In  der  be- 
kannten Pachtinventar-E.  d.  RG.  v.  27.  Juni  1922  (104 
397),  kommt  das  RG.  zu  dem  Schluß:  „Der  Richter 
muß  deshalb  im  Rahmen  jener  Bestimmung  selbst- 
schöpferisch die  Entscheidung  treffen."    In  diesen 
und  ähnlich  liegenden  Fällen  zeigt  sich  methodische 
Unsicherheit  unserer  Gerichte  sowohl  wie  der  ihre 
Entsch.  beurteilenden  Juristen.    Man  glaubte,  den 
Teufel  vor  sich  zu  haben  und  verschloß  die  Pforten 
der  Freirechtshölle  desto  fester  mit  dem  Riegel  des 
Positivismus.    Damit  erschwerte  man  die  Lösung 
des  Geldentwertungsproblems;  denn  Positivismus  wird 
leicht  Engherzigkeit  und  Formalismus"). 

Es  ist  wiederholt  richtig  ausgeführt  worden  M 
daß  es  am  wenigsten  im  Falle  des  §  589  BGB.  nötig 
gewesen  wäre,  die  gesetzesabge wandte  Schöpfer- 
kraft des  Richters  aufzurufen.    Bei  der  Schätzung 


Ma??9?i°^T^°°'f'^"V"';.'^''-,',i'^""  WirtschaftsR.  Nr.  5. 

Mai  1923  t,  4,  die  Entsch.  d.  OLG.  Darmstadt  als  einen  ans  edler 

soIc^'f  n\  ,',""='""'^1°'^"'°  ^'f^'V'"'^  bezeichnet,  überrascht  eine 
^eneitlen  A.f,.^"''^^  an  diesem  dem  leeren  Foimalismus  sonst  ab- 
f^lh.?  w  ^"  "übersieht,  daB  unsere  Gerichte  auf  die 

selbstverständlich  prinzipiell  einmal  erforderliche  Erneuerung  unsere^ 
Wahrungsgesetzgebun^  mcU  warten  dürfen,  weil  sie  sonst  un"r 
VhJie  .••f,^''«'"-  Billigkeit  und  Rechtsempfinden  verstoSenden 
R  chtIrRa  H  n-  Ri"  P'oblemstellang'ist  heute  eine  andere 

Richtig  Ball  in  a.  a.  O.  442.  Sobernheim  335.  Dagegen  Gert- 
mann  Nachrichten  d.  Vereins  d.  Werkzmaschfabr.  1923  Sr.  24  H  u 
III.  .Die  Kaufkraft  macht  für  die  Höhe  des  geschuldeten  Geld- 
betrages nichts  aus-.  Diese  These  ist  unbegründet.  Zu  seiner  Ge- 
„^h^^«°^''l?"  r'^"*  Locher.  Arch.  f.  ziv.  Praxis  1923  S.  1  ff 
!■  iso  t  ''i''-.  '^f"  °ein  .Irrtnm  u.  Auslegung-  (1918).  S.  96  t 

n.  189  f.  S.a.  Riehl,  Gruchot  66,  147 f.  Vgl.  fernir  die  treffenden 
Ausfuhrungen  v.  d,  Trencks,  JW.  22,  1345  23  334  """""Oen 
™  ,1,  'J-  'l  Dampfliefernngsfall  E.  100,  129  formuliert  das  RG 
methodisch  unzutreffend  so:  .Diese  Verhältnisse  erfordern  unbedingt 
IW  20^61  "rr""  •^""".^  ''««ehende  Vertragsverhältnisse 
■aki'  i  ■     \  ^'"^^  '^"■''a'it  Dove  dort  S.  962  Anm.  zur 

Ablehnung  der  m.  E.  r  chtigen  Entsch.  Er  meint  sog  J.  daB  BilUg 
w^e^  D±'",""'"  anderer  InstallSfo 

wwf.  ",«'°«„=°'?«e"gesetzte  Auffassung,  Unmethodik 

S   95  l^l.    ':"l>angn,svoll,    Äuch  H,  Lehmann  spricht  DJZ.  mi 
a,'a.  O,  31f       "  .Vertragskorrektur-.     Zutreffend   dagegen  Titze 
Zu  den  methodischen  Fragen  vgl.  mein    Savipnv  und  d..r 

zukoZT/''  <"'t,V"°  i"^'"  ''"  Schöpferkraft  des- £t 
zukonmiende  gewichtige  Position  zu  begründen  versuche. 

GelHeH.°J'"''^Vw  «9  Anm.  125.  WaUnann 

gM^^r^i-nSTe^ln^^^^^^^^^ 

n^Z%tru-ATa^n%t^^e'1?ont^a— Är^^^^ 
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♦  des  Pachtinventars  am  Anfange  der  Pachtzeit  muß 

im  Sinne  des  §  589  natürlich  derselbe  Wertmesser 
zugrunde  gelegt  werden  wie  bei  deren  Ende.  Papier- 
mark ist  nicht  derselbe  Wertmesser  wie  Gold- 
mark. Aber  die  unzutreffende  Methodik  der  treffen- 
den Entsch.  führte  zu  einer  die  Klärung  des  Problems 
weiter  hemmenden  Ablehnung  auch  der  letzteren'). 
IV.  Ist  man  sich  über  die  Notwendigkeit  der  Be- 

|F  rücksichtiguQg  der  Geldentwertung  in  allen  Rechts- 

verhältnissen klar  und  ist  sichergestellt,  daß  die 
geltende  Zivilgesetzgebung  dem  nicht  entgegensteht, 
so  ist  die  Frage,  wie  zu  helfen  sein  wird,  sekundärer 
Natur  und  soU  hier  nicht  näher  geprüft  werden.  Es 
^>  sind  schon  viele  legale  Mittel  zu  diesem  Zwecke 

i  vorgeschlagen  worden.   Im  Wege  des  Bereicherungs- 

anspruchs einen  Ausgleich  schaffen  zu  wollen-),  ist 
deswegen  nicht  am  Platze,  weil  kein  Rechtssatz  dazu 
nötigt,  erst  eine  grundlose  Bereicherung  beim  Emp- 
fänger eintreten  zu  lassen.  Die  richtige  Rechts- 
anwendung hat  es  schon  zu  verhüten,  daß  eine 
grundlose  Bereicherung  eintritt  und  Ansprüche 
solcher  Art  abzuweisen.  Es  kann  sich  m.  E.  bei 
Lage  der  Sache  immer  nur  um  einen  Ausgleich  ex 
aequitate  unter  Berücksichtigung  der  im  Einzelfall 
gegebenen  Rechtsverhältnisse  handeln.  Die  Kriegs- 
schulden d"es  Reiches  werden  meist  —  kaum  gegen- 
über einem  durch  diese  Anlage  verarmten  arbeits- 
unfähigen Rentner  —  anders  zu  behandeln  sein  als 

I  j,  private  Hypothekenschulden,  deren  Rückzahlung  in 

F  ■  Papiermark  zum  Nennwert  stets  abzulehnen  sein 

wird.  Aber  die  Einrichtung  einer  Sonderinstanz 
außerhalb  der  ordentlichen  Gerichte  ist  abzulehnen, 
denn  die  Entsch.  ex  aequitate  hat  methodisch  auf 
dem  Boden  des  geltenden  Rechts  zu  stehen  und  ist 
eine  eminente  Aufgabe  des  ordentlichen  Richters, 
der  er  nicht  entfremdet  werden  darf).  Alle  solche 
Vorschläge  übersehen  die  weiten  Grenzen  der 
Richtermacht,  die  ihm  nicht  erst  durch  ein 
gesetzesfeindlich  gerichtetes  Freirecht  gezogen 
werden,  sondern  allein  durch  das  wohlverstandene 
Gesetz. 

Die  seit  Abschluß  dieser  Arbeit  (Juni  1923) 
>  eingetretene  Wendung  zur  Einführung  der  Gold- 

markberechnung in  Gesetz  (Steuer,  Lohn,  Bilanz) 
und  Vertrag  gibt  der  Gleichung  „Mark  gleich  Mark" 
vollends  den  Todesstoß.  Die  Einführung  jener  Be- 
rechnung würde  aber  nur  die  Sanktion  eines  seit 
Jahren  schon  sich  entwickelnden  Rechtszustandes 
sein,  so  daß  auch  Streitfälle  der  Zeit  vor  der  Ein- 
führung gemäß  unserer  obigen  Darlegungen  zu  be- 
urteilen wären. 


•)  So  kommt  F.  Stein  JW.  22,  ltS9  (s.  a.  S.  1319)  mr  voll- 
Btandigen  Ablehnong  der  EotschL,  aach  bez.  ihres  proreßrechtlichen 
Standpanktcs.  Ob  er  soweit  gegangen  n-äre,  wenn  die  Entsch.,  statt 
in  t  reirechtsmaske  zn  kommen,  iht  gutes  Gesicht  gezeigt  hätte  ?  Er- 
freolich  wäre,  wenn  die  pädagogisch  wertvolle  Darstellnng  H.  Leh- 
T  manns  Allgemeiner  Teil  (1922)  S.  49  (unten),  in  nnserem  Sinne  fort- 

entwickelt würde.     Die  Znkanftsanfgabe  ist  gesetzestrene  Rechta- 

IlDdOBg. 

Enneccerns  Lehrbnch  I.  1  (1923),  §  116a,  dessen  Ans- 
führangen  bei  4  and  5  ich  a'jer  durchaas  ZQStimme. 

')  Das  RG.  hat  es  bisweilen  abgelehnt,  daS  der  Richter  Härten 
der  Verttagswirtnngen  ansgleichen  könne.  So  JW.  20,  373,  wozu 
Heilberg  Treffendes  anmerkt  Do7e,  dort  S.  962,  stellt  sogar  alle 
Billigkeitsräcksichten  aufierhalb  des  Bereiches  der  Gerichte.  Aber 
RG.  100,  132  f.  wird  zntreffend  ausgefahit,  daB  die  erste  and  vor- 
nehmste Aufgabe  des  Richters  dahin  gehe,  in  seiner  Rechtsprechung 
den  nnabweislichen  Bedürfnissen  des  Lebens  gerecht  zu  werden  und 
sich  iD  dieser  Beziehung  von  den  Erfahrnngen  des  Lebens  leiten  zu 
lassen.  §§  242,  167,  326  BGB.  bäten  den  Anhalt  im  posiUven  Rechte. 
Den  Ausgleich  richtig  in  finden,  sei  Sache  der  Erfahrung  des  Richters 
und  seiner  verständnisinnigen  Beurteilung  der  beiderseitigen  Ver- 
hällnisse.  Vgl.  auchKi  e  hl ,  Gnichot66, 155 f.  Ti  tz  e ,  Richtermacht  30  f 


Krupp-Prozeß  und  Phönix-Prozeß. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  Grimm,  Eisen,  Privcitdozent  an 
der  Univ.  Münster. 

Am  7.  Juli  1923  fand  unter  dem  Vorsitz  des 
Obersten  Hauser  in  Witten  die  Verhandlung  gegen 
den  Generaldirektor  Harr  von  der  Phönix  A.-G.  in 
Hörde  statt,  die  u.  a.  deshalb  von  besonderer  Be- 
deutung war,  weil  in  der  Verhandlung  die  Vorgänge, 
die  sich  im  März  1923  iu  der  Ilermannshütte  in 
Hörde  abspielten  und  die  eine  gleiche  Demonstration 
darstellten,  wie  sie  bei  Krupp  in  Essen  vorgekommen 
waren,  einen  breiten  Raum  einnahmen.  Eine  In- 
genieurkommission, begleitet  von  Truppen,  die  den 
Eingang  des  Werkes  besetzten,  wollte  in  der  Hütte 
die  Bestände  aufnehmen.  Als  die  Arbeiter  die  An- 
kunft der  Truppen  bemerkten,  bemächtigte  sich  ihrer 
eine  große  Erregung.  Sie  verließen  zu  Tausenden 
die  Werkstätten  und  umringten  die  Ingenicure,  zum 
Zeichen,  daß  sie  nicht  unter  Bajonetten  arbeiten  und 
keine  Besetzung  des  Werkes  zulassen  wollten.  Die 
Demonstration  dauerte  mehrere  Stunden.  Als  zwei 
Tage  später  die  Franzosen  mit  noch  größerem 
Truppenaufgebot  wiederkehrten,  nahm  die  Demon- 
stration noch  heftigere  Formen  an. 

In  der  Verhandlung  vor  dem  Kriegsgericht  in 
Witten,  die  von  dem  Vorsitzenden  mit  anerkennens- 
werter Objektivität  geleitet  wurde,  wurde  dem  An- 
geklagten folgendes  vorgeworfen  : 

1.  Gewaltige  Mengen  von  Benzol  von  Hörde  aus 
durch  eine  unterirdische  Leitung  nach  der  unbesetzten 
Zeche  Schleswig  hinaufgepumpt  und  dadurch  den 
Franzosen  entzogen  zu  haben, 

2.  die  am  23.  April  1923  durch  VO,  35  fest- 
gelegten Vorräte  an  Benzol  und  Koks  angegriffen 
zu  haben, 

3.  bei  der  Demonstration  im  März  1923  die 
Arbeiter  aufgewiegelt  und  ihnen  Weisungen  gegeben 
zu  haben, 

4.  aufreizende  Flugblätter  im  Werk  angeschlagen 
zu  haben, 

5.  Quartiermacher  beleidigt  zu  haben, 

6.  Führer  der  nationalistischen  Propaganda  ge- 
wesen zu  sein. 

Nur  die  ersten  beiden  Punkte  waren  eigentliche 
Anklagepunkte.  Die  anderen  Punkte  sollten  nur 
zur  Illustration  der  Persönlichkeit  des  Angeklagten 
und  zur  Bemessung  der  Hohe  der  Strafe  dienen. 

In  der  Verhandlung  nahmen  die  Ingenieure  der 
Micum,  die  an  der  Märzexpedition  teilgenommen 
hatten,  eine  scharte  Stellung  gegen  Generaldirektor 
Harr  ein.  Er  sei  es,  der  die  Arbeifer  aufgewiegelt 
habe.  Eine  Geste  von  ihm  hätte  genügt,  um  die 
Arbeiter  zu  beruhigen.  Demgegenüber  betonte  ein 
Arbeitervertreter  mit  der  gleichen  Offenheit  und 
Frische  wie  die  Arbeiter  im  Krupp-Prozeß,  daß  die 
Direktion  in  keiner  Weise  die  Arbeiter  aufgereizt 
habe.  Die  Arbeiter  hätten  aus  freien  Stücken  ge- 
handelt. In  politischen  Dingen  wüßten  die  deutschen 
Arbeiter  selbst,  was  sie  zu  tun  und  zu  lassen  hätten 
und  ließen  sich  von  der  Direktion  überhaupt  nicht 
hereinreden. 

Diese  Ausführungen  müssen  doch  wohl  das 
Wittener  Gericht  überzeugt  haben,  wenn  man  aus 
dem  Ergebnis  einen  Rückschluß  ziehen  darf.  Denn 
obwohl  vom  französischen  Standpunkt  aus  Herrn 
Generaldirektor  Harr  sehr  viel  mehr  vorgeworfen 
wurde  als  den  Kruppdirektoren,  und  obwohl  die 
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Urteile  der  Kriegsgerichte  an  Schärfe  in  letzter  Zeit 
erheblich  zugenommen  haben,  lautete  das  Urteil 
gegen  Harr  nur  auf  3  Monate  Gefängnis,  von  denen 
2  Uonate  rerbüfit  waren,  und  100  Millionen  Mark 
Geldstrafe,  und  es  ist  ja  doch  schon  so  wie  so  be- 
zeichnend, daß  in  diesem  Falle  die  Staatsanwalt- 
schaft die  Demonstration  selbst  und  die  angeblichen 
Machenschaften  der  Direktoren  zur  Herbeiführung 
der  Demonstration  nicht  einmal  zum  Gegenstand 
der  Anklage  gemacht  hat,  sondern  nur  zur  Illustration 
der  Person  heranzog. 

Ich  habe  schon  S.  'All  d.  Bl.  den  Hattinger 
Prozeß  mit  dem  Krupp  -  Prozeß  verglichen.  Der 
Wittener  Prozeß  macht  das  Kruppurteil  noch  un- 
begreiflicher! 

Inzwischen  ist  das  Kruppurteil  vom  Kassa- 
tionshofe bestätigt  worden.  Die  Hoffnung  derjenigen, 
die  da  glaubten,  dieser  höchste  Gerichslhof  in  Frank- 
reich würde  das  Urteil  aufheben,  das  Urteil,  das 
niemand  in  Deutschland,  und  ich  glaube  wohl  auch 
in  der  Weif,  versteht,  ist  nun  auch  dahin.  Aller- 
dings konnte  der  Gerichtshof  sich  nur  mit  der  Frage 
der  Zuständigkeit  befassen  und  er  hat  sie,  wie  dies 
nach  dem  Mainzer  Urfeil  befürchtet  werden  mußte, 
ebenfalls  bejaht.    Die  schriftliche  Begründung  liegt 
noch  nicht  vor.   Sie  dürfte  gegenüber  dem  Mainzer 
Urteil,  das  ich  schon  S.  323  d.  Bl.  besprochen  habe, 
nichts  Neues  bringen.    Nach  der  mündlichen  Be- 
gründung und  den  vorliegenden  Informationen  stützt 
sich  auch  hier  der  Kassationshof,  um  eine  Zuständig- 
keit der  Kriegsgerichte  über  die  deutsche  Zivilbevcil- 
kerung  zu   begründen,   auf   die   Bestimmung  des 
Militärjustizgesetzbuches,  daß  die  Kriegsgerichte  im 
Kriege   volle   Gerichtsbarkeit   über   alle  Personen 
haben,  die  sich  in  ihrem  Machtbereich  befinden. 
Und  der  Kassationshof  stellt  dann  einfach  fest,  daß 
sich  im  Sinne  dieser  Vorschrift  und  der  Praxis  des 
Gerichts  Deutschland  mit  Frankreich  „im  Kriege" 
befinde!  Hierbei  stützt  das  Gerichtsich  auf  frühere 
Entscheidungen,  wo  im  Anschluß  an  einen  Friedens- 
vertrag ein  fremdes  Gebiet  besetzt  gehalten  wurde 
und  auch  die  Zuständigkeit  der  Kriegsgerichte  be- 
jaht wurde,    obwohl  formell   der  Friedenszustand 
bestand.  Hierbei  übersieht  das  Gericht  aber  zweieriei : 
zunächst  ist  die  Ruhrbesetzung  nicht  in  Gemäßheit 
des  Versailler  Vertrages  erfolgt.   Dieser  rechtfertigt 
nur  die  Besetzung  des  linken  Rheinufers  und  der 
Brückenköpfe.    Das  ist  ja  gerade  die  Frage,  die  zu 
entscheiden  war  und  die  der  Kassationshof  weder 
bejaht  noch  verneint.    Sodann  hat  in  keinem  der 
friiheren  Fälle   eine  formelle  Regierungserklärung 
der  besetzenden  Macht  vorgelegen,  worin  ausdrück- 
lich betont  wird,  daß  die  Besetzung  keine  kriege- 
rische Maßnahme  bedeutet  und  nicht  den  Kriegs- 
zustand herbeüührt.    An  diese  Regierungserklärung 
ist  Frankreich  und  ist  auch  der  Kassationshof  ge- 
bunden.   Welch  ungeheurer  Widerspruch  liegt  in 
den    Erklärungen    Poincarcs,     daß    die  Ruhr- 
besetzung eine  friedliche  Maßnahme  sei  und  den 
l-eststeUungen  des  Kassationshofes,  daß  der  Kriegs- 
zustand bestehe! 

Rettet  die  deutsche  Rechtsordnung! 

Ein  Ruf  an  den  Deutschen  Juristentag. 
Von  Dr.  Hans  Fritz  Abiaham, 
RechUanwalt  am  Kammergericht,  Beilin. 
I.    Drei  SäUe  sind  es,  deren  Erkenntnis  man 
den  deutschen  Juristen,  ja  dem  deutschen  Volke 
einhämmern  mißte: 


1.  Die  deutsche  Rechtsordnung,  mit  ihr  der 
deutsche  Staat,  muß  am  Währungselend,  an  der 
katastrophalen  Entwertung  der  deutschen  Mark,  an: 
Hinschwinden  jedes  beständigen  innerdeutschen 
Wertmessers  zugrunde  gehen. 

2.  Es  ist  nicht  wahr,  daß  diese  innerdeutsche 
Währungskatastrophe  eine  unabwendbare,  durch  die 
außenpolitischen  Verhältnisse  erzwungene  Notwen- 
digkeit ist. 

Wahr  ist  nur,  daß,  solange  die  Frage  der  f^e- 
jsarationen  nicht  gelö.st  ist,  solange  die  äußere 
Schuld  Deutschlands  nicht  feststeht,  es  unmöglich 
ist,  ein  festes  Wertverhältnis  zwischen  deutscher  und 
ausländischer  Währung  zu  schaffen.  Das  ist  zwar 
eine  Tatsache  von  größler  internationaler  Bedeutung; 
sie  braucht  aber  keineswegs  dazu  zu  führen,  daß 
wir  Deutschen  unter  uns  einen  gleichbleibenden 
Wertmesser  entbehren  müssen.  Wir  können  für  uns 
ein  gemeinsames  Niveau  schaffen,  und  es  besteht 
keinerlei  wirtschaftliche  und  rechtliche  Notwendigkeif 
dafür,  daß  die  äußeren  Schwankungen  der  Mark 
auch  im  Inlande  skrupellos  ausgebeutet  werden,  uro 
dem  einen  Teil  Gewinne  zu  verschaffen,  während  der 
andere  der  notwendigsten  Existenzmittel  beraubt  wird. 

3.  Das  innerdeutsche  Problem  ist  lösbar.  Wer 
dies  bestreitet,  will  der  Wahrheit  nicht  ins  Gesicht 
sehen:  den  leiten  persönliche  Interessen  oder  den 
belastet  eine  mit  den  Bedürfnissen  der  Gegenwart 
unvereinbare  Scheu  vor  der  Verantwortung  aktiven 
Handelns. 

II.  Wer  in  den  letzten  Jahren  als  geistiger 
oder  körperiicher  Arbeiter,  als  Rentner  oder  Pensionär 
unter  der  Entwertung  der  Mark  gelitten  hat,  der  hat 
es  überhaupt  nicht  verstehen  können,  wie  trotz 
bitterer  Not  .sich  in  dem  gemeinsamen  Vateriande 
so  viel  neuer  Reichtum  und  Luxus  entwickeln  konnte. 
Man  sprach  dann  von  Schieber  wesen  und  Skrupel - 
losigkeit,  ohne  sich  klar  zu  werden,  daß  in  all  diesen 
Einzelerscheinungen  nur  eine  tief  bedeutsame  Grund- 
linie der  gesamten,  nachrevolutionären,  deutschen 
Wirtschaftsentwicklung  zutage  trat.  Die  Mark  sank 
tiefer  und  tiefer.  Automatisch  stieg  deshalb  der 
Wert  aller  in  Mark  ausgedrückten  Sachwerte.  Wer 
diese  Entwicklungslinie  rechtzeitig  erkannte,  der 
brauchte  nichts  zu  tun,  als  Markverbindlichkeiten 
einzugehen  und  dafür  Sachwerte  zu  erwerben.  So 
kam  es  zu  jener  Konjunktur,  bei  der  es  genügte, 
nur  für  einige  Zeit  Wechsel-  oder  Bankkredite  zu 
erhalten,  um  auf  der  Basis  dieser  Kredite  fabelhafte 
Vermögen  zu  erwerben,  während  man  die  Kredite 
selbst  mit  schlechtem  Gelde  zurückzahlte. 

Wer  dagegen  auf  Markeinnahmen  angewiesen 
war,  der  litt  unsagbar  unter  dieser  Entwicklung. 
Der  Wert  jedes  Arbeitseinkommens  verringerte  sich 
von  Tag  zu  Tag.  Pensionäre  und  Rentner  gerieten 
an  den  Bettelstab;  Spareinlagen  zu  machen,  war 
unmöghch;  wer  sein  Geld  erhalten  wollte,  wurde 
dem  Börsenspiel  in  die  Arme  getrieben.  Was  früher 
solide  war  (mündelsichere  Anlage!)  wurde  sinnlose 
Vermogensverschleuderung;  „unsolides  Börsenspiel" 
wurde  zur  Pflicht  des  sorgsamen  ^Jausvaters.  Zwischen 
den  \  olksgenossen  selbst  enC  rannte  ein  wirtschaft- 
hcher  Bürgerkrieg  übelster  Art.  Wer  Sachwerte 
gegen  Mark  zu  fordern  hatte,  bestand  auf  seinem 
Schem  und  verlangte  gegen  entwertetes  Papier  die 
vollwertige  Leistung.  Wer  Markverpflichtungen  hatte 
wie  die  Grundstückseigentümer  und  Industriegesell- 
schaften, zahlte  mit  schlechtem  Gelde  zurflck  was 
er  in  gutem  Gelde  empfangen  ha'lÄ.    Kin  Chaos 
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entstand,  dem  der  Gesetzgeber  nicht  abhalf  und  dem 
die  Rechtsprechung  trotz  Aufbietung  aUer  Kräfte 
nicht  Einhalt  lun  kann. 

Alle  Werktätigen  in  Deutschland  aber  wissen, 
was  es  bedeutet,  in  Zeiten  schwankender  WähruD<^ 
„Markverdiener"  zu  sein.  Wa.s  man  heute  erwirbt^ 
hat  am  nächsten  Tag  nur  noch  den  Bruchteil  des 
früheren  Wertes.  Lohnkämpfe  über  Lohnkämpfc 
erschüttern  als  notwendige  Folge  der  Geldentwertung 
das  Rechts-  und  Wirtschaftsleben. 

Aber  auch  der  Kapitalist,  vor  allem  der  aus 
der  Friedenszeit  her  an  Treu  und  Glauben  gewohnte 
solide  Kaufmann,  blickt  mit  Entsetzen  auf  eine  Ent- 
wicklung, die  ihn  von  Tag  zu  Tag  zu  Preisherauf- 
setzungen zwingt,  ihn  nötigt,  sich  mit  hunderten  und 
aber  hunderten  Wuchervorschriften  zu  befassen,  und 
die  in  der  Regel  nur  dazu  führt,  daß  der  Unschuldige 
angeklagt  und  gebrandmarkt  wird,  während  skrupel- 
lose Gauner  durch  die  Maschen  des  Gesetzes  hin- 
duTchschlüpfen. 

Der  Jurist  aber  möge  sich  bewußt  werden,  daß 
aOe  diese  Probleme  keineswegs  nur  wirtschafüicher 
Natur  sind,  sondern  daß  .sie  an  die  Grundlagen 
unserer  ganzen  Rechtsordnung,  vor  allem  unseres 
bürgerlichen  Rechts  rühren. 

Seiner  Bestimmung  gemäß  soll  das  Zivilrecht 
(—  der  Strafprozeß  ist  hierzu  absolut  ungeeignet  — ) 
Wächter  über  Treu  und  Glauben  im  wirtschaftlichen 
Verkehr  sein.  Erfüllt  es  diese  Aufgabe,  so  wirkt 
es  Werte  erhaltend,  ist  es  produktiv,  gleich  unmittelbar 
schaffender  Arbeit.  Erfüllt  es  diese  Aufgabe  nicht, 
entartet  der  Prozeß  gar  zu  einem  jeder  Voraussicht 
spottenden  Hazardspiel,  so  ist  seine  Rolle  als  pro- 
duktiver Faktor  der  Wirtschaft  erledigt! 

Zu  dieser  Katastrophe  wird  unser  bürgerlicher 
Prozeß  durch  das  herrschende  Währungssystem  hin- 
gedrängt.    Innerhalb   der   deutschen  Rechtspflege 
ringen  zwei  Weltanschauungen   miteinander.  Ein 
Teil  der  deutschen  Richter,  dem  unbedingte  formaJe 
Unterordnung  unter  das  Gesetz  als  höchste  sittliche 
Pflicht   erscheint,    hält   sich   für  verpflichtet,  die 
Währung.slüge :  —  „Mark  gleich  Mark"  —  auch  für 
das  Zivilrecht  zu  respektieren,  den  tatsächlich  nicht- 
beständigen Wertmesser  immer  noch  als  beständig 
zu  fingieren!    Ein  anderer  Teil  erkennt  an,  daß  die 
Rechtslüge  von  der  Beständigkeit  der  Mark  inner- 
halb des  Zivilrechts  geradezu  als  Prämie  auf 
die  Ausbeutung  der  Geldentwertung  wirken  muß. 
Diese  Richter  versuchen  in  mehr  oder  minder  weitem 
Umfange  eine  Lösung  des  Konflikts  durch  Billigkeits- 
erwägUBgen.    Nur  ein  Beispiel  hierfür  bildet  dei 
bekannte  Zwiespalt  in  der  Hypothekenfrage:  tat- 
.säcUich    durchdringt  dieser  Gegensatz  das  ganze 
Rechtsleben.    Nur  ein  Zufall  entscheidet,  welche 
Rechtsgesinnung  in  dem  Urfeü  letzter  Instanz  zum 
Siege  gelangt,  und  selbst  wenn  die  Billigkeitslehre 
triumphiert,  beruht  doch  auch  diese  in  ihrem  Aus- 
maße in  weitestem  Umfange  auf  Willkür.  —  Jede 
Rechtssicherheit  ist  dahin!  —  Bedenkt  man 
dann  noch,  daß  im  Laufe  des  Rechtsstreits  Valuta- 
schwankungen größten  Stils  eintreten,  die  jede  Wert- 
beständigkeit der  in  Mark  geforderten  oder  angebotenen 
Leistung  vernichten,   so  erweist  sich  der  gegen- 
wärtige Zivilprozeß  in  der  Tat  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  als   ein  unproduktives  Hazardspiel,  das  in 
seinem  Ausgange  von  einer  Valutaspekulation  einer- 
seits, von  dem  Grade  der  Revolutioniening  richter- 
licher Rechlsgesinnung  andererseits  abhängig  ist.' 


Dieser  Zustand  ist  ein  nationales  Unglück' 
Schon  wenden  sich  die  Parteien,  die  sachhche 
Differenzen  auszutragen  haben,  von  den  ordenUichen 
Genchten  ab.  Unlautere  Elemente  nutzen  dagegen 
die  Funktionsunfähigkeit  der  Gerichte  zu  ihren  Gunsten 
aus.  Gerade  die  Tatsache,  daß  die  Zivilrechtspfleae 
ihre  Funktion  als  Regulator  des  Wirtschaftsleben«; 
angesichts  des  Wahrungschaos  nicht  /u  erfüllen  ver- 
mag, daß  es  an  allen  wirksamen  rechtlichen 
i5Chranken  und  Widerständen  fehlt,  verstärkt  die 
brutalen  Ausbeutungstendeiizen  aller  Nutznießer  der 
Geldentwertung. 

Wohin  ist  die  sittliche  Idee  des  Rechts,  ohne 
deren  lebendige  Auswirkung  auf  die  Dauer  kein 
Staat,  keine  Rechtsordnung  und  keine  Wirtschaft 
existieren  kann? 

nf.  So  sieht  heute  die  deutsche  Rechts-  und 
Wirtschaftsordnung  aus,  ohne  daß  die  geringste  Not- 
wendigkeit hierzu  besteht.  Ebensogut  wie  es  Roggen- 
anleihen  gibt,  wertbeständige  Hypotheken  geschaffen 
werden,  wie  industrielle  Unternehmungen  Goldspar- 
konten für  ihre  Arbeiter  einrichten,  wie  die  Arbeiter 
selbst  feste  Indexlöhne  fordern,  so  kann  an  die  Stelle 
aller  dieser  zersplitterten  Einzelversuche  eine  ein- 
heitliche zentrale  Regelung  treten. 

Das  Deutsche  Reich  kann  und  muß  un- 
verzüglich neben  der  .Mark  für  das  deutsche 
Inland  eine  Fest  mark,  nennen  wir  sie  Gulden, 
schaffen,  die  jeweils  in  einem  periodisch  zu 
regelnden  Wertverhältnis  zur  Mark  steht. 

Die  Mark  selbst  ist  vorerst  noch  nicht  zu  ent- 
behren. Solange  die  außenpolitischen  Verhältnisse 
unklar  sind,  wird  der  Stand  der  Mark  sich  nach 
diesen  Verhältnissen  richten  und  ihr  Wert  wird  bald 
tiefer  sinken,  möglicherweise  auch  wieder  steigen; 
aber  ebenso  wie  schon  jetzt  die  Reichsbank  fort- 
laufend den  Preis  festsetzt,  der  für  ein  Zwanzig- 
markstück in  Gold  gezahlt  wird,  so  kann  genau  so 
auch  gesagt  werden:  der  deutsche  Gulden  gilt  im 
Inlande  stets  so  viel  Mark,  als  die  Reichsbank  für 
ein  Zehnmarkstück  in  Gold  zahlt.  Dieser  Gulden 
ist  dann  ein  Papiergeld,  dem  im  Gegensatz  zu  unserer 
gegenwärtigen  Mark  im  Inlande  eine  gleichbleibende 
Kaufkraft  innewohnt.  Ohne  Rücksicht  auf  ein  Sinken 
oder  Steigen  der  Mark  bekommt  man  für  diesen 
Gulden  dann  immer  die  gleiche  Anzahl  Sachwerte. 
Der  innere  Wert  dieses  Geldes  beruht  einmal,  wie 
schon  jetzt,  auf  der  Kraft  der  deutschen  Wirtschaft 
als  solcher,  femer  aber  auf  wertbeständigen,  nicht 
mehr  wie  bisher  der  Entwertung  unterliegenden 
Krediten  der  Reichsbank. 

Was  ist  nun  aber  damit  gewonnen,  wird  man 
fragen?  Handelt  es  sich  nicht  nur  um  einen  neuen 
Namen? 

Keineswegs!  Alles,  wa.s  wir  an  Mißständen 
geschildert  haben,  fäJJt  fort.  Der  Lohn  jedes  Ar- 
beiters wird  in  Gulden  berechnet,  ist  also  wert- 
beständig. Fällt  die  Mark,  enthält  der  Gulden  auch 
mehr  Mark.  Gulden  kann  man  sparen;  sie  werden 
nicht  weniger.  Man  braucht  also  nicht  zur  Börse 
zu  gehen  oder  fremde  Valuten  zu  kaufen,  wenn 
man  sich  sein  Geld  erhalten  will.  Wer  sich  Geld 
in  Gulden  leiht,  muß  es  in  Gulden  zurückzahler. 
und  kann  seine  Darlehnsgläubiger  nicht  mehr  prellen. 
Der  Kaufmann  kann  seine  Ein-  und  Verkaufspreise 
in  Gulden  festsetzen;  er  kann  eine  richtige  Bilanz 
machen,  und  der  solide  Kaufmann  wird  sich  wieder 
deutlich  von  dem  Wucherer  und  Schieber  unter- 
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scheiden.  Zahllose  Gesetze  und  bureaukratische 
Amtsstellen  werden  (man  denke  nur  an  das  Steuer- 
recht!) überflüssig,  wenn  es  nicht  mehr  nötig  ist, 
für  ein  und  dasselbe  Rechts-  und  Wirtschaftsver- 
hältnis allwöchentlich  neue  Ziffern  auszurechnen. 

Das  alles  kann  erreicht  werden,  weim  der  Staat 
ein  Indesgeld  mit  fester  Kaufkraft  im  Inlande  aus- 
gibt. Ohne  diese  Maßnahme  geht  die  Rechtsordnung 
und  mit  ihr  der  Staat  zugrunde. 

Unser  ganzes  Rechtsleben  aber  wird,  wenigstens 
für  die  Zukunft  —  durch  diese  Reform  gereinigt  — , 
Wirtschaft  und  Recht  sind  von  der  Rechtslage  be- 
freit. Der  Prozeß  bleibt  nicht  mehr  eine  verschleierte 
Spekulation,  sondern  in  ihm  wird  wieder  über  recht- 
liche Konflikte  gestritten.  Recht  wird  geschaffen  und 
Recht  geschützt.  Den  Gegenstand  des  Prozesses 
aber  bildet  ein  beständiges  Objekt,  von  dem  nicht 
zu  besorgen  ist,  daß  es  während  der  Dauer  des 
Streits  zu  einem  Nichts  dahinschwindet. 

Die  verworrenen  Talbestände  der  vergangenen 
Epoche  aber  mögen  durch  BiUigkeitsentscheidungen 
geschlichtet  werden. 

IV.  Schon  höre  ich  die  Einwendung:  Es  nützt 
ja  doch  nichts!  Kein  Einwand  ist  verdächtiger  als 
dieser.  Man  sage  mir,  was  eine  geplante  Maßnahme 
schadet,  und  ich  will  aufhorchen  und  nachdenken, 
wie  ich  die  Schäden  vermeide. 

Wer  aber  schlechthin  antwortet:  „Es  nützt  doch 
mchls!",  der  will  sich  dem  Reformgedanken  ver- 
schheßen,  der  fürchtet  entweder  die  Neuerung,  der 
besorgt,  daß  die  späte  Reform  die  Säumnisse  der 
Vergangenheit  nur  allzu  grell  beleuchtet,  oder  der 
verteidigt  am  Ende  gar  das  persönliche  Interesse, 
Nutznießer  der  Geldentwertung  zu  bleiben. 

Das  Gespenst  der  Wirtschaftskrise  schreckt 
nicht.  Den  bei  der  Fortdauer  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  unvermeidbaren  Zusammenbruch  der 
Rechtsordnung  würde  die  Wirtschaft  gewiß  nicht 
uberleben.  Oder  sollten  wir  emsthaft  an  den  Fort- 
bestand einer  Wirtschaftsordnung  glauben,  deren 
Voraussetzung  eine  Verneinung  aller  Rechtsgrund- 
lagen ist?  Könnte  das  gegenwärtige  System  nur 
mit  der  Rechtslüge  der  schwindenden  Mark  leben 
sü  spräche  das  nicht  für  die  Rechtslüge,  sondern 
gegen  das  Wirtschaftssystem!  Aber  unser  Wirt- 
schaftssystem ist  der  Sanierung  fähig. 

V.  Bisher  hat  man  immer  nur  versucht,  Sym- 
ptome zu  kurieren,  die  , Flucht  aus  der  Mark"  zu 
bekämpfen.  Was  sollten  wir  denn  aber  anderes  tun 
als  aus  dieser  Mark,  die  sich  bisher  selbst  stets  ver- 
flüchtigt, unsererseits  zu  flüchten? 

Aus  der  an  Kaufkraft  gleichbleibenden  Index- 
mark, dem  „Gulden",  braucht  der  Deutsche  nicht 
zu  t  uchten!  Der  geradezu  grotesk-dilettantische 
Oesetzgebungsversuch,  dem  deutschen  Kaufmann  die 
wertbeständigen  Zahlungsmittel  zu  rationieren,  mußte 
dagegen  in  wenigen  Wochen  kläglich  scheitern. 

VI.  An  der  Notwendigkeit  der  geforderten  Re- 
form wurde  auch  einePeriodederMarkbesserungnichts 
andern.  Eme  Besserung  der  Mark  würde  gewiß  für  die 
deuUche  Wirtschaft  als  Ganzes  von  größter  Be- 
deutung sein.  Aber  für  das  deutsche  Inland  würde 
eine  Penode  sprunghafter  Marksteigerung  genau  die- 
selben Gefahren  der  Rechtsunsicherheit  und  der 
gegenseitigen  Ausbeutung  bringen,  wie  eine  Zeit  der 
Markentwertung.  Nur  die  Auswirkungen  würden  sich 
in  anderer  Richtung  bewegen!  In  Zeiten  der  Mark- 
aufwertung würdej  an  der  Börse  statt  der  Hausse- 


eine Baissespekulation  in  Effekten  beginnen.  Ver- 
suche der  Lohnherabsetzung  würden  zu  Lohnkämpfen 
führen.  Käuferstreiks  würden  die  Existenzfähigkeit 
der  Lieferanten  und  Fabrikanten  bedrohen. 

In  Zeiten  sprunghafter  oder  schwankender  Mark- 
besserung besteht  also  genau  dasselbe  Interesse  an 
der  Einführung  eines  beständigen  innerdeutschen 
Wertmessers  wie  in  Zeiten  der  Markentwertung. 

VII.  Rettet  unsere  deutsche  Rechtsordnung!  Möge 
dieser  Notruf  nicht  ungehört  verhallen.  Möge  vor 
allem  der  Deutsche  Juristentag,  der  sich  mit 
dem  Geldentwertungsproblem  befassen  will,  der 
Währungsreform,  dem  zentralen  Problem 
der  deutschen  Rechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung, seine  ernsteste  Aufmerksamkeit  zuwenden ! 

Nachschrift!  Der  Gang  der  politischen  und 
wirtschaftlichen  Ereignisse  hat  die  in  vorstehendem 
Aufsatz  berührten  Fragen  in  den  Vordergrund  der 
öflentUchen  Erörterung  gerückt.  Die  Auflegung  der 
Goldanleihe,  der  Beschluss  der  Regierung,  wert- 
beständige Goldkredite  auch  bei  der  Reichsbank 
einzuführen,  die  Ankündigungen  der  Kanzlerrede 
vom  24.  August,  sind  Schritte  auf  dem  diesseits  für 
notwendig  erachteten  Wege. 


Juristische  Rundschau. 

Es  ist  Mitte  August.  Was  wird  am  1.  Sept. 
sein?  Wir  warten  und  warten,  und  das  Warten  zehrt 
an  unserem  innersten  Mark.  Das  geheime  Duell 
Frankreich-England  geht  weiter.  Englands  Rolle 
wird  für  uns  immer  unklarer.  Wohl  hat  England 
den  Vertrag  von  Versailles  nicht  nur  unterschrieben. 
Es  ist  einer  der  Haupturheber  und  verantwortlichen 
Redakteure.  Frankreichs  Vorgehen  verletzt  dieses 
völkerrechtliche  Aktenstück.  Das  trifft  nicht  nur 
Deutschland,  sondern  die  Mitkonlrahenten.  Aber 
diese  sind  ohne  Macht  gegen  den  vertragswidrig 
handehiden  Teil.  England  hat  jetzt  den  gesamten 
Notenwechsel  mit  Frankreich  veröffentlicht.  Es 
schlägt  vor,  die  Entscheidung  über  die  Berechtigung 
der  Ruhrbesetzung  dem  internationalen  Schiedsgericht 
zu  übertragen.  Kann  Frankreich  das  annehmen? 
Ihm  ist  der  Besitz  doch  wichtiger  als  das  Recht. 
Und  wenn  es  ablehnt,  was  dann?  Es  mag  wahr 
sein  oder  nicht,  |daß  Lord  Curzon  seine  Minister- 
kollegen fragte,  ob  sie  Frankreich  den  Krieg  er- 
klären wollten,  falls  es  nicht  nachgebe.  Jedenfalls 
liegt  hier  der  wunde  Punkt  für  England.  Aber 
noch  schlimmer  ist  die  Wunde,  aus  der  Deutschland 
blutet.  Und  wenn  die  Aerzte,  die  es  retten  wollen, 
ihm  nicht  bald  zu  einer  Aenderung  der  Luft  ver- 
helfen, wird  es  zu  spät  sein. 

Die  Hohe  Rheinlandkommission  hat  eine 
Verordnung  erlassen,  die  man  nicht  glauben 
möchte,  so  unglaublich  klingt  sie.  Bei  Strafe  darf 
niemand  die  Rechtmäßigkeit  des  Ruhreinfalls  be- 
streiten. Nicht  nur  in  der  Oeffentlichkeit.  Nicht 
nur  in  der  Presse  oder  Versammlungen.  Auch  das 
Privatgespräch,  die  interne  briefliche  Aeußerung  ist 
verpönt.  Als  ob  man  durch  solche  Maßnahmen 
Unrecht  in  Recht  verwandeln  könnte.  Wer  seinem 
Opfer  einen  Knebel  in  den  Mund  steckt,  kann  es 
am  Schreien  hindern.  Aber  sein  erzwungenes 
Schweigen  macht  es  nicht  zur  Zustimmung.  Lm 
Gegenteü.  Cum  tacent,  clamant.  Was  sagt  Eng- 
land dazu,  dessen  Vertreter  noch  in  der  hohen 
Kommission  sitzt?   Das  sich  rühmt,  der  Hort  der 
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geknechteten  und  mißhandelten  Völker  zu  sein? 
Nicht  die  englische  Regierung  ist  gemeint.  Sie  muß 
behutsam  auftreten.  Sie  fürchtet  den  Riß  durch  die 
Entente  und  weiß,  daß  man  in  Paris  das  weiß. 
Aber  die  englische  öffentliche  Meinung,  das  Volk 
und  seine  Presse?  Ich  fürchte,  mehr  als  ein  inter- 
essanter Gesprächstoff  ist  auch  heute  das  deutsche 
Leid  jenseits  des  Kanals  nicht  geworden. 

In  diese  immer  dunklere  Situation  hinein  fällt 
wieder  ein  Regierungswechsel.  Er  bedeutet 
den  Wiedereintritt  der  Sozialdemokratie  in  die  ver- 
antwortlichen Stellen.  Was  sie  dazu  bestimmte,  was 
den  Rücktritt  Cunos  imd  die  Uebemahme  des  Reichs- 
kanzlerpostens durch  Stresemann,  des  RFinMiniste- 
riums  durch  Hilferding  herbeiführte,  kann  nur  die 
Erkenntnis  sein,  daß  ohne  Einigung  aller  auf  die  Erhal- 
tung Deutschlands  hoffenden  Parteien  dies  Ziel  nicht 
erreichbar  ist.  Man  erkenr  i  zugleich,  wie  der  fort- 
schreitende Kampf  um  die  Existenz  immer  mehr 
Männer  verbraucht.  Es  scheint,  als  ob  man  nun 
schon  den  alten  Satz  „res  ad  triarios  venit"  anwenden 
kann.  Nur  darf  man  nicht  erwarten,  daß  nun  die 
neuen  Männer  Wunder  tun  können.  Weder  nach 
außen  noch  nach  innen  wird  das  möglich  sein. 
Vielleicht  hat  eher  der  herannahende  Wendepunkt 
die  geeigneten  Männer  auf  den  Plan  gerufen,'  als 
diese  jenen  herbeiführen.  In  der  Leitung  der  Lnnen- 
verhältnisse  zwingt  die  neue  Zusammensetzung  des 
Kabinetts  zu  Verständigungen.  In  einem  Punkte  sind 
schon  vorherdie  beiden  führenden  neuen  Köpfe,  Strese- 
mann und  Hilf  erding,  einig  gewesen,  in  der  Reform  der 
Reichsbank.  Das  hat  auch  Stresemann  erst  wenige 
Tage  vor  seinem  Amtsantritt  erklärt.  Einen  Staat  im 
Staate  darf  die  autonome  Reichsbank  nicht  bUden. 
Man  hat  ihr  diese  Stellung  auf  Verlangen  der  Entente 
gegeben.  Genützt  hat  diese  Bereitwilligkeit,  auf  ihre 
Wünsche  einzugehen,  nach  außen  nichts.  Im  Innern 
war  sie  schädlich.  Es  Hegt  kein  Grund  vor,  heute 
noch  diese  Rücksichten  gelten  zu  lassen.  Wir 
dürfen  uns  das  aber  auch  für  andere  Fälle  merken. 

Die  deutsche  Mark  stirbt.  In  rasenden 
Sprüngen  ging  der  Dollar  in  die  Höhe.  Wir  haben 
Oesterreich  weit  hinter  uns  gelassen.  Wo  ist  der 
deutsche  Stolz  auf  die  feste  Fundierung  unseres 
Wirtschaftslebens  geblieben,  die  uns  vor  dem  Schick- 
sale Oesterreichs  bewahren  werde?  Wenn  im  Volks- 
munde, wie  Hermann  Müller- Franken  im  Reichstag 
erzählte,  die  Reichsbanknoten  wirklich  schon  Haven- 
steinrubel  heißen,  so  liegt  darin  ebensoviel  bittere 
Ironie  als  geschichtliche  Erkenntnis.  Die  Folgen 
dieser  neuen  Markkatastrophe  sind  noch  nicht  aus- 
zudenken. Sie  müssen  notwendigerweise  auf  die 
Ernährung  einwirken.  Sie  machen  die  Einfuhr  aus 
dem  Auslande  unmöglich.  Wir  sind  wieder  wie  im 
Kriege  blockiert.  Wohl  wird  die  Einfuhr  gedrosselt. 
Es  soll  nur  das  nötigste  hereinkommen.  Aber  wird 
auch  das  möghch  sein?  Hilferdings  Vorschlag  der 
Schaffung  einer  neuen  Goldwährung  durch  Bildung 
einer  neuen  Goldmarkabteilung  bei  der  Reichsbank 
hat  viel  Bestechendes.  Aber  läßt  sich  eine  neue 
Währung  schaffen,  ehe  unsere  außenpolitischen  Ver- 
hältnisse notdürftig  geordnet  und  die  Finanzen  im 
Innern  geregelt  sind?  Er  hat  jetzt  als  Reichsfinanz- 
minister Gelegenheit,  seine  Ideen  praktisch  zu  er- 
proben. Kommt  uns  Hilfe,  ja  auch  nur  zeitweilige 
Ruhe,  so  ist  es  gleichgültig,  welche  Theorie  diesen 
Maßnahmen  zugnmde  hegt  Wenn  man  nur  nicht 
allmählich  so  skeptisch  geworden  wär„ 


Der  Reichswirtschaftsminister  hatte  im  Juli  be- 
reits eine  Erleichterung  im  Devisenverkehr 
angeordnet.  Für  eingeführte  oder  wesentlich  aus 
eingeführtem  Material  hergestellte  Ware  durfte 
Zahlung  in  Devisen,  welche  der  Käufer  besitzt,  ge- 
geben und  genommen  werdeu.  Vorausgesetzt '  war, 
daß  der  Verkäufer  die  Handelskammerbeschcinigung 
zum  Devisenerwerb  besitzt  oder  sich  verpflichtet, 
sie  alsbald  einem  damit  Ausgestatteten  oder  der 
Zentrale  abzuUefem.  Der  Devisengeber  hatte  alsbald 
davon  Anzeige  zu  erstatten.  Andernfalls  sollte  es 
bei  der  strafbaren  Verletzung  der  Devisenordnung 
bleiben.  Dies  zeigte  schon  die  UnmögUchkeit,  mit  der 
starren  Devisenordnung  auszukommen.  Die  Bedürf- 
nisse des  Verkehrs  sprengen  sie.  In  der  Theorie 
klingt  manches  sehr  schön,  das  nachher  in  der 
Praxis  an  der  Wirklichkeit  scheitert.  Die  Folge 
war,  daß  v.  6.  Aug.  ab  die  Devisenordnung  wieder 
auf  den  Stand  v.  23.  Juni  1923  zurückgeführt  wurde. 
Die  letzten  strengsten  Anordnungen,  die  zu  einem 
immer  schlimmeren  Zustande  führten,  verschwanden 
wieder.  Man  darf  sich  nicht  wundern,  wenn  die 
nächste  Konsequenz  ein  neues  xVnziehen  des  Dollars 
war.  Denn  jeder  suchte  sich  gegen  eine  Rückkehr  zu 
den  Zentralisierungsversuchen  der  letzten  Wochen  zu 
sichern.  Das  ist  die  Folge  der  Unsicherheit  und  des 
Zickzackkurses  der  Devisenpolitik.  Und  heute  weiß 
man  bereits,  daß  das  neue  Kabinett  das  ganze 
Devisensystem  beseitigen  möchte,  freilich  erst  sobald 
es  als  Stütze  der  Mark  nicht  mehr  nötig  ist. 

Die  Spitzenverbände  der  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer haben  den  im  Reichsarbeitsministerium  aus- 
gearbeiteten Richtlinien  über  die  Erzielung  wert- 
beständiger Löhne  zugestimmt.  Man  hatte  beider- 
seits längere  Zeit  verhandelt  und  überlegt.  Auch  jetzt 
kann  man  kaum  davon  reden,  daß  eine  konstante 
Basis  geschaffen  wurde.  Von  einem  Rechtssatze, 
daß  alle  einmal  feststehenden  Löhne  automatisch 
sich  erhöhen,  ist  keine  Rede.  Man  geht  von  kurz- 
fristigen Tarifverträgen  aus.  Sie  sollen  stets  wieder 
im  Kampfe  zwischen  beiden  Teilen  erneuert  werden. 
Nur  während  ihrer  Dauer  greift  der  Reichsindex  ein. 
Dabei  kann  statt  dessen  durch  den  Tarifvortrag  ein 
örtlicher  Index  eingeführt  sein.  Von  Goldlöhnen 
und  der  Goldrechnung  sah  man  ab.  Ob  mit  diesem 
System  viel  erreicht  ist?  Der  Widerstand  der  Ge- 
werkschaften rührte  daher,  daß  sie  sich  bei  der 
endgültigen  Festlegung  und  automatischen  Verände- 
rung der  Löhne  ausgeschaltet  fühlten.  Dem  i.st 
freilich  durch  die  kurze  Dauer  der  Tarifverträge  vor- 
gebaut. Aber  wie  ist  es  mit  den  anderen  Bedenken 
wirtschaftlicher  Art?  Namentlich,  daß  der  automati- 
schen Erhöhung  des  Lohnes  stets  automatisch  die 
Erhöhung  der  Lebenshaltung  folge.  Wird  das  nicht 
auch  bei  den  kurzfristigen  Tarifen  eintreten,  ohne 
daß  der  Haupteriolg  der  Ruhe  und  Stetigkeit  er- 
reicht ist? 

Nun  ist  auch  das  Reich  in  die  Reihe  der  Aus- 
geber wertbeständ  ige  r  Anl  eihen  getreten.  Wa.s 
bereits  im  Januar  bei  den  Dollarschatzanweisungen 
befürwortet  war,  wird  nun  verwirklicht.  Es  wird 
gegen  Papiermark  nur  eine  Papiermarkschuld  ein- 
gegangen. Aber  sie  sichert  den  Geldgeber  vor  den 
weiteren  Verlusten  beim  weiteren  Sinken  der  Mark. 
Ob  man  solche  Anleihe  Goldanleihe  nennt  oder 
goldgeränderte  oder  goldverrechnende,  ist  schließlich 
gleich.  Bedauerlich  ist  nur,  daß  dieser  Schritt  so 
spät  geschieht.    V/-.fopsehen  ist  die  Ausgabe  bis  zu 
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500  Millionen  Goldmark.   Das  mögen  Anfang  August 
125  Billionen  Papiermark  gewesen  sein.  Gelingt 
es,  diese  Summe  aufzubringen,  so  w.we  weit  mehr, 
als  die  jetzige  Notenschuld  betragt,  erreicht.  Die 
feste  .Schuld  saugte  die  Noten  auf.    Wäre  das  nicht 
schon  vor  einem  Jahre  möglich  gewesen?  Wäre 
dann  m"cht  die  jetzige  Katastrophe  vermieden  oder 
doch  sehr  gemildert  worden?    Und  wird  es  heute 
gelingen,  die  Goldmarkanleihe  ganz  unterzubringen? 
Heute,  wo  die  Zweifel  an  der  Erhaltung  der  Finanz- 
Wirtschaft  des  Reiches  soweit  verbreitet  sind,  daß 
die  Mark,  ehe  eine  neue  Währung  geschaffen  werden 
kann,  als  repudiandum  erscheint,  das  man  nicht 
schnell  genug  abstoßen  kann.    Und  wird  es  ge- 
lingen, die  Verzinsung  und  Rückzahlung  dieser  An- 
leihe durchzuführen,  ohne  wieder  die  Notenpresse 
in  Tätigkeit  zu  setzen?    Auch  hierfür  bietet  die  Ge- 
schichte der  Revolution  und  des  Zusammenbruches 
warnende  Beispiele.     Das  Reichsfinanzministerium 
teilt  mit,  daß  für  die  Wertbeständigkeit  der  Anleihe 
die  ganze  deutsche  Wirtschaft  hafte.  Das  ist  selbstver- 
ständh'ch.  Wichtiger  wäre  eine  Radizierung  auf  eine 
bestimmte  Steuer,  eine  Verpfändung  kraft  öffent- 
lichen Rechtes.    Wenn  nur  der  Friedensvertrag  von 
Versailles  nicht  wäre! 

Seitens  der  kommunistischen  Abgeordneten  ist 
ein  Gesetz  über  die  Erfassung  der  Sachwerte 
durch  das  Reich   beantragt.     Es  ist  weniger  ein 
Gesetz  denn  eine  programmatische  l'>klärung.  Die 
Begründung  beginnt  mit  dem  Vorstoß  gegen  die 
„auf  großkapitalistische  Interessen  zugeschnittene  und 
durch  bureaukratische  Organe  durchgeführte  Steuer-, 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitik  des  Reichs."  Sie 
habe  Bankerott  gemacht.    Die  werktätigen  Massen 
seien  in  eine  unerträgliche  Lage  versetzt.    Die  Opfer 
der  Valutazerrüttungen  seien  wiederum  die  werk- 
tätigen Massen,  während  ihre  Nutznießer,  die  Besitzer 
der  Sachwerte,  die  fremde  Arbeitskraft  direkt  oder 
indirekt  ausbeuten.     Daher  soll   dem  Reiche  an 
allen  gewinnbringenden  Zwecken  dienenden  Unter- 
nehmungen ein  Miteigentum.srecht  von  mindestens 
51  %  eingeräumt  werden.    Nur  die  kleinen  bäuer- 
lichen und  gewerblichen  Genossenschaften  und  ähn- 
liche kleine  Einrichtungen  will  man  ausschließen. 
Aus-  und  Einfuhr  jeglicher  Art  von  Waren  unter- 
liegt einem  staatlichen  Monopol.    Das  nicht  durch 
dieses  Gesetz  getroffene  Vermögen  von  mehr  als 
5000  Goldmark  soll  durch  ein  besonderes  Gesetz 
mittels  einer  stark  progressiv  gestaffelten  einmaligen 
Vermögens.ibgabe  ergriffen  werden.    Die  Kommu- 
nahsierung  des  Hausbesilzes,  auch  der  \'illen  und 
Schlösser,  wird  vorgesehen.    Man   .sieht  ein  voll- 
ständiges Spiegelbild  der  russischen  Vorgänge.  Ge- 
lernt bat  man  also  durch  die  dort  gemachten  Er- 
fahrungen nichts.    Irgendwie  sich  mit  diesen  aus- 
einanderzusetzen, haben  die  Antragsteller  auch  nicht 
einmal  versucht.    Zum  Schlüsse  heißt  es  freilich,  daß 
sie  sich  nicht  der  Erwartung  hingeben,  daß  die 
gegenwärtige  Regierung  die  vorgeschlagene  Umge- 
staltung der  gesamten  Wirtschafts-,  Finanz-  und  ^ 
Steuerpolitik  durchführen  wird.    Sie  begnügen  sich 
mit  der  Voraussage,  daß  der  Augenblick  eintreten 
werde,  wo  diese  Umgestaltungen  durch  vollständige  i 
Enteignung  und  Ausschaltung  der  kapitalistischen  i 
Interessen  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  der  Wirt-  j 
Schaft  erzwungen  werden.     Auch  bei  der  neuen  ; 
Regierung  wird  so  wenig  vrie  im  Reichstage  dieser  : 
Plan  auf  Gegenliebe  stoßen. 


l  Der  Veriassungsausschuß  des  Vorl.  Reichswirt- 

l     Schaftsrates  hat  nach  langer  mühsamer  Arbeit  die 
Grundlage   für    die    künftige  Wirtschaftsver- 
fassung in  Auslegung  des  Art.  165  RV.  geschaffen. 
Es  ist  eine  2.  Lesung  in  Aussicht  genommen.  Man 
darf  aber  annehmen,  daß  keine  wesentliche  Aenderung 
mehr  eintritt.    Die  Bezirkswirtschaftsräte  wurden  als 
solche  beibehalten.    Aber  hier  handelt  es  sich  nur 
um  den  Versuch,  ob  aus  diesem  Institut  etwas  werden 
kann.    Man  wollte  nicht  den  Stab  über  ihn  brechen, 
ohne  ihm  Gelegenheit  zu  geben,  sich  zu  bewähren. 
Eine  einzige  sichere  Aufgabe  hat  er,  die  W^ahl  der 
Mitglieder  zum   Reichswirtschattsrat.    Ob  die  An- 
forderung von  Gutachten  bei  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Fragen  durch  die  Behörden  des  Bezirks  von 
besonderer  Bedeutung  wird,  ob  das  dem  Bezirkswirt- 
schaltsrat  gegebene  Recht  der  Anregung  zu  solchen 
Aufgaben  jemals  Bedeutung  erlangt?    Man  mag  e= 
bezweifeln.    Aber  man  gibt  doch  einem  Teile  der 
Bevölkerung  die  Beruhigung,  daß  nichts  unversucht 
blieb,  die  Ideen  der  Reichsverfassung  zu  verwirk- 
lichen.  Die  Beschlüsse  über  den  endgültigen  Reichs- 
wirtschaftsrat haben  an  dem  Grundgedanken  des- 
selben als  begutachtende  Körperschaft  mit  eigenem' 
Initiativrecht  nichts  geändert.    Eine  Umbildung  in 
eine  beschließende  berufsständige  II.  Kammer  wurde 
als  heute  undurchführbar  erkannt.  Zukunftswünsche 
sollen  keine  Rolle  spielen.    Es  ist  jedenfalls  jetzt 
nicht  Zeit,  an  Verfassungsänderungen   zu  denken. 
Größeren  Wert  legt  man  auf  die  praktische  Ge- 
staltung des  Reichswirtschaftsrates.    Die  Zahl  der 
Mitglieder   soll  erhebHch  verkleinert  werden.  Er 
soll  nicht  durch  deren  Menge,  sondern  durch  deren 
Qualität  wirken.    Vorab  aber  wurde,  was  bisher 
auch  tatsächlich  schon  der  Fall  war,  der  Schwer- 
punkt in  die  Ausschüsse  gelegt.  Die  Vollversammlung 
tritt  nur  in  ganz  wenigen  Fällen,  namentlich,  wenn 
die  Regierung  oder  ein  Ausschuß  oder  eine  qualifizierte 
Minderheit  des  ganzen  Reichswirtschaftsrates  es  ver- 
langt, zusammen.   Damit  wird  die  Tätigkeit  rascher, 
konzentrierter,  wertvoller.    Zugleich  aber  wird  sie 
noch  weniger  als  heute  nach  außen  hin  in  die  Er- 
scheinung treten.  Reden  „zum  Fenster  hinaus"  fallen 
fort.    Das  Pubhkum  wird  vielleicht  noch  weniger 
wie  bisher  von  dem  Wirken  des  RWR.  etwas  be- 
merken.    Das  darf  aber  nicht  hindern,  den  als 
richtig  erkannten  Weg  weiterzugehen.    Die  Haupt- 
sache ist,  daß  dieses  Wirken  zum  Segen  für  Deutsch- 
land wird. 

Das  Reichsgericht  hat  in  einer  sehr  be- 
achtenswerten Entsch.  zum  FV.  und  seinen 
Wirkungen  Stellung  genommen  (Urt.  v.  29.  Juni  1923 
II.  552/22).  Eine  in  Lothringen  domizilierte  A.-G. 
fiel  unter  den  französ.  Zugriff.  Der  Liquidator 
verwaltete  das  in  seiner  Macht  befindliche  Unter- 
nehmen. Er  brachte  es  in  eine  neugebildete  fran- 
zösische A.-G.  ein.  Deren  Aktien  gab  er  den  alten 
Aktionären,  soweit  sie  Neutrale  oder  Franzosen  waren. 
Die  deutsche  Aktionärmehrheit  verlegte  den  Sitz 
der  A.-G.  nach  einem  deutschen  Orte.  Das  RG. 
hatte  das  zuständige  Gericht  bezeichnet,  das  die 
Aenderung  der  Satzung  in  das  Handelsregister  ein- 
trug. In  einem  in  Deutschland  anhängigen  Zivil- 
prozesse  hatte  das  LG.  die  Klage  dieser  A.-G.  ab- 
gewiesen, da  sie  infolge  des  FV.  nicht  mehr  be- 
stehe. Mit  Recht  haben  die  Oberinstanzen,  jetzt 
auch  das  RG.,  diesen  Standpunkt  verworfen.  Die 
A.-G.  als  solche  wird  nicht  vernichtet.    Wenn  auch 
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die  Verlegung  des  Sitzes  in  das  Ausland  die  Auf- 
lösung der  A.-G.  zur  Folge  hat,  so  gilt  dies  nicht 
für  die  gewaltsame  Losreißung  deutscher  Gebiets- 
teile. Es  klingt  gut,  wenn  das  RG.  erklärt,  daß  die 
Macht  des  FV.  und  der  kraft  seiner  Bestimmungen 
bestellten  Liquidatoren  an  den  deutschen  Grenzen  halt 
mache.  Man  wird  sich  diesen  Grundsatz  ein- 
prägen müssen.  Er  behütet  auch  die  Untergerichte 
vor  Fehlsprüchen,  die,  in  scheinbarer  juristischer 
Konsequenz  aus  den  Sätzen  des  FV.,  das  Volks- 
empfinden schwer  verletzen  müssen. 

Vor  dem  Staatsgerichtshof  in  Leipzig 
stand  des  Meineides  angeklagt  eine  junge  Prinzessin, 
Margarete  von  Hohenlohe-Oehringen.  Das  Urteil 
lautete  auf  sechs  Monate  Gefängnis.  Milderungs- 
gründe  wurden  weitgehend  anerkannt.  Die  Ver- 
urteilung mag  den  Richtern  selbst  nicht  leicht  ge- 
fall m  sein.  Nicht,  weil  es  sich  um  einen  Falscheid 
aus  politischen  Gründen  handelte.  Sie  mögen  der 
Strafe,  auch  wenn  sie  kraft  des  Gesetzes  auf  Zucht- 
ha.is  hätte  lauten  müssen,  das  Entehrende  nehmen. 
Das  menschliche  Gefühl  aber  wurde  dadurch  wach- 
gerufen, daß  die  Angeklagte  selbst  das  Opfer  ihres 
Vertrauens  war.  Im  Gewissenskonflikt  gewann  die 
Pflicht  gegenüber  dem  von  ihr  als  Retter  des  Vater- 
landes angesehenen  Kapitän  Ehrhardt  die  Oberhand. 
Sie  glaubte,  dessen  Winken  und  Willen  folgen  zu 
müssen,  auch  ins  Gebiet  der  strafbaren  Handlung, 
auch  ins  eigene  Verderben.  Ich  weiß  nicht,  ob  sich 
nicht  die  Verurteilung  nur  wegen  fahrlässigen  Falsch- 
eides hätte  rechtfertigen  lassen.  Auch  der  irrige 
Glauben,  nicht  verpflichtet  zu  sein,  die  Wahrheit  zu 
sagen,  schließt  den  wissenthchen  Meineid  aus.  Ein 
solcher  Spruch  hätte  zugleich  ein  Schuldig  über  den 
eigentlichen  Verantwortlichen  enthalten.  Ich  weiß 
nicht,  ob  nicht  die  Richter,  hätte  man  nicht  der 
politischen  Verantwortung  gegenüber  gestanden,  so 
geurteUt  hätten.  Die  Geschworenen  hätten  es  wohl 
getan.  Ich  weiß  nicht,  ob  hier  nicht  das  Gnaden- 
recht des  Reichspräsidenten  einzugreifen  hätte. 
Menschlich  richtig  wäre  es.  Und  das  Menschliche 
ist  schließlich  doch  auch  das  politisch  Wahre. 
Rechtsanwalt  Dr.  Hachenburg,  Mannheim. 

Vermischtes. 

Die  Not  der  DJZ. 
An  alle  Leser,  Abonnenten  und  Freunde  des 
In»  und  Auslandes.  In  dem  Augenblicke,  da  diese  Zeilen 
geschrieben  werden,  wird  ein  Beschluss  der  Vorstände  der 
Spitzenorganisationen  des  Deutschen  Buchhandels,  des 
Börsenvereins  der  Deutschen  Buchhändler  und  des  Deutschen 
Verlegervereins  in  Leipzig,  verkündet: 

«Die  übermäfiige  Heiaufsetzung  der  Druckpreise 
hat  eine  Anzahl  größerer  Verlagsfirmen  veranlaßt,  ihre' 
Druckaufträge  bis  auf  weiteres  einzustellen,  da  ihnen 
die  Herstellung  zu  Preisen,  die  von  vornherein  jede 
Aussicht  auf  Absatz  im  Inlande  ausgeschlossen  sein 
lassen,  unmöglich  erscheint.  Selbst  für  den  Auslands- 
markt müssen  sich  mit  Notwendigkeit  Preissteigerungen 
ergeben,  die  die  Konkurrenzfähigkeit  des  deutschen 
Buches  vollständig  in  Frage  stellen.  Diese  Stellung- 
nahme wird  von  den  Vorständen  allen  Mitgliedern 
dringend  zur  Nachahmung  empfohlen." 

In  sofortiger  Befolgung  dieses  Beschlusses  haben 
zahlreiche  wissenschaftliche  Verleger  wegen  der  entsetzlich 
gestiegenen  Preise  die  laufenden  Unternehmungen  sofort 
sistiert,  ein  großer  Teil  das  Erscheinen  der  Fachzeitschriften, 
worunter  sich  sehr  bedeutende  befinden,  unmittelbar  ein- 
gestellt. 


Diese  Maßnahmen  sind  erklärlich.  Sie  stfiUen  sich 
vornehmlich  auf  die  Forderungen  der  Buchdrucker:  diese 
erhalten  schon  jeUt  einen  Lohn  von  52  Millionen  Mark 
pro  Woche  I  Dabei  steht  eine  weitere  gewaltige  Steigerung, 
wieder  mit  rückwirkender  Kraft,  sogar  unmittelbar  bevor. 
Auch  die  sonstigen  Preise  für  die  Herstellung  sind  gleich- 
mäßig gestiegen  und  werden  zum  Teil  jetzt  nach  Gold- 
mark berechnet,  kein  Wunder,  daß  auch  viele  Druckereien 
ihre  Betriebe  bereits  schließen  mußten  I 

Diese  maßlosen  Forderungen  haben  das  Ergebnis, 
daß  schon  jetzt  ein  einziges  Heft  der  DJZ.  mehr  als 
2  Milliarden  Mark  an  Selbstkosten  verschlingtl 

Wenn  aber  sogar  große  Organe  der  Medizin  und 
Naturwissenschaften  trotz  der  sehr  viel  weiteren  Vei- 
breitungsmöglichkeit  im  Auslande,  und  weil  sich  diese 
daher  weit  eher  bezahlt  machen  als  juristische,  ihr  Er- 
scheinen eingestellt  haben,  so  tritt  um  so  mehr  nun  auch  ai; 
die  DJZ.  die  Frage  Soll  wirklich  mit  dem  Ende  des 
Schrifttums  auch  das  der  DJZ.  bevorstehen? 

Wäre  die  DJZ.  ein  Organ  wie  viele  andere  auch, 
könnte  der  Entschluß,  auch  ihr  Erscheinen  vorläufig  ein- 
zustellen, nicht  schwer  fallen.  Sie  hat  es  aber  für  ihre 
Aufgabe  gehalten,  wie  sie  von  Anbeginn  an  stets  bei  den 
Tagesereignissen  rechlswissenschafllicher  Führer  war,  nun 
in  den  weltbewegenden  Fragen  des  Friedensvertrages  und 
der  rechtswidrigen  Unterdrückung  des  deutscheu  Volkes 
der  Welt  die  deutsche  Rechtsauffassimg  zu  vermitteln. 
Diese  hohe  und  heilige  Aufgabe  ist  leider  noch  lange  nicht 
abgeschlossen.  Es  gilt  weiterzukämpfen  für  Recht  und 
Gerechtigkeit,  für  das  deutsche  Volk,  Cur  die  geknechteten 
Brüder  im  besetzten  Gebiete.  Darum  darf  die  DJZ.  nicht 
kurzerhand  vor  der  wutschaftlichen  Notwelle  die  Segel 
streichen. 

Just  in  diesem  Augenblicke  geht  mir  von  einem  mir 
unbekannten  Professor  der  Geschichte,  einem  Nicht- 
juristen, einschreiben  zu,  das  ich  wörtlich  hier  nieder- 
legen möchte: 

„Sehr  geehrter  Herr  Dr.  Liebmann!  Ich  komme  mit 
der  Bitte,  eine  große  Freude  mit  mir  teilen  zu  wollen. 
Was  ich  so  sehnlichst  erhofft  habe,  ist  eingetreten :  Die 
maßgebenden  englischen  Kronjuristen  haben  den  Ein- 
bruch ins  Ruhrgebiet  fiur  eine  Vertragsverletzung  erklirt, 
und  die  englische  Regienmg  hat  hiervon  die  französische 
amtlich  in  Kenntnis  gesetzt.  Wenn  ich  in  raeinen  Be- 
kanntenkreisen regelmäßig  die  Abhandlungen  besprach, 
welche  die  DJZ.  zur  Ruhrbesetzung  gebracht  hat,  wurde 
mir  meist  erwidert:  „Ohne  Frage,  schöne  theoretische 
Leistungen,  aber  ohne  praktische  Folgen".  Ich  pflegte 
dann  darauf  hinzuweisen,  daß  die  DJZ,  doch  auch  von 
den  Juristen  der  neutralen  und  feindlichen  .Staaten  ge- 
schätzt werde,  und  daß  die  Ansichten  eines  Zilelmann 
oder  de  Louter  stets  von  ihnen  beobachtet  wurden.  Sie 
könnten  sich  nicht  alle  der  Wahrheit  verschließen  und 
würden  ihr  über  kurz  oder  lang  doch  zum  Siege  verhelfen. 
Wären  die  Männer  des  Rechts  in  den  Kulturstaaten  aber 
erst  auf  unserer  Seite,  so  würden  dadurch  die  Männer 
der  Gewalt  von  selbst  isoliert  und  gelähmt  werden. 
Ich  fand  mit  meiner  Argumentation  wenig  Glauben. 
Nun  beweisen  aber  die  Tatsachen,  daß  ich 
mich  über  die  internationalen  Wirkungen  der 
so  vorzüglich  geleiteten  DJZ.  nicht  getäuscht 
habe.  Sie  haben  sich  in  Wahrheit,  sehr  geehrter  Herr 
Doktor,  durch  die  Gewinnung  solcher  Mitarbeiter  und 
die  reichhaltige  Ausgestaltung  Ihrer  Zeitung  gerade  in 
diesen  Notzeiten  Verdienste  um  unser  unglückliches 
Vaterland  erworben,  die  niemals  vergessen  werden  dürfen. 
Auch  als  Nichtjurist  verfüge  ich  über  genügend  retrospek- 
tive Phantasie,  um  mir  ein  treues  Bild  von  all  der 
Mühe  und  Arbeit  zu  machen,  die  von  Ihnen  gefordert 
werden.  Der  Erfolg  ist  dafür  aber  auch  glänzend.  Denn 
angesehene  englische  Zeitungen,  wie  der  Manchester 
Guardian,  sprechen  nun  bereits  dem  Versailler  Vertrag  die 
Rechtsgültigkeit  ab.  Wenn  man  den  Einwand  hört:  „Der 
Umschwung  wäre  auch  ohne  die  DJZ.  gekommen",  so 
sage  ich:  „Nein'  und  nochmals  Nein'"  Es  war  ein  Segen, 
daß  die  DJZ.  die  Schuldfrage  zunächst  beiseile  ließ  and 
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nni,  wie  Sie  es  getan  habeo.  die  reinen  Veitragselemente 
untei  die  rechlswissenschaftUche  Lupe  genommen  hat 
Wie  ich  höre,  ist  auch  die  DJZ.  um  ihre  Zukunft 
besorgt,  das  ist  kaum  m  glauben.  Will  man  wirklich 
jelrt  die  Zeitung,  die  so  Hervorragendes  bewirkt  hat, 
im  Stich  lassen?  Da  muß  jeder  einzelne  helfen,  da 
müssen  alle  ein  Einsehen  haben  und  Ihnen  die  erforder- 
lichen Milliarden  zui  Verfügung  stellen." 

Was  mir  hier  ohne  mein  Zutun  von  mir  ganz  unbe- 
kannter, zudem  nichtjuristischer  Seite  geschrieben  worden 
ist,  ist  mir  in  ähnlicher  Weise  von  Juristen  hundertfältig 
gesagt  und  erklärt  worden.  Ein  ganzes  Heft  der  DJZ. 
würdegefüUt  werden, selbst  nur  mit  Auszügender  begeisterten 
Teilnahme,  die  die  DJZ.  durch  ihre  Haltung  vor,  in  und 
nach  dem  Kriege  und  erst  recht  seit  der  Ruhrbetzung 
erfahren  hat.    An  dieser  .Stelle  nur  ganz  Weniges: 

Der  Altmeister  des  Rechts,  Exz.  Prof.  Dr.  Wach: 
„Wenn  die  DJZ.  eingehen  müßte,  wäre  das  mehr 
wie  alles  andere  ein  Zeichen   der  Verelendigung  der 
deutschen  Kultur". 

Der  große  österreichische  Zivilprozessualist  Exz.  Dr. 
Franz  Klein: 

,,Ich  zittre  vor  dem  Gedanken,  wenn  die  DJZ.  nicht 
mehr  erscheinen  könnte". 

Von  führender  Seile  des  Wirtschaftslebens  an 
der  Ruhr  ist  mir  gemeldet  worden: 

.Was  Ihre  DJZ.  in  unserer  Sache  leistet,  darauf 
dürfen  Sie  stolz  sein;  sie  ist  für  uns  einfach  unschätzbar." 
Einer  der  ersten  Professoren  Schwedens: 

.,Wenn  die  DJZ.  nicht  mehr  existieren  würde,  wäre 
das  für  die  gesamte  Rechtskullur  der  Welt  von 
allergrößtem  Nachteil". 

Ein  italienischer  Professor: 

„Es  gibt  kein  anderes  juristisches  Organ  außer  der 
DJZ.,  das  mir  das  bietet;  sie  sind  alle  mehr  oder  weniger 
auf  Einzelheiten  zugeschnitten  oder  Standesorgane;  die 
DJZ.  aber  ist  für  alle  Juristen  ohne  Unterschied  der 
Nationen  von  höchster  Bedeutung,  und  wir  haben  durch 
sie  der  deutschen  Wissenschaft  viel  zu  verdanken". 
Dem  haben  sich  auch  al  le  unsere  höchst  enR  ei  chs- 
stellen  und  Landesbehörden  rückhaltlos  ange- 
schlossen und  einmütig  erklärt,  gerade  ohne  die  DJZ.  nicht 
auskommen,  freilich  von  sich  aus  mangels  Fonds  nichts  für 
sie  tun  zu  können.  Alle  haben  die  bestimmte  Erwartung 
ausgesprochen,  daß  die  für  solche  Zwecke  begründete 
,, Notgemeinschaf t  der  Deutschen  Wissenschaft" 
sofort  so  helfen  müsse  und  werde,  daß  die  DJZ.  weiter 
bestehen  könne.  Wohl  ist  erst  im  August  ihr  Etat  von 
4,4  Milliarden  Mark  auf  900  Milliarden  erhöht  worden: 
aber  sie  hat  eine  irgendwie  in  Betracht  kommende  Unter- 
stützung abgelehnt,  da  sie  der  Meinung  ist,  daß  die  DJZ. 
kein  wissenschaftliches  Fachorgan  im  Sinne  ihrer  Satzungen 
sei.  Ob  das  der  allgemeinen  Ansicht,  wenigstens  der 
Fachjuristen,  entspricht,  das  darf  billig  bezweifelt  werden. 
Jedenfalls  widerspricht  es  den  Traditionen  der  DJZ.,  an 
deren  Spitze  seit  ihrer  Begründung,  von  Lab  and  an- 
gefangen, die  ersten  Gelehrten  als  Mitherausgeber  und 
Mitarbeiter  mitgewirkt  haben,  widerspricht  auch  dem  In- 
halte jedes  einzelnen  Heftes  in  den  28  Jahren  seit  Be- 
stehen der  DJZ.'  Darum  darf  auch  die  Frage  aufgeworfen 
werden,  warum  denn  andere  Organe  unterstützt  werden, 
welche  Blätter  denn  überhaupt  noch  unterstützt  werden 
sollten,  und  ob,  wenn  der  Reichszuschuß  noch  nicht 
ausreicht,  um  ein  solches  Blatt  lebensfähig  zu  erhalten,  es 
nicht  einer  unmittelbaren  weiteren  Aufbesserung  des  Etats 
der  Notgemeinschaft  bedarf Wie  sagte  doch  Reichstagsabg. 
Prof.  D.  Dr.  Kahl  im  Plenum  des  Reichstages  am 
13.  Febr.  1923:  .Ich  gönne  allen  Fakultäten  und  Zeit- 
schriften alles  Gute.  Aber  es  ist  ein  LTnterschied.  An 
Zeitschriften  wie  die  DJZ.  hat  unmittelbar  das  Reich  selbst 
ein  Interesse.  Sie  ist  nicht  eine  beliebige  Fach- 
zeitschrift neben  anderen.  Sie  hat  sich  einen  aller- 
ersten internationalen  Rang  erarbeitet  und  im  Auslande  den 
Einfluß  des  deutschen  Rechtes  in  der  neueren  Zeit  mit- 
begründet und  gefestigt.  Die  DJZ.  kann  daher  ganz  un- 
möglich entbehrt  werden."  Diese  Ansicht  aus  dem  Munde 
eines  unserer  ersten  Gelehrten,  scheint  mir  etwas  anders 
zu  klingen,  wie  die  der  .Notgemeinschaft". 


Jedenfalls  aber  ist  von  dem  Einzelnen,  der  ein  Menschen- 
alter hindurch  für  die  DJZ.  ausschließlich  im  Interesse  der 
Rechtswissenschaft  und  Rechtspflege  gewirkt  und  zugleich 
versucht  hat,  daß  auch  der  deutsche  Rechtsstandpunkt  im 
Auslande  zur  Geltung  komme,  nicht  zu  erwarten,  daß  er 
noch  größere  Opfer  bringt.  Denn  die  Summen,  die  jetzt 
verlangt  werden,  übersteigen  jedes  Einzelnen  Kraft! 

Die  Frage  ist  also  für  die  DJZ.  jetzt  die:  Das  Reich 
und  seine  Abgeordneten,  die  höchsten  Reichs-  und  Landes- 
stellen  haben  erklärt :  die  DJZ.  muß  unter  allen  Umständen 
erhalten  bleiben  im  Interesse  der  Rechtskultur,  der  Rechts- 
wissenschaft, der  Rechtspraxis,  des  internationalen  Rechts 
und  Völkerrechts.  Dann  muß  aber  auch  sofort  ausreichende 
Hilfe  für  sie  einsetzen, 

Die  DJZ.  hat  vom  ersten  Tage  ihres  Erscheinens  an 
ihren  Stolz  darin  gesetzt,  das  billigste  Organ  zu  sein.  Es 
muß  in  das  Gedächtnis  zurückgerufen  werden,  daß  sie  das 
älteste  Organ  gleicher  Art  war.  Die  „JW."  brachte  da- 
mals und  lange  Jahre  nur  Entscheidungen  des  RG.  „Das 
Recht",  erst  später  begründet,  war  im  Anfange  nur  ein 
juristisches  Literaturblatt.  Die  „Leipz.  Zeitschrift"  und 
alle  die  anderen  ähnlichen  Organe  bestanden  damals  noch 
gar  nicht.  Die  DJZ.  wollte  von  Hause  aus,  trotz  der 
hundertfältig  mir  bekannt  gewordenen  Aeußerungen:  sie 
sei  „viel  zu  billig",  jedem  Juristen,  vom  jüngsten  bis  zum 
ältesten,  die  Möglichkeit  geben,  sie  zu  halten,  damit  er 
einen  Ueberblick  gewöime  über  die  gesamte  Rechts- 
entwicklung. 

Wenn  längst  andere  Organe  den  doppelten  und  drei- 
fachen Betrag  nahmen,  begehrte  die  DJZ.,  gemessen  nach 
dem  Goldwerte,  kaum  Pfennige.  Unsägliche  Opfer  sind 
gebracht;  entsagungsvoll  habe  ich  fast  seit  Kriegsaniang 
auf  jedes  Redaktionshonorar  verzichtet.  Soll  das  alles 
umsonst  gewesen  sein? 

Darum  ist  nun  die  Zeit  gekommen,  da  offen  und 
ehrlich,  wie  es  einem  deutschen  Manne  geziemt,  gesagt 
werden  muß:  Auf  dieser  Grundlage  kann  die  DJZ. 
nicht  weiter  erscheinen. 

Wie  stellt  sich  der  Juris tenstand,  wie  stellen 
sich  die  Gelehrten  und  Praktiker,  wie  das  Wirt- 
schaftsleben, wie  auch  das  Ausland  zu  dem 
Gedanken,  wenn  die  DJZ.  aufhören  muß,  zu 
existieren? 

Sie  muß  nun  auch  zum  ersten  Male  seit 
ihrem  Bestehen  von  ihren  Lesern  Opfer  ver- 
langen, Opfer,  die  zugleich  dem  Wohle  der 
Oeff ent lichkeit  dienen. 

Wollen  die  Juristen  und  Behörden  den  Unter« 
gang  der  DJZ.  teilnahmslos  mit  ansehen?  Jeder 
einzelne  Leser  möge  sich  diese  Frage  vorlegen  und 
sich  prüfen,  ob  er,  der  seit  langer  Zeit  die  DJZ. 
weit  unter  dem  Herstellungspreis  erhalten  hat, 
jetzt,  da  die  Not  am  größten  ist,  nicht  selbst  dazu 
beitragen  muß,  wenigstens  insoweit  der  DJZ. 
zu  helfen,  daß  diese  noch  am  Leben  erhalten 
werden  kann.  Darum  bleibt  jetzt  nichts  anderes 
mehr  übrig,  als  daß  der  Preis  so  berechnet  wird,  daß 
wenigstens  annähernd  die  Selbstkosten  gedeckt  werden. 
Das  Septemberheft  kostet  demnach  600  000  Mark.  Ent- 
setzlich viel  im  Verhältnis  zu  früher,  gar  wenig  angesichts 
der  allgemeinen  Steigerung  für  alles  andere,  für  Tages- 
zeitungen, und  im  Hinblick  darauf,  daß  dies  kaum  einige 
Straßenbahnfahrten  oder  nur  ein  halbes  Pfund  Margarine 
sind,  und  gar  wenig,  bemessen  nach  der  von  der  höchsten 
buchhändlerischen  Stelle  veranlaßten  Teuerungsziffer,  zur 
Zeit  schon  1  Million  200  000(  !),  d.  h.  also  einen  Friedens- 
preis für  ein  Heft  von  60  Pfennigen ' 

Aber  auch  mrr,  wenn  jeder  Einzelne  gewillt  ist, 
seinen  Beitrag  zu  zahlen,  nur  dann  kann  die  DJZ.  er- 
halten bleiben. 

Damit  aber  die  Preise  nicht  noch  weiter  erhöht 
werden  müssen,  glaube  ich  auch  den  Gedanken,  der  mir 
von  Freunden  der  DJZ.  dringend  nahegelegt  wurde,  nicht 
tmterdrücken  zu  sollen:  „Die  DJZ.  solle  werbend 
auftreten."  Andere  große  juristische  Organe  hätten  schon 
im  Januar  bei  Juristen,  in  der  Industrie  und  im  Aus- . 
lande  um  Spenden  gebeten  und  große  Erfolge  erzielt.  " 


553 


28.  Jahrg.    Deutsche  Jnristen-ZeitunR.    1923  Heft  17,18. 


Organe,  die  nicht,  wie  die  DJZ.,  auf  sich  selbst  gestellt 
seien  und  sich  selbst  erhalten  müfiten,  die  vielmehr  als 
Vereinsorgan  von  der  großen  Zahl  der  Mitglieder  und 
darüber  hinaus  noch  von  einem  weiten  Abonnentenstand 
finanziert  und  gehalten  würden.  Jeder  einzelne  möge 
sich  fragen,  ob  er  auch  In  dieser  Welse  für  die 
DJZ.  etwas  leisten  will  nnd  kann.  Vielfach  ist  die 
Meinung  vertreten:  „Gewiß,  es  geht.  Denn  die  Gehälter 
und  Einnahmen  sind  meist  automatisch  gestiegen,  und  die 
DJZ.  unentbehrlich."  Auch  Handel  und  Industrie 
mögen  sich  fragen,  ob  die  DJZ.  ümen  nicht  in  allen  sie 
berüirenden  Fragen  des  Handels-,  Steuer-  und  Arbeiter- 
rechts tmd  in  den  Fragen  mancherlei  geleistet  habe,  bei 
denen  es  sich  um  das  Schicksal  Deutschlands  gehandelt 
hat.  Die  deutschen  Behörden  und  Gerichte  aber  sollten, 
vielfachen  Anregungen  entsprechend,  ebenfalls  auf  die 
DJZ.  abonnieren! 

Und  auch  der  Jurist  des  Auslandes  möge  sich  fragen, 
ob  es  richtig  ist,  was  andere  seiner  Kollegen  im  Auslande 
sagen,  daß  die  DJZ.  für  die  Kultur  des  Rechts  der  Welt  nicht 
aufhören  dürfe  zu  erscheinen.  Jeder  deutsche  Jurist  im  Aus- 
lande und  jeder  Deutsche  des  Wirtschaftslebens  da  draußen 
möge  bei  seinen  Landsleuten  und  anderen  Beziehungen 
werbend  auftreten,  um  die  DJZ.  erhalten  zu  können. 

Erfolgt  das,  was  die  DJZ.  in  dieser  Stunde  erwartet, 
was  andere  längst  erreicht  und  durchgeführt  haben,  dann 
allein  kann  die  DJZ.  nocl\  erhalten  bleiben. 

Geschieht  das  nicht,  daim  ist  die  Erklärung  hiermit 
gegeben,  daß  ich  genötigt  bin,  mein  Lebenswerk,  das  ich 
vor  30  Jahren  begründet  imd  seitdem  ununterbrochen 
geleitet  habe,  einzustellen  imd  daß,  da  ein  Wiederaufbau 
unmöglich  ist,  nach  Meinung  vieler  ein  stolzes  Gebäude  der 
Wissenschaft  elendig  zugrunde  geht. 

Möge  jeder  in  dieser  ernsten  Stunde  tun,  was 
er  zu  tun  Imstande  ist,  aber  sich  nicht  wieder 
auf  andere  verlassen,  sondern  wirklich  handeln  — , 
bevor  es  zu  spät  ist,  und  mir  glauben,  wie  schwer 
es  mir  fällt,  In  dieser  Weise  an  die  Oeffentlich- 
keit  treten  zu  müssen.  „Es  handelt  sich  nicht 
um  Sie,  sondern  um  viel  Größeres,  um  die 
Erhaltung  unserer  DJZ.",  ~  diese  Worte,  geprägt 
von  einem  der  ersten  Juristen,  ermutigen  mich, 
so  zu  sprechen.  Dr.  Otto  Liebmann. 

Der  Verlag  der  DJZ.  sieht  sich  genötigt,  Folgendes 
bekanntzugeben : 

1.  Der  Abonnementspreis  für  das  Septemberheft 
beträgt  für  Deutschland,  Freistaat  Danzig,  Oester- 
reich, Ungarn:  600000  M. 

2.  Für  das  Ausland  gelten  die  auf  der  2.  Umschlag- 
seite  angegebenen  Auslandspreise. 

3.  Von  den  Postbeziehern,  das  sind  diejenigen,  die 
die  DJZ.  durch  die  Post  abonnierten  und  mit  dieser 
verrechnet  haben,  hat  die  Post  nur  140000  M.  für  das 
Septemberheft  erhoben.  Nach  den  Postvorschriften  muß  der 
Restbetrag  von  460000  M.  an  unsere  Geschäftsstelle 
unverzüglich  eingezahlt  werden.  Zu  diesem  Zweck  sind  uns 
von  der  Post  die  Adressen  aller  Postabonnenten  zugänglich 
gemacht  worden. 

4.  Wer  die  DJZ.  durch  den  Buchhandel  bezieht,  hat 
an  diesen  600  OCO  M.  zu  zahlen. 

5.  Diejenigen,  die  die  DJZ.  bisher  schon  direkt  von 
unserer  Geschäftsstelle  erhalten  haben  und  mit  dieser 
verrechnen,  haben  600000  M.  an  diese  zu  entrichten. 

Es  liegt  ein  Pos tsche c kf ormul ar  bei.  Beträge, 
die  bis  10.  September  1923  nicht  entrichtet  sind,  werden 
zuzüglich  der  jetzt  sehr  hohen  Postnachnahmespesen  nnd 
aller  Unkosten  durch  Postnachnahme  erhoben. 

Wir  bitten  dringend,  die  Beträge  wegen  der  Geld- 
entwertung Zug  um  Zug  zu  entrichten.  Es  geht  nicht  mehr 
an,  daß  diese  erst  nach  Wochen  eingehen  oder  ausdrücklich 
erbeten  werden  müssen,  da  auch  wir  genötigt  .':ind.  die 
sämtlichen  Kosten  für  die  Herstellung  im  voraus  zu  zahlen. 
Die  Abonnementsgebühr  ist  stets  praenumerando  zahlbar. 
Jede  unnötige  Schreibarbeit  bitten  wir  uns  zu  ersparen. 

Wir  appellieren  an  jeden  imserer  Leser,  uns  in  der 
Durchhaltung  unseres  Blattes  zu  unterstützen  und  unserem 


Bialte  die  Trene  zu  wahren.  Die  DJZ.  hält  nach  wie  vor 
Uber  alle  rechtlichen  und  wirtschaflUchen  Ereignisse  auf 
dem  Laufenden.  Wegen  der  Raumnot  kann  die  Tages- 
presse sich  jetzt  nicht  mehr  so  me  bisher  mit  allen 
Fragen  des  Rechts  beschäftigen,  auch  die  Anschaffung  von 
Biichern  wird  wegen  der  Teuenmg  immer  schwieriger. 
Wer  die  DJZ.  liest,  erhält  einen  tjuerdurch- 
schnitt  durch  die  gesamte  Rechtsentwicklung  Im 
Vergleich  zu  den  anderen  Lebensbedüifnissen  und  Preisen 
des  Schrifttums  —  das  möge  immerwieder  bedacht  werden  - 
sind  unsere  Abonnementspreise  noch  immer  sehr  müßig 
Um  aber  unseren  Abonnenten  Im  In-  und  Aus- 
lande einen  Ausgleich  zu  geben,  gewähren  wir  auf 
alle  bis  1.  Sept.  1923  erschienenen  Verlagswerke 
ohne  Ausnahme  (auch  gebunden),  einen  Nachlass 
von  2  5  7,,.  Der  Bezug  kann  direkt  durch  unseren 
Verlag  stattfinden;  bei  Vermittlung  durch  eine 
Buchhandlung  muss  diese  den  Namen  des  Abon- 
nenten bei  jeder  Bestellung  angeben.  Nachdem 
vom  Börsenverein  der  Buchhändler  die  Teuerungs- 
zahl —  leider!  —  auf  1200000  erhöht  worden  ist, 
betragt  also  für  unsere  Abonnenten  und  für  unsere 
Verlagswerke  die  Teuerungszahl  nur  900000  m.il 
Grundzahl. 

Besondere  Spenden  bitten  wir  unter  besondovei 
Bezeichnung  au  dieDeutscheBank,  Depositenkasse  P.,  Berlin, 
oder  auf  dem  anliegenden  Postscheckformular  einzuzahlen! 

Sein  oder  Nichtsein,  das  ist  jetzt  die  Frage  derDJZ.I 
Die  Geschäftsstelle.         Der  Verlag  Otto  Liobmanu. 

Zum  Ruhreinbruch.  Die  rechtlichen  Erörterungen 
zum  Ruhreinbruch  sind  in  den  letzten  Wochen  wieder  in 
lebhafteren  Gang  gekommen.  Das  gilt  zunächst  von  der 
Behandlung  der  allgemeinen  Frage  der  Rechtmäßigkeit 
des  Ruhreinbruchs.  Frankreich  hat  sein  Vorgehen  auf 
§  18_der  Aul.  II  zu  Teil  VIII  des  Vertrags  von  Versailles 
gestützt.  Es  ist  der  einzige  Weg,  wie  Frankreich  nach 
dem  Verlauf  der  diplomatischen  Verhandlungen  der  letzten 
Jahre  sein  Vorgehen  begründen  kann.  Denn  es  hat  sich 
nach  dem  rechtswidrigen  Einbruch  nach  Frankfurt  a.  M.  im 
April  1920  seinen  Verbündeten  gegenüber  verpllichtei, 
auch  bei  Verstößen  Deutschlands  gegen  seine  vertraglicheti 
Verpflichtungen  von  eigenmächtigem  Vorgehen  gegen 
deutsches  Gebiet  abzusehen,  soweit  nicht  eine  ausdrückliche 
Bestimmung  des  FrV.  ihm  das  Recht  dazu  gewähren  würde. 
Von  deutscher  Seite  ist  schon  damals  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  die  Frage  der  Besetzung  deutscheu  Gebietes 
als  Sühne  für  Verletzungen  des  FrV.  durch  Deutschland 
durch  Art.  430  des  Vertrages  abschließend  geregelt  ist. 
§  18  bezieht  sich  nur  auf  wirtschaftliche  und  tinanziells 
oder  ihnen  ähnliche  Zwangsmaßnahmen.  Den  gleichen 
Standpunkt  hat  schon  damals  kein  geringerer  als  Keyues 
vertreten,  und  Deutschland  hat  jetzt  die  Genugtuung,  daß 
er  für  den  Ruhreiubruch  in  der  englischen  Note  v.  11.  Aug. 
unzweideutig  von  amtlicher  englischer  Seite  übernommen 
wird.    Die  fragliche  Stelle  lautet  wörtlich: 

.Nach  Ansicht  von  S.  M.  Regierung  besteht  kein  recht- 
mäßiger Anspruch  darauf,  daß  die  Maßnahmen,  welche  die 
Verbündeten  nach  §  18  Anl.  II  bei  gewissen  Umständen  zu 
ergreifen  berechtigt  sind,  die  militärische  Besetzung  von 
Gebieten  einschließen.  Eine  solche  Besetzung  bildet  den 
Gegenstand  der  besonderen  Bestimmungen  von  Teil  XIV 
des  Vertrages,  der  sich  mit  den  Bürgschaften  befaßt.  Es 
handelt  sich  um  das  Recht,  das  linke  Rheinufer  und  die 
Brückenköpfe  zu  besetzen,  ,um  die  Ausführung  des  gegen- 
wärtigen Vertrags  sicherzustellen".  Obendrein  setzt  Art.  430 
noch  besonders  fest,  daß,  wenn  die  Reparalionskoramission 
findet,  daß  Deutschland  sich  weigert,  alle  oder  einen  Teil 
seiner  Entschädigungsverpflichtungen  dem  Vertrage  gemäß 
zu  erfüllen,  alle  oder  ein  Teil  der  besetzten  Gebiete,  die 
vielleicht  schon  geräumt  sind,  „sofort  wieder  besetzt" 
werden.  Es  würde  überflüssig  gewesen  sein,  ausdrücklich 
im  Falle  nicht  geleisteter  Reparationen  eine  solche  Wieder- 
besetzung vorzusehen,  wenn  die  Verbündeten  schon  nach 
einer  weiteren  Klausel  des  Vertrags  ein  unbeschränktes 
Recht  hätten,  deutsche  Gebiete  zu  besetzen." 

Eine  Abweichung  des  englischen  vom  deutschen  Stand- 
punkt liegt  nur  insofern  vor,  als  in  England  eine  gemein- 
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V.  18.  A"r^'°''°  '^"y"-"^  iierlio.:  I  ageblalt.  Morgenausgabe 

i'rancoVelärücc1palifro7Th=tl!°'^r°^''''^  "< 
Limited  1923.    1  sh  Unlish  Periodicals 

<0  <:tJ'  ""^  «"'"^»"'"r'l-g.    Haag,  Mart.nus  Nijhoff  1923. 

t!  H"'''r;  '"•e'-nalional  (1896)  S  2158  sg 

^  Bonf.is■^aach,Ue.  T,aite  da  droit  il.einalfooaj  public.  1921 


schaftUche  BesetznuR  deutschen  Gebiets  im  Falle  einer 
Aiiflehnung  Deutschlands  gegen  den  Vertrag,  der  sich  nicht 
auf  Reparationsverpflichtimgen  beschränkt,  ffir  eiUässig  er- 
achtet wird. ')  Nach  deutscher  Ansicht  wird  auch  das 
durch  Art.  430  ausgeschlossen.  Deutschland  hat  demgemäß 
sowohl  aul  der  Konferenz  von  Spa  wie  auf  der  von  London 
gegen  die  ihm  angedrohten  oder  auferlegten  Sanktionen 
\  eiwahrnng  eingelegt  und  es  hat  die  Androhung  derartiger 
Sanktionen  im  Londoner  ültimatiun  nur  unter  der  unmittel- 
baren Drohung  des  Einbruchs,  der  zu  widerstehen  es  sich 
damals  mcht  imstande  fühlte,  hingenommen.  Auch  diese 
\\  ahrheit  wird  sich  durchsetzen,  wie  sich  nunmehr  die 
Wahrheit  der  ünrechtmäßigkeil  des  Kuhreinbnichs  immer 
mehr  durchgesetzt  hat. 

Unter  den  ausländischen  Schriften  zum  Ruhr- 
einbruch  sind  eine  anonym  erschienene  englische  Studie 
Kight  and  WTong  in  the  Kühr  Valley"  2>  sowie  eine  längere 
Schrift  des  durch  seine  Aufsätze  in  der  DJZ.  den  Lesern 
wohlbekannten  niederländischen  Prof.  de  Louter  „kechts- 
ontaaidmg"i<)  (.Rechlsentartimg")  erschienen,  von  denen 
die  letztere  m  ihrer  Frische  und  Lebhaftigkeit  an  Keynes 
und  Nitti  erinnert.  Von  den  amtlichen  WeiBbüchern 
■st  nun  bereits  die  4.  Folge  der  Aktenstücke  über  den 
franz.-belgischen  Einmarsch  in  das  Ruhrgebiet  und  die 
3.  Sammlung  eidlicher  Aussagen  über  Gewaltakte  der 
französisch-belgischen  Truppen  im  Ruhrgebiet  dem  Reichs- 
tag vorgelegt  em  erschütterndes  Bild  von  dem,  was  die 
deutsche  Bevölkerung  an  der  Ruhr  erdulden  muß. 

Von  Einzelfragen  hat  die  Geiselfrage  in  letzter 
/eit  eme  besondere  Rolle  gespielt.  Frankreich  setzt  sich 
hier  mit  den  Grundsätzen  in  auffallenden  Widerspruch, 
die  m  der  neueren  französischen  Literatur  entgegen  früherer 
Praxis  mit  besonderer  Entschiedenheit  vertreten  worden 
sind.  Schon  Calvo«)  sprach  von  einem  Mißbrauch,  von 
dem  man  mit  Recht  annehmen  konnte,  daß  er  bei  den 
zivilisierten  Völkern  für  immer  aus  den  inte.nationalen 
Gebrauchen  verbannt  sei.  Es  handle  sich  um  Maßnahmen, 
die  aus  Zeiten  und  Sitten  entlehnt  zu  sein  scheinen,  deren 
Ruckkehr,  man  kann  das  nicht  oft  genug  wiederholen,  man 
lur  unmöglich  gehalten  hätte.  Noch  schärfer  äußert  sich  die 
neueste  Ausgabe  des  bekannten  Werks  von  Bonfils^) 
unter  Berufung  auf  den  spanischen  Autor  Pinheiro- 
Ferre.ra,  der  die  Geiselnahme  als  Reste  der 
sie'ht  fn^h  Vorfahren   bezeichnet.  Bonfils 

In^L  ,  '^^'^''^Y"  gegen  die  im  19.  und  20.  Jahr- 
hundert  völkerrechtlich    abgeschlossenen   Verträge,  be- 
onders  Art  46  und  50  der  Jlaager  LandkriegsO.  Wi. 
humte'°Tr  Fragen  hat  sich  auch  hier  die 

erwieLn     NacL  gegenüber  als  machtlos 

erwiesen  Nachdem  die  „unsichtbare  Ruhrbesetzung»  zu 
em^'ick^e'h  hT  °  f  ^'-^"herrschaf,  schlmimster  Alf  sich 
entvnckelt  hat.  smd  Frankreich  und  Belgien  trotz  ihrer 
Theoretiker  vor  der  Wiederemführung  der  Uebung  at!s 
eiteX  ■  "^"„  ----^»--hfeckt.     Festna'hm  n 

sehen  Tr,?n         .  ""M^''  'l'«  f^^^esi- 

ßtTeJ  änfH°;         ^k'"^""*^  S'o&en  Kreises  von 

Z  l^'T  T  ^"^'l^^^''  gefihrdeter  Strecken  zu  fahren, 
»md  an  der  Tagesordnung.  Daruber  hinaus  aber  such 
man  au  deutsche  Strafverfahren  gegen  Franzosen  wie  auch 
gegen  Deutsche  durch  Geißelnahmen  Einfluß,  zu  gewUTn 

hü  terund'd"  'r'";"         Gesch^^bie  der  Völker  un " 
hortes  i^nd  durch  nichts  zu  entschuldigendes  Mittel 

von  «Ttlmi'"'  f  """""  '^'^'•'"K  ^"  "»^«f«^  SammUmg 
von  Stimmen  des  Auslandes  zur  Ruhrbesetzun^ 

z"u r  Ve^  '^'"""■P,-"«  m  treundhchs.er Tefsf 

^t^l^Sf  -s,ch.,ich%hneIe^'C^^ 


„Es   ist   schon  einige  Zeit   her,   daß   zum  Verfasser 
dieser  Zeilen  finrUändischerseits  ein  Aufruf  erging,  er  möge 
doch  die  Juristen  unter  seinen  Landsleuten  zu  einem  ähn- 
üchen  Einschreiten  hinsichtlich  des  Ruhrkonfliktes  bewegen, 
wie  solches  kurz  zuvnr  aus  Finnland  gemeldet  war'.  „Das 
zertretene  Deutschland",  so  hieß  es  darin,   „sollte  doch 
wissen,  daß  es  in  seinem  Kampfe  gegen  das  Unrecht 
wenn  schon  ohne  Hilfe  des  Auslandes,  doch  nicht  ohne 
dessen  Zustimmung  mit  seiner  Sache  dastehe."  Persön- 
liche Hindemisse  standen  anfänglich  der  Ausführung  des 
Gedankens  im  Wege.    Als  der  Verf  zuletzt  unter  seinen 
!■  achgenossen  das  Terrain  einigermaßen  rekognoszierte, 
schien  ihm  das  Ergebnis  seines  Versuches  einer  Massen- 
bewegung in  finnländischem  Stil  wenig  günstig  zu  sein 
Nicht,  daß  die  französisch-belgische  Ruhrpolitik  in  breiten 
Kreisen  als  rechtmäßig  erachtet  wurde,  vielmehr  hielt  man 
ihni  zwei  Erwägungen  entgegen,  die  es  ihm  schwer  fiel, 
beide  zu  entkräften.    Erstens  wurde  mit  Recht  behauptet 
daß  die  deutsche  Presse,  soweit  ihre  Redaktionen  der 
Sprache  des  westlichen  Nachbarn  kundig  sind,  fast  tag- 
täglich aus  dem  Tone,  worin  sich  die  Hauptorgane  der 
öffentlichen  Meinung  in  den  Niederlanden  über  das  Ruhr- 
abenteuer zu  äußern  pflegen,  die  entschiedene  Verurteilung 
dieses  Abenteuers  recht  deutlich  erschUeßen  könne.  Abei 
zwei  ens  (und  dieses   war   das  stärkere  Argument)  be- 
zweifelte man  die  Opportunität  des  ewigen  Zurückschauens 
auf  das  bis  jetzt  Geschehene.   Plädierte  man  hingegen  den 
Wunsch  umgekehrter  Haltung,  so  wurde  argumentiert: 
„Lier  Vorwurfe  smd  genug  gewechselt,  laßt  ims  nun  auf 
beiden  Seiten  den  Willen  zur  Verständigung  stärken.  So 
emschieden  im  jetzt  tobenden  Kampfe  das  Unrecht  aut 
der  Seite  der  hartnäckigeren  Partei  sein  mag,  es  hilft  nichts 
es  schadet  vielmehr,  ihr  dieses  Unrecht  zu  oft  ent^»en: 
zuhalten.  ^  ^ 

Zweifelsohne  steckt  in  dieser  Rücksicht  auf  Frank- 
reichs jetzige  Mentalität  bei  der  Bestimmung  der  den  Un- 
zeitigen"   geziemenden  Haltung   ein   gut  Teil  Weisheit. 
Dennoch  kommt  es  m  dieser  praktischen  Frage,  wie  in 
jede,  anderen  auf  das  Innehalten  eines  richtigen  Maßes  an 
Lmer  von  Selbstfiberhebung  nicht  sonderlich  freien  Naü7n 
eXttem"    aT'^-.'"'  ^TT  ^"   P'^'^'^en.  das  muß  sie 
n  cht  ^^;.h  H     '^^  rechthaberische  Eigenliebe  soll  auch 
villi,  -  ^      die  entgegengesetzte  Taktik,   durch  plötzlich 
vollständiges  Schweigen  über  ihre  Gewaltpolitik  gekitzelt 
werden.  D^  naive  Illusion  eines  einstimmig  für  FrLkreich 
schw  irmenden  niederländischen  Volkes,  der  sich  vor  kurzem 
em  Vertreter  der  Pariser  Regierung  in  der  OelTentlichkeit 
hingab,  darf  doch  nicht  gehegt  werden.  Solchen  Enormitäten 
gegenüber  kann  es  wohl  angebracht  sem,  daß  nicht  n^ 
em  gewissenhafter  Kenner  der  Zeitgeschichte  in  wohl- 
dokumentierter  Schrift  ■)  es  der  Welt  deutlich  macht  ^e 
sehr  dem  mternat.onal  denkenden  und  fühlenden  HoUänder 
die  wuchtigen  Anklagen  eines  Keynes  und  eines  Nitti 
unvergessen  b  e.ben,  sondern  auch  eine  ehrliche  und  ein- 
flußreiche Zeitung,   wie  das  „Amsterdamer  Handelsblatt" 

ße  fau'zfm  ^l*^'"  l^""  '^"^  "-bedingten 

BeifaU  zollt -J.  Es  gibt  nicht  mehr  viele  Holländer,  wdche 
Ihren  Grot.us  lesen,  aber  es  wird  nur  sehr  wenige 
geben,  denen,  falls  sie  ihn  lesen,  nicht  die  berühm7e  E^! 
fuhrung  in  das  dritte  Buch  seines  „De  Iure  Belli  ac  PaciV 
von  der  Oberhoheit  des  Rechts,  welches  sein  soll  über 
das  Recht,  welches  ist.  den  Eindruck  macht,  iCen  aus 
dem  Herzen  geschrieben  zu  sein.  Gesetzt:  (.qu^negZ 
dum-  den  Spitzlindigkeiten.  mittels  deren  Fra^Es 
Anw,ilte  und  ganz  besonders  der  regelmäßige  Lifferant 
seiner  allwöchentlichen  Sonntagspredig,^  es  ohle  Auf  hTrTn 
dem  nationalistischen  Teile  des  Publikums  ans  Herz  legen 
l  eße  sich  nichts  Haltbares  entgegenstellen:  -  dem  Bei 
siegten  beim  Friedensschlüsse  jede  Bedingung  Tufzu- 
T'^'  ■"^"""»'nte  Zeit  zuT  Armu,  4d 

Machtlosigkeit  verdammte,  wäre  in  der  Tat  noch  immer 
des  Siegers  histonsches  Recht:  und  allenfalls  hätte  d^"er 
nachdem  emmal  der  geschlagene  Feind  solche  Bed^: 
gungen  unterzeiohn  t,  dem  positiven  „ins  gentium«  gemTß 

')  de  Louter  a.  a\, 

-)  .OchteadbUd",  19.  Juli  1923. 
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die  unanfechtbare  Befugnis,  demselben  die  Erfüllung  des 
erzwungenen  »Friedens"paktes  zuzumuten  unter  Anwen- 
dung aller  Mittel,  welche  ein  einseitiger  Kriegszustand 
der  übermächtigen  Partei  zu  Gebote  stellte.  Was  wäre 
damit,  wenn  man  von  Grotius'  Standpimkt  aus  die 
Frage  betrachtet,  für  die  Rechtfertigung  des  Ruhruntet- 
nehmens  gewonnen?  Nichts!  Wenigstens  so  lange  der 
echt  Grotianische  Gedanke  in  Geltung  bliebe,  welchen 
Professor  De  Louter  a.  a.  O.  in  diese  glückliche  Form  ein- 
kleidete: „Das  Betragen  einem  geschlagenen  Feinde  gegen- 
über ist  der  richtige  Maßstab  zur  Messung  der  Bildungs- 
höhe des  Siegers".    „Non  omne  quod  licet  honestum  est". 

Dies  meine  Schlußantwort  auf  den  finnländischen 
Winkl" 

Professor  Dr.  van  der  Vlugt,  Leiden. 


Die   Reparationskoramission    und   die  Oold- 

anleihe.  Das  Gesetz  über  die  Goldanleihe  hat  der  Re- 
parationskommission Anlaß  gegeben,  sich  auch  dieser 
Anleihe  gegenüber,  so,  wie  sie  es  schon  bei  früheren 
Anleihen,  insbes.  der  Dollarschatzanleihe,  getan  hatte, 
ihre  Rechte  aus  Art.  248  der  Vers. -Vertrags  vorzube- 
halten. Eine  kurzsichtige  Politik,  die  in  krassem  Wider- 
spruch zu  den  von  der  Reparationskommission  selbst  in 
den  Vorjahren  wiederholt  erhobenen  Forderungen  steht, 
durch  Ausgabe  von  Anleihen  eine  Stabilisierung  der  Mark 
herbeizuführen.  Der  Vertreter  Englands  in  der  Kom- 
mission hat  durch  Stimmenthaltung  an  dem  Beschluß 
Kritik  geübt.  Vom  Standpunkt  des  deutschen  Juristen  ist 
der  Beschluß  ein  klassisches  Dokument  enger  Buch- 
staben-Jurisprudenz. Der  Anleihezeichner  braucht  sich 
dadurch  nicht  beunruhigen  zu  lassen.  Im  §  1  des  Ge- 
setzes über  die  Goldanleihe  ist  ausdrücklich  vorgesehen, 
daß,  soweit  die  sonstigen  ordentlichen  Einnahmen  des 
Reichs  zur  Bestreitung  des  Dienstes  der  Anleihe  nicht 
ausreichen,  Zuschläge  zur  Vermögenssteuer  erfolgen 
sollen.  Hiermit  ist  zugleich  zum  Ausdruck  gebracht,  daß 
die  Reichsfinanzverwaltung  nicht  daran  denkt,  durch  die 
Auflegung  der  Anleihe  Rechte  der  Reparationskommission 
zu  kürzen.  Trotz  der  Kurzsichtigkeit  der  Reparations- 
kommission muß  es  gelingen,  mit  der  Anleihe  eine  der 
Grundlagen  für  die  dringend  notwendige  Gesundung  der 
deutschen  Finanzen  zu  schaffen. 


Internationale  Rechtsprechung.  Am  17.  Aug. 
ist  die  Entsch.  des  Ständigen  Internationalen 
Gerichtshofs  in  dem  Fall  des  englischen  Dampfers 
„Wimbledon"  verkündet  worden  (vgl.  S.  474  der  DJZ.). 
Die  Entscheidung  ist  in  der  Hauptsache  gegen  Deutsch- 
land ausgefallen.  Der  Gerichtshof  hat  sich  auf  den 
Standpunkt  gestellt,  daß  es  im  Hinblick  auf  Art.  380  des 
Vers.  Vertrages  nicht  zulässig  gewesen  ist,  wenn  Deutsch- 
land während  des  russisch-polnischen  Kriegs  einen  mit 
Munition  für  Polen  bestimmten  Dampfer  den  Nord-Ostsee- 
kanal  nicht  hat  passieren  lassen.  An  der  Schadenersatz- 
forderung der  Reederei  hat  der  Gerichtshof  kleine  Ab- 
striche vorgenommen.  Von  den  12  Richtern  haben  3 
(der  Deutsche  Schücking,  der  Schweizer  Huber  und 
der  Italiener  Anzilotti)  ihren  abweichenden  Standpunkt 
in  Separatvoten  begründet.  Eine  Würdigung  des  Spruchs 
muß  zurückgestellt  werden,  bis  die  Gründe  im  Wortlaut 
vorliegen. 

Inzwischen  hat  Deutschland  in  einer  anderen  Sache 
Gelegenheit  gehabt,  vor  dem  Gerichtshof  aufzutreten.  Der 
Völkerbundsrat  hat  den  Gerichtshof  in  zwei  die  Ange- 
legenheiten der  deutschen  Minderheiten  in  Polen 
betreffenden  Angelegenheiten  um  Gutachten  ersucht.  Der 
Gerichtshof  hat  in  beiden  Fällen  Deutschland  anheim- 
gestellt, sich  zu  den  ihm  vorgelegten  Fragen  zu  äußern. 
Das  ist  in  der  ersten  Frage,  bei  der  es  sich  um  die 
Rechtswirksamkeit  gewisser  Rentenguts-  und  Ansiedler- 
Verträge  handelt,  schriftlich  und  mündlich  geschehen.  Für 
Deutschland  hat  auch  hier  Reichsjustizminister  a.  D. 
Schiffer  das  Wort  geführt. 


Das  Reichswirtschaftsgericht  veröffentlicht  so- 
-ben  den  ersten  Band  seiner  amtlichen  Entscheidungs- 


sammlung'). Der  Inhalt  des  statUichen  Bandes  läßt  er- 
kennen, welch  große  Bedeutung  der  Rechtsprechung  des 
RAVG.  für  das  wirtschaftliche  Leben  zukommt.  Die  wert- 
vollen wissenschaftlichen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete 
des  Wirtschaflsrechts  —  erinnert  sei  an  die  Bücher  von 
Hedemann,  Nußbaum  und  Goldschmidt  —  finden 
in  diesem  Bande  ihre  notwendige  praktische  Ergänzung 
Im  ganzen  sind  29  Entsch.  des  Großen  Senats  und  91  Entsch' 
der  Einzelsenate  zum  Abdruck  gelangt.  Aus  der  Fülle  des 
Stoffes  können  an  dieser  Stelle  nur  einige  besonders 
wichtige  Entsch.  erwähnt  werden.  Gleich  der  an  erster 
Stelle  wiedergegebene  Spruch  des  Großen  Senats  behandelt 
eine  der  bedeutsamsten  Fragen  des  öffentlichen  Recht': 
indem  er  die  AVirkungen  behördlicher  Anordnungen  des 
Reichskohlenkommissais  gegenüber  den  vertragsrechtlichen 
Vereinbarungen  der  Parteien  erörtert.  Aehnliche  Gesichts- 
punkte berührt  auch  das  unter  Nr.  58  abgedruckte  Urt. 
eines  Einzelsenats,  der  dahin  Stellung  nimmt,  daß  die  Ver- 
gütung für  eine  auf  Grund  des  AustGes.  z.  Vers.  Vertr.  im 
Zwangswege  angeforderte  Reparationsleistung  ohne  Rück- 
sicht auf  etwaige  vorangegangene  dieselbe  Leistung  be- 
treffende vertragliche  Abmachungen  zwischen  Fiskus  und 
Betroffenen  vom  RWG.  festzustellen  sei. 

Die  Entsch.  3—9  des  Großen  Senats  und  die  Urt. 
42—45  betreffen  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Außenhandels- 
kontrolle, darunter  (Nr.  6)  die  Entsch.  der  viel  erörterten 
Frage  über  die  Möglichkeit  einer  Berücksichtigung  des 
Rechtsurtums.  Nr.  15  behandelt  die  für  den  Außenhandel 
und  die  Bankwelt  gleich  wichtige  Frage  der  Abänderung 
von  Verpflichtungen  aus  Remboursgeschäften  nach  §  55 
des  RAusglGes.  Fragen  aus  diesem  Gesetze  werden 
auch  m  zahlreichen  anderen  Entsch.  behandelt.  Nr.  69  be- 
trifft den  Fall  des  Hedgegeschäftes  im  Baumwollhandel  und 
den  Differenzeinwand.  Auf  dem  Gebiete  der  Entschädi- 
gung der  Auslandsdeutschen  sei  insbes.  auf  die  Festlegung 
des  Begriffs  des  sogen.  Bolschewistenschadens  in  Nr.  19 
und  die  Erörterung  der  persönlichen  Voraussetzungen  der 
Anspruchsberechtigung  (Frage  der  Reichsangehörigkeit) 
in  Nr.  81  hingewiesen.  Mit  den  durch  die  unselige  Be- 
setzung der  Rheinlande  hervorgehobenen  Rechtsfragen  be- 
schäftigen sich  nicht  weniger  als  23  Entsch.  Weiterhin 
bringt  der  Band  Entsch.  aus  dem  Gebiete  des  Tumult- 
schadengesetzes, der  Abgeltungs-  und  der  NichtigkeitsVO. 
sowie  zahlreicher  wirtschaftsrechtlicher  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen. 

Personalien:     Nach   fast  neunmonatiger  Tätigkeit 
ist  das  Kabinett  Dr.  Cuno  zurückgetreten  und  an  seine 
Stelle  das  Kabinett  mit  dem  Reichskanzler  Dr.  Stresemann 
getreten.    Damit  ist  auch  wieder  eine  Veränderung  im 
Reichsjustizministerium  vorgenommen  und  die  Rollen  sind 
abermals  vertauscht  worden :  An  Stelle  von  Exz.  Dr.  H  e  i  n  z  e 
ist  wiederum  Prof.  Dr.  Radbruch  als  Chef  der  Reichs- 
justizverwaltung getreten.   Ueber  beide  haben  wir  wieder- 
holt, zuletzt  noch  S.732,  1922  d.  Bl.  Näheres  gebracht.  —  In 
Sachsen  ist  derLeipziger AGPräs.  Neu  (SozD.)  z. Justizministor 
ernannt  worden.  Bis  vor  kurzem  war  er  noch  RA.  in  Leipzig. 
—  Der  große  Kriminalist  Prof.  Dr.  Stooss,  Wien,  hat  sich 
nach  Graz  zurückgezogen.   Es  ist  zu  hoffen,  daß  dieser  be- 
deutende Gelehrte  noch  weiterhin  sich  vor  allem  mit  den 
Reformen  zum  StrGB.  befassen  wird.  —  Gestorben  sind: 
Der  Präsident  des  Preuß.  Landeswasseramtes  Dr.  Holtz 
und  Senatspräsident  am  KG.  Juliusberg.   In  beiden,  im 
kräftigsten  Mannesalter  gestorbenen,  nach  Leistung  und 
Charakter  ausgezeichneten  Männern  verliert  der  Juristen- 
stand bedeutende  Vertreter.  Präsident  Holtz  ist  der  Schöpfer 
des  neuen  Wassergesetzes  und  sein  Kommentar  eine  aus- 
gezeichnete   Leistung.      Sen.-Präs.   Juliusberg    war  ein 
hervorragender  Vorsitzender,  dem  auch  die  Bedürfnisse  des 
Rechts-  und  Wirtschaftslebens  besonders  vertraut  waren. 
Auch  JR.  Bamberger,  Aschersleben,  ist  gestorben,  ein 
Vorkämpfer  für   das  Erbrecht  des  Staates  und  auch  als 
Schriftsteller  weithin  bekannt.  In  diesen  trefflichen  Männern 
verliert  auch  unsere  DJZ.  hochgeschätzte  Mitarbeiter. 


')  ludDStneverlag  Spaeth  &  Linde,  Beclio,  1923.  —  Gnmdpieia  8  M. 
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Für  unsere  Ruhrspenden- Sammlung;  sind  uns 
noch  folgende  Beträge  zugegangen:  C lassen,  Staatsanwalt, 
Hamburg  4500. —  M.,  Jacobs,  Ref.,  Grevesmühlen 
10000.— M.,  Schönberg,  Dr.  Ra.,  Chemnitz  100000.— M., 
zas.  jetzt  749047.—  iL 

Sprechsaal. 

Vorauszahlung  des  Beamtengehalts.  Die  Tages- 
zeitungen berichten,  daß  im  Reichsfinanzministerium  Er- 
wägungen über  die  Aufhebung  des  Beamten-„Privilegs" 
der  Gehaltsvorauszahlung  gepflogen  werden.  Den  AnstoS 
soll  die  Tatsache  gegeben  haben,  daß  den  Empfängern 
von  Vierteljahrsgehalt  die  Nachzahlung  für  die  2.  Hälfte 
des  August  und  für  den  ganzen  September  am  23.  August 
d.  J.  auf  einmal  geleistet  wurde.  Die  Gehallsvorauszahlung 
aber  wird  grundsätzlich  angefeindet,  weil  sie  es  den  Beamten 
ermöglicht,  in  größeren  Mengen  Vorräte  einzukaufen,  und 
weil  die  Beamten  dadurch  zu  Börsenspekulationen  verführt 
werden,  ja  die  Termine  der  Börsenhausse  sollen  mit  den 
Auszahlungsterminen  zusammenfallen.  Die  Aufhebung  der 
Vorauszahlung  an  die  Reichsbeamten  würde  voraussichtlich 
die  gleiche  Maßregel  in  Preußen  zur  Folge  haben. 

Richtig  ist  an  dem  Gedankengange,  daß  die  Ausdeh- 
nung der  Nachzahlung  vom  23.  August  eine  Folge  des 
Rechts  auf  Ouartalsvorauszahlung  ist;  trotzdem  folgt  aus 
der  Mißbilligung  jener  Ausdehnung  von  Nachzahlungen 
keineswegs  mit  Notwendigkeit,  daß  die  Ouartalsvoraus- 
zahlung des  zum  fjuartalsbeginn  errechneten  Gehalts  grund- 
sätzlich aufgehoben  werden  müsse.  Man  kann  den  Grund- 
satz bestehen  lassen  und  doch  die  Nachzahlungen  jeweils 
auf  einen  kürzeren  Zeitraum  beschränken.  Mit  der  Be- 
zeichnung des  Rechtes  auf  Vorauszahlung  als  „Privileg" 
wild  zugegeben,  daß  der  Beamte  ein  erworbenes  subjek- 
tives Recht  hat.  Ein  Privileg  liegt  jedoch  niu  Insoweit 
vor,  als  ein  Teil  der  Beamten  die  Vorauszahlung  quartals- 
weise erhält,  während  ein  anderer  Teil  sie  nur  monats- 
weise empfängt,  denn  Privilegien  sind  Sonderrechte,  die 
unter  Abweichung  von  allgemeinen  Normen  einer  Gruppe 
oder  Einzelnen  sonst  Gleichberechtigter  eingeräumt  werden. 
Gegenüber  denNichtbeamten  ist  hier  kein  Privileg  gegeben; 
der  Staatsarbeiter  steht  in  einem  ganz  anderen  Verhältnis 
zum  Staate  als  der  Beamte  (Streik  dort  —  Treueverhältnis 
hier).  Aber  trotzdem  ist  das  Recht  auf  Vorauszahlung 
ebenso  ein  subjektives  und  wohlerworbenes  Recht  wie  das 
Recht  auf  Gehalt.  Bei  der  Abschafifung  würde  es  sich 
also  um  einen  Einbruch  in  die  Reichsverf.  (Art.  129,  4) 
handeln,  der  im  Wege  des  Gesetzes  allerdings  ermöglicht 
werden  kann.  Es  ist  leider  Tatsache,  daß  die  Wirklichkeit 
nicht  immer  den  schönen  Worten  der  Verfassung  ent- 
spricht: die  Freizügigkeit  (Art.  III)  ist  durch  Wohnungs- 
mangel und  Kosten  tatsächlich  für  die  allermeisten  Deutschen 
beseitigt,  die  Wohnung  hat  da,  wo  Zwangseinquartierung 
besteht,  ihre  Bedeutung  als  unverletzliche  Freistätte  (Art. 
115)  eingebüßt.  Es  hat  keinen  Weit,  alljährlich  am  11.  August 
die  Weimarer  Verfassung  zu  feiern,  wenn  durch  die  Gesetz- 
gebung ein  Stück  nach  dem  andern  abgebröckelt  wird. 

Die  Aenderung  wäre  auch  sachlich  unbegründet  und 
ungerecht.  Angesichts  der  Herunterdrückung  der  Gehälter 
und  der  Lebenshaltung  der  Beamten  gegenüber  den  Ver- 
hältnissen vor  dem  Kriege  ist  es  keine  Unbilligkeil,  wenn 
«r  durch  Vorauszahlung  des  Gehalts  in  die  Lage  versetzt 
wird,  seinen  Bedarf  für  eine  beschränkte  Zeit  vorauszu- 
kaufen; die  Nachzahlungen  kommen,  wie  oflenktmdig,  erst 
zu  einer  Zeit,  da  sie  durch  die  Preise  längst  übeiholt  sind, 
deshalb  ist  auch  die  Nachzahlung  für  mehr  als  zwei  Wochen 
keine  Unbilligkeit,  sondern  schaftt  einen  Ausgleich  für  die 
Verspätung.  Es  sind  Uebertreibungen,  wenn  man  in  der 
Vorauszahlung  eine  Quelle  der  Inflation  sieht,  zumal  ein 
gut  Teil  der  Beamten  sich  das  Gehalt  auf  die  Bank  über- 
weisen lusst,  also  bargeldlos  besoldet  wird;  ebenso  sind 
es  Uebertreibungen,  wenn  die  Börsenhausse  mit  der 
Spekulation  der  Beamten  in  ursächliche  Verbindung  ge- 
bracht wird.  Der  Beamte  soll  nicht  spekulieren,  weil  die 
damit  verbundene  Aufregung  die  Erfüllung  seiner  Pflichten 
beeinträchtigen  kann;  aber  es  wäre  ungerecht  um  einzehier 
Auswüchse  willen  den  ganzen  Stand  zu  schädigen.  Die 


Ausführung  läßt  sich  gegenüber  den  im  Amt  Befindlichen 
kaum  denken,  wenn  nicht  der  Staat  für  einen  kleinen  Zeit- 
raum, sei  es  1  Monat  oder  1 — 2  Wochen,  den  Gehaltsbetrag 
schenkt  und  am  Ende  der  Periode  ihn  noch  einmal  zahlt, 
um  so  die  Nachzahlung  einzuleiten.  Unmöglich  ist  es  doch, 
die  sämtlichen  Beamten  auch  nur  1  Woche  lang  ohne 
Gehalt  warten  zu  lassen. 

Die  in  der  Not  der  Zeit  begründete  Schmälerung  der 
Einkommen  —  auch  die  Vermögen  sind  geschwunden  — 
hat  ohnehin  den  Beamten  schon  bedenklich  dem  Niveau 
des  Proletariers  nahegebracht.  Der  Beamtenstand  war  es, 
der  durch  seine  Selbstdisziplin  und  Hingebung  an  den  Staat 
diesen  trotz  der  Revolution  zusammengehalten  hat.  Wehe 
dem  Staat,  wenn  es  gelingt,  den  Beamtenstand  weiter  zu 
proletarisieren  und  damit  die  letzte  Säule  zu  zerbrechen. 
Wie  soll  der  Staat  bestehen,  wenn  seine  Beamten  ohne 
Berufsfreudigkeit  wie  Proletarier  ihre  Tätigkeit  ausüben? 

Professor  Dr.  Kleinfeller,  Kiel. 


Polizeinotstand.  Wenn  irgendwo  ein  polizeiwidriger 
Zustand  entsteht,  so  hat  die  Polizei  sich  wegen  der  Be- 
seitigung grundsätzlich  entweder  an  den  Störer  oder  an 
den  allgemein  Polizeipflichtigen  zu  halten,  und  im  all- 
gemeinen ist  ein  Unbeteiligter,  dessen  Sachen  in  polizei- 
mäßigem Zustande  sind,  nicht  verpflichtet,  irgendein 
Opfer  2u  bringen,  um  der  Gesamtheit  oder  einem  Nach- 
barn die  Herbeiführung  polizeilicher  Zustände  in  deren 
Angelegenheiten  zu  erleichtern.  Anders  ist  es  aber,  wenn 
ein  Notstand  vorliegt.  Das  pr.  ALR.  schreibt  in  der  Ein- 
leitung vor:  §  74:  „Einzelne  Rechte  imd  Vorteile  der 
Mitglieder  des  Staates  müssen  den  Rechten  und  Pflichten 
zur  Beförderung  des  gemeinschaftlichen  Wohles,  wenn 
zwischen  beiden  ein  wirklicher  Widerspruch  (Kollision) 
eintritt,  nachstehen." 

Die  fortdauernde  Geltung  dieser  Vorschrift  für  das 
Landrechtsgebiet  ist  unbestritten  und  in  EG.  z.  BGB.  109, 
AG.  z.  BGB.  89,  la  ausdrücklich  anerkannt.  Im  Jahde- 
gebiet  ist  sie  durch  VO.  v.  19.  Aug.  1862  ausdrücklich 
eingeführt,  sie  wird  aber  auch  außerhalb  dieses  eigent- 
lichen Geltungsgebietes  in  den  gemeinrechtlichen  imd 
rheinisch-rechtlichen  Teilen  Preußens  allgemein  angewandt 
und,  im  Gegensatz  zu  dem  von  der  Entschädigung  handelnden 
§  75,  auch  in  der  Wissenschaft  fast  allgemein  anerkannt. 
Auch  die  neuere  Gesetzgebung  hat  ihre  Anwendbarkeit 
nicht  beschränkt.  Die  neue  preuß.  Veifassungsurkunde 
berührt  sie  zweifellos  nicht,  und  von  der  RVeif.  kommen 
nur  die  Artt.  114  (Freiheit  der  Person),  115  (Hausfrieden), 
153  (Eigentum)  in  Betracht;  diese  alle  lassen  eine  Ein- 
schränkung der  verfassungsmäßig  gewährleisteten  Bürger- 
rechte durch  die  Gesetzgebung  zu,  auch  sind  die  Gewähr- 
leistungen in  der  RVerf.  im  allgemeinen  schwächer  als  die 
entsprechenden  Vorschriften  der  früheren  preuß.  Verfassung. 
Mau  wird  die  drei  Vorschriften  der  RVerf.  dahin  ver- 
stehen können,  daß  sie  nicht  bloße  Richtlinien  für  den 
Gesetzgeber  oder  bloße  „Selbstgespräche"  enthalten,  daß 
aber  auch  der  Vorbehalt  gesetzlicher  Ausnahmen  sich  nicht 
nur  auf  künftig  zu  erlassende  Reichsgesetze  bezieht,  sondern 
auch  alle  bestehenden  reichs-  und  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften deckt,  so  weit  sie  nicht  im  einzelnen  im  Wider- 
spruch zu  der  RVerf.  stehen.  Zu  den  genannten  einzelnen 
Bestimmungen  der  RVerf.  kommt  aber  noch  Art.  151 
Abs.  II  hinzu: 

„Gesetzlicher  Zwang  ist  nur  zulässig  zur  Verwirk- 
lichung bedrohter  Rechte  oder  im  Dienste  überragender 
Forderungen  des  Gemeinwohls." 

Diese  Vorschrift  enthält  geradezu  eine  Bestätigung  der 
Lehre  vom  Polizeinotrecht,  wenn  sie  auch  im  Abschnitt 
vom  Wiitschaftsleben  steht  und  sich  unmittelbar  nur  anf 
das  Eigentum  u.  dgl.,  aber  nicht  auf  die  persönliche  Frei- 
heit und  den  Hausfrieden  bezieht.  Wenn  also  unser  ■§  74 
Einl.  neben  der  preuß.  Verfassung  von  1850  bestehen 
bleiben  konnte,  so  wird  er  durch  die  RVerf.  1919  um  so 
weniger  berührt.  Auch  die  bedenkliche  Lehre  von  den 
„Staatshoheitsrechten"  der  verunglückten  Kabinettsorder  v. 
4.  Dez.  1831  greift  nicht  ein,  da  die  Polizeiverwaltung 
nicht  zu  diesen  Hoheitsrechten  gehört. 
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Die  Bedeutung  des  §  74  ist  durch  die  Rechtsprechung 
aamenUich  des  OVG.  klargestellt.  Sie  besteht  nicht  darin 
daß  die  Polizei  von  jedem  alles  verlangen  könne.  Eine 
starke  Debertreibung  ist  vor  einigen  Jahrzehnten,  ich  glaube 
in  Pasewalk,  vorgekommen.  Dort  wurde  der  Kaiser  2u 
«mem  rnUitärischen  Schauspiel  erwartet.  Ein  Unternehmer 
hatte  eme  Tribüne  errichtet,  die  aber  nicht  benutzt  wurde 
weil  die  Eintrittspreise  zu  hoch  waren.  Um  dem  Kaiser 
den  beschämenden  Anblick  der  leeren  Tribüne  zu  ersparen 
halte  der  Oberpräsident  der  Provinz  den  Eingang  gewalt- 
sam geöffnet  und  den  Zutritt  allgemein  freigegeben.  Dies 
war  m.  E.  nicht  gerechtfertigt,  aber  die  Folge  des  Ueber- 
gnSes  war  nur  ein  Anspruch  auf  Schadensersatz,  der  in 
diesem  Falle  gegen  den  Oberpräsidenten  persönlich  und 
nicht  wie  bei  einem  gerechtfertigten  Eingriff  gegen  das 
■oemeinwesen  zu  richten  gewesen  wäre. 

Gerechtfertigt  ist  der  Eingriff,  wenn  eine  unmittelbar 
drohende  Gefahr  besteht,  die  sich  auf  keine  andere  Weise 
beseitigen  läßt,  und  wenn  der  Eingriff,  wie  das  OVG.  in 
der  letzten  Zeit  schärfer  betont,  nur  ein  vorübergehender 
ist  und  nicht  über  die  Zeit  des  Notstandes  nachwirkt. 

So  kann  die  Unterbringung  eines  Obdachlosen  in  einer 
Pnvatwohnung  nur  für  die  Zeit  angeordnet  werden,  bis 
die  Polizei  für  andere  Unterkunft  sorgen  kann.  Bei  Feuers- 
gefahr können  alle  Anordnungen  getroffen  werden,  die 
notig  sind,  um  die  Weiterverbreitung  des  Brandes  zu  ver- 
hindern und  Raum  für  die  Aufstellung  von  Spritzen  zu 
gewinnen.  So  .können  Häuser  niedergerissen.  Zäune  und 
•oarten  zerstört  und  fremde  Wassersammlungen  in  Anspruch 
genommen  werden. 

Zur  Rettung  bei  Ueberschwemmungen  kann  ein  Privat- 
weg in  Anspruch  genommen  werden,  bei  der  Verfolgung 
von  Verbrechern  können  Aecker  und  andere  Privatgrund- 
stücke betreten  werden,  ein  Keller  unter  der  Straße  kann 
ohne  die  Formen  der  Enteignung  beseitigt  werden,  bei 
Aufständen  und  Unruhen  können  die  Schänken  geschlossen 
werden,  und  die  Hauseigentümer  können  sogar  genötigt 
werden,  die  Straßenbahnrosetl*i  bis  zur  Entscheidung  über 
die  Enteignung  weiter  zu  dulden. 

So  gut  wie  das  Wasser  bei  einem  Brande  werden 
auch  Lebensmittel  bei  einer  Hungersnot  entnommen  werden 
können,  wenigstens  dann,  wenn  die  Not  nur  eine  vorüber- 
gehende ist,  indem  z.  B.  eine  zugesagte  Zufuhr  sich  ver- 
zögert. Und  als  bevorstehende  Gefahren  werden  nicht 
nur  Naturereignisse,  sondern  auch  Aufstände  und  Unruhen 
angesehen  werden  können.  Im  allgemeinen  darf  der  fried- 
liche Bürger  nicht  belästigt  werden,  um  den  Untaten  Uebel- 
woUender  vorzubeugen.  So  können  die  Versammlungen 
der  Heilsarmee  nicht  verhindert  werden,  weil  dadurch 
Außenstehende  zu  Ausschreitungen  angeregt  werden  können. 
Aber  es  können  doch  Fälle  der  Not  eintreten,  wenn  die 
Polizei  sich  den  bevorstehenden  Unruhen  gegenüber  macht- 
los weiß  und  durch  einen,  in  Geld  wieder  gut  zu  machenden 
Eingriff  ein  großer,  unwiederbringlicher  Schaden  abgewendet 
werden  kann. 

Stets  aber  muß  die  Polizei  sich  bewußt  bleiben,  daß 
«s  sich  nur  um  besondere  Ausnahmemaßregeln  handelt, 
und  daß  dem  Betroffenen  die  Berechnung  und  Geltend- 
machung seines  Schadensersatzes  nicht  erschwert  werden  darf. 

Die  allgemeinen  Vollmachten  der  Polizei  gelten  aber 
nicht  für  die  Angelegenheiten,  die  durch  besonderes  Gesetz 
eingehend  und  erschöpfend  geregelt  sind,  und  eine  solche 
Regelung  ist  namentlich  in  der  umfassenden  Juliverordnung 
geschehen.  Diese  und  die  in  ihr  gegebenen  Schranken 
werden  daher  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen  sein. 

Justizrat  Dr.  Karl  Friedrichs,  Ilmenau. 


Eine  dringliche  zivilprozessuale  Reformbediirf- 
tlglceit.  Die  Novelle  zum  GerKostGes.  v.  21.  Dez.  1922 
enthält  manche  nicht  „volkslümliche"  Bestimmung,  ent- 
sprechend ihrer  Grundtendenz,  die  die  „Begr."  selbst  als 
„(grundsätzlich)  erweiterte  Abhängigmachung  (!)  der  Ge- 
richtstätigkeit von  der  Zahlung  fälliger  Gebühren"  kenn- 
zeichnet, und  die  als  Fiskalismus  in  der  Reichstagsberatung 
heftigen  Angriffen  ausgesetzt  war.  Um  so  berechtigter 
das   Verlangen    nach   Abstoßung   vermeidlicher  Härten, 


welche  die  Gefahr  von  Ueberspannungen  in  der  Anwendung 
leicht  mit  sich  bringen.  Eine  solche  fmdet  sich,  dem  Ge- 
setzgeber vielleicht  unbewußt  und  kaum  zutage  tretend,  in 

K  -i--  ;  "^^  ^'i  ^  ''^  §  "0  ZPO-  vorschreibt, 

daß  bei  Einlegung  der  Berufung  der  Vors.  (des  Berufungs- 
gerichtes) zugleich  mit  Anberaumung  des  Termins  für  die 
erste  mündl.  Verhandl.  eine  Frist  bestimmen  soll,  „inner- 
halb deren  der  Berufungskläger  den  Nachweis  erbringen 
muß,  daß  er  die  für  die  Ber.-Instanz  von  ihm  erforderte 
Prozeßgebuhr  bezahlt"  hat,  mit  der  Wirkung  daß  wenn 
.der  Nachweis  nicht  bis  zum  Ablauf  der  Frist  erbracht 
die  Berufung  als  unzulässig  verworfen  wird!"  Die  Frist 
darf  zwar  nach  einem  weiteren  Satze  der  Z.  2  Art  II 
.von  dem  Vors.  auf  Antrag,  jedoch  nicht  über  den  Termin 
der  mündlichen  Verhandlung  hinaus,  verlängert  werden." 
Im  Zusammenhange  der  Einzelbestimmungen  nimmt  diese 
Nachweisfrist  die  Bedeutung  einer  .Fatalfrist"  an.  Sie 
kann  die  Prozeßbeteiligten  wirklich  in  sehr  fatale  Lagen 
bringen,  bes.  nach  der  teststehenden  Rechtsprechung  (RG 
ZivS.  Bd.  77  S.  160,  Bd.  96  S.  330),  wonach  eine  Nach- 
fri,sterteilung  nach  Ablauf  der  Frist  nicht  mehr  gewährt 
werden  kann,  weil  „eine  abgelaufene  Frist  sich  nicht  ver- 
langern läßt".  Grund  der  Schwierigkeiten  ist,  daß  das 
Gesetz  Erbringung  des  Nachweises  (der  Gebühren- 
zahlung) innerhalb  der  Frist  fordert.  Daun  als  Emp- 
fangsberechtigten wird  man  das  .Gericht",  d.  i.  den  Zivil- 
senat des  OLG.,  in  Amtsgerichtssacheu  die  für  Berufungen 
zuständige  Zivilk.  des  LG.  anzusehen  haben'). 

Auf  kompliziertere  Verhältnisse,  z.  B.  für  Berlin,  an- 
gewendet, führt  das  leicht  zu  bösen  Verwicklungen.  Da 
die  Justizverwaltung  auf  möglichst  frühe  Anberaumung  der 
Termine  halten  muß,  werden  die  Fristen  für  die  Gebühren- 
zahlung nicht  lang  sein.  Innerhalb  einer  nur  mäßigen 
Frist  aber  dem  „Gerichte"  den  „Nachweis"  der  Gebühren- 
zahlung zu  erbringen,  ist  oft  unmöglich.  Der  Bevoll- 
mächtigte des  Berufungsklägers  muß  sich  mit  seiner  Partei 
erst  verständigen,  sei  es  der  Zahlung  des  Betrages  halber, 
sei  es  des  Auftrages  zu  seiner  Verauslagung  wegen,  dafür 
sorgen,  daß  die  Gebühren  bei  der  Gerichtskasse  eingehen 
und  die  vollendete  Tatsache  dieses  Eingangs  (dem 
Gerichte)  „nachweisen".  Gelingt  es  ihm  nicht,  innerhalb 
der  knappen,  nach  Tagen  bemessenen  Frist  dies  alles  zu 
erledigen,  was  nicht  zuletzt  auch  durch  gar  nicht  schuld- 
hafle  Säumigkeiten  der  Behörden,  der  Kassen  und  Post, 
vereitelt  werden  kann,  so  geht  die  Partei  des  Rechtsmittels 
verlustig.  Ob  unwiederbringlich,  läßt  sich  z.  Zt.  noch  nicht 
sagen  mangels  einer  einheitlichen  Rechtsprechung  darüber, 
inwieweit  diese  Umstände  „unabwendbarer"  Zufall  i.  S.  des 
§  233  ZPO.  (Art.  V  Z.  1)  sind,  und  ebenso  über  den  Erfolg 
darauf  gegründeter  „Beschwerden"  gegen  den  Verwerfungs- 
beschluß. 

Waltet  aber  wirklich  ein  Bedürfnis  ob,  die  Prozeß- 
beteiligten in  solche  Schwierigkeiten  zu  bringen  und, 
zwangsläufig,  Wiedereinsetzungsauträge,  Beschwerden  usw. 
zu  häufen  und  die  Instanzen  zu  belasten?  Der  Gesetzgeber 
hat  m.  E.  hier  über  das  Ziel  geschossen,  vor  allem,  weil 
nur  zu  leicht  so  dem  Volke  die  Berufungsinstanz  abge- 
schnitten werden  kann. 

Darum  muß  m.  E.  die  Frist  als  Nachweisfrist  fallen 
und  ersetzt  werden  durch  eine  bloße  Zahlungsfrist,  so  daß 
der  „Nachweis"  noch  rechtzeitig  im  ersten  Termine  zur 
mündlichen  Verhandlung  über  die  Berufung  erbracht  werden 
kann,  und  selbst  in  diesem  Termin  eine  mäßige  fernere 
Frist  für  die  Gebührenzahlung  zu  gewähren  ist,  wenn 
wichtige  Gründe  glaubhaft  gemacht  werden,  welche  die 
Verzögerung  der  Zahlung  entschuldigen.  Die  F'rist  muß 
von  vornherein  auf  ein  Minimum  von  3  Wochen  bemessen 
werden.  Daß  hierdurch  die  ersten  Verhandlungstermine 
etwas  hinausgeschoben  werden,  bedeutet  keine  Verzögerung, 
da  in    knapp    angesetzten  Terminen    doch    nur  selten 


1)  Wie  das  KG.  schon  jetzt  in  ständiger  Praxis  tut,  vgl.  z.  H. 
die  Beschl.  des  17.  ZivSen.  v  24.  März  1923  in  17  W,  1129|23  und 
V.  18.  Jnni  1923  in  17  W.  2256/23  (in  letzterem  war  Frist  bis  16.  April 
dorcti  ara  27.  März  heraasgegangene  Verf.  gesetzt,  Irist  also  durch 
besonders  viele  Feiertage  gemindert:  gezalilt  wurde  mittels  I'ost- 
scheclts  Sonnabend,  M.  ApriJ,  nachm.)  In  beiden  Fällen  Beschwerda 
gegen  den  laadgerichtlichen  Verwerfnngsbeschl.  erfolglos. 
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bald  verhandelt  wird.  Dadurch  wird  bei  aller  Wahrung 
berechtigten  Fiskalismus  der  aditus  ad  iustitiam  von  un- 
nötigen Erschwerungen  befreit,  und  die  Richter  werden 
vor  dem  Vorwurfe  bewahrt,  daß  sie  unsozial  denken. 

Landgerichtsrat  Dr.  I! ehrend,  Berlin. 

Eintragung  von  Erben  eines  Einzelkaufmanns 
in  das  Handelsregister.  Kin  oft  vorkommender  Fall: 
Der  Firmeninhaber  (ein  Einzelkaufmann)  stirbt  und  hinter- 
läßt Witwe  und  Kinder.  Die  Erben  haben  den  Nachlaß 
angetreten  und  Ausschluß  der  Nachlaßauseinandersetzung 
vereinbart.  Es  besteht  daher  Erbengemeinschaft.  Die 
Witwe  ist  Testamentsvollstrecker.  Das  Handelsgeschäft  mit 
Firma  wird  unverändert  fortgeführt. 

Frage:  Wer  ist  in  das  Handelsregister  als  Rechts- 
nachfolger des  Verstorbenen  einzutragen?  M.  E.  unbedingt 
die  Witwe  und  die  Kinder.  Ich  erfahre  aber,  daß  viele 
Amtsgerichte  in  solchen  Fällen  nur  die  Witwe  allein  ein- 
tragen, die  Kinder  also  weglassen.  Das  ist  m.  E.  rechts- 
irrtümlich;  ein  solcher  Eintrag  ist  unrichtig  und  unvoll 
ständig.  Diese  Unrichtigkeit  kann  u.  U.  Rechtsnachteile 
zur  Folge  haben:  Einerseits,  wenn  zwischen  Witwe  und 
Kindern  Streitigkeiten  entstehen,  oder  wenn  die  Witwe 
sich  wieder  verheiratet  oder  stirbt,  oder  wenn  ein  Kind 
aus  dem  Handelsgeschäft  austreten  will.  Andererseits, 
wenn  Gläubiger  des  Handelsgeschäfts  Ansprüche  gegen 
die  Kinder  erheben  wollen  und  nun  erst  durch  einen  um- 
ständlichen Beweis  deren  Haftung  dartun  müssen,  statt  ein- 
fach auf  den  Inhalt  des  Handelsregisters  verweisen  zu 
können. 

Wie  aus  §  31  Abs.  1  HGB.  hervorgeht  und  allgemein 
anerkannt  wird,  hat  das  Handelsregister  die  Namen  der 
Firmeninhaber  zu  enthalten.  Der  Testamentsvollstrecker 
als  solcher  ist  aber  nicht  Firmeninhaber,  sondern  nur  Ver- 
treter von  solchen.  Die  Erben  des  Verstorbenen  und  da- 
her die  Inhaber  des  Handelsgeschäfts  nebst  Firma  sind  die 
Witwe  und  die  Kinder  zusammen. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  im  Handeissregister 
neben  der  Eintragung  der  Witwe  und  der  Kinder  als  In- 
haber der  Firma,  etwa  nach  Art  entsprechender  Verlaut- 
barungen im  Grundbuche,  eingetragen  werden  kann,  daß 
Testamentsvollstreckung  angeordnet  und  die  Witwe  Testa- 
mentsvollstrecker ist.  Das  würde  ich  für  unbedenklich 
halten.  Ein  solcher  Eintrag  ähnelt  dem  Falle,  daß  die  Witwe 
mit  Kindern  Erbin  und  ihr  testamentarisch  die  alleinige 
Verwaltung  des  Vermögens  übertragen  ist,  in  welchem 
Falle  ihr  Alleinvertretungsrecht  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen wird  (KGJ.  15,  6;  22  A.  281;  Staub,  HGB. 
§  105  Anm.  40),  oder  dem  Falle,  daß  die  Witwe  neben 
den  Kindern  als  Vorerbin  mit  freiem  Verwaltungs-  und 
Vertügungsrecht  eingesetzt  ist,  in  welchem  Falle  üblicher- 
und  zweckmäßigerweise  (Staub,  §  22  Anm.  6a  und 
§  105  Anm.  40,  Brand,  HGB.  S.  87)  in  das  Handelsregister 
eingetragen  wird,  daß  das  Geschäft  nebst  Firma  durch 
Erbgang  auf  die  Witwe  als  befreite  Vorerbin  übergegangen 
ist  und  daß  die  Kinder  Nacherben  sind. 

Geh.  Justizrat  Dr.  F.  Bondi,  Dresden. 


Die  Rechtsprechung  des  Reichsfinanzhofs  zu 
gS  der  Reicbsabgabenordnung'). 

Ebenso  wie  §  189  RAbgO.,  der  durch  das  Ges.  über  die 
Berücksichtigung  der  Geldentwertung  in  den  Steuergesetzen 
V.  20.  März  1923  aufgehoben  ist,  was  die  teilweise  Wieder- 
herstellung des  Bankgeheimnisses  zur  Folge  hat,  ist  §  5  RAbgO 
bei  den  parlamentarischenBeratungender  RAbgO.  heftig  um- 
stritten worden.  Namentlich  sind  gegen  diesen  Paragraphen 
der  eine  Steuerumgehung  oder  -minderungdurch  mißbräuch- 
liche Benutzung  von  Formen  und  Gestaltungsmöglichkeiten 
des  burgerl.  Rechts  zu  verhindern  strebt,  von  selten  der 
Rechtsparteien  Bedenken  geäußert  worden,  da  man  be- 
fürchtete, es  würde  dadurch  die  Rechtsentwicklung  ge- 
hemmt  und  durch  eine  fiskalisch-formalistische  Handhabung 


der  Bestimmung  die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Verkehrs 
beeinträchtigt  weiden.  In  der  Praxis  haben  sich  diese 
Befürchtungen,  soweit  die  Rechtspr.  des  REH.  in  Frage 
kommt,  als  unbegründet  erwiesen.  Weder  hat  sich  die 
Vorschrift  bei  ihrer  praktischen  Anwendung  zu  einer  ver- 
kehrsfeindlichen Generalklausel  gegen  alle  wirklichen  oder 
vermeintlichen  Wege  zur  Steuerersparung  ausgewachsen, 
noch  die  Entstehung  neuer  Rechtsformen  und  -gestaltungen 
verhindert.  Dagegen  sind  in  den  Fällen,  wo  der  RPH. 
das  Vorliegen  der  Voraussetzungen  des  §  5  RAbgO.  bejaht 
hat,  tatsächliche  Mißbräuche  erfaßt  worden.  Noch  größer 
ist  die  Bedeutung,  welche  dieser  Bestimmung  in  der  Richtung 
zukommt,  daß  durch  ihr  bloßes  Vorhandensein  und  das 
damit  verbundene  Risiko  allzu  dreiste  Umgehungsmanöver 
bereits  im  Keime  erstickt  werden. 

Was  die  Anwendbarkeit  des  §  5  anlangt,  so  hängt: 
diese  von  der  Erfüllung  dreier  Voraussetzungen  ab : 

1.  der  Absicht  der  Steuerumgehung  bzw.  -minderung 
durch  Wahl  einer  ungewöhnlichen  Rechtsform  oder  eines 
ungewöhnlichen  Rechtsgeschäfts, 

2.  der  Erzielung  des  im  wesentlichen  gleichen  Erfolgs 
wie  bei  Wahl  einer  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
entsprechenden  Gestaltung, 

3.  der  Unerheblichkeit  der  mit  dem  gewählten  Weg 
verbundenen  Rechtsnachteüe. 

Nur  beim  Zusammentreffen  dieser  drei  VoraussetzungCD 
liegt  ein  Mißbrauch  i.  S.  des  Abs.  1  vor  und  tritt  die  im 
Abs.  3  angegebene  Wirkung  ein,  daß  die  Maßnahmen  für 
die  Besteuerung  belanglos  und  die  Steuern  so  zu  erheben 
sind,  wie  sie  bei  einer  den  wirtschaftl.  Verhältnissen  an- 
gemessenen rechtlichen  Gestaltung  zu  erheben  wären.  Wie 
also  §  5  auf  der  einen  Seite  die  Wirtschafts-  und  Rechts- 
gestaltungsfreiheit im  Interesse  der  Steuermoral  einschränkt, 
enthält  andererseits  sein  Abs.  2  eine  Begrenzung  des  Be- 
griffs „Mißbrauch"  zugnnst^  des  Steuerpflichtigen. 

Mit  diesem  Rüstzeug  ausgestattet,  ist  der  RFH.  be- 
sonders auf  zwei  Gebieten  gegen  Mifibräuche  vorgegangen. 
Einmal  handelt  es  sich  um  Vorgänge  beim  Grundstücks- 
verkehr zwecks  Umgehung  der  Grunderwerbsteuer,  das 
andere  Mal  um  eine  ungewöhnliche  Gestaltung  der  Besitz- 
verhältnisse zur  Vermeidung  der  Umsatzbesteuerung.  Nach 
§  1  des  GrErwStGes.  v.  1 2.  Sept.  1919  wird  beim  Uebergange 
des  Eigentums  an  inländischen  Grundstücken  eine  Grund- 
erwerbsteuer  erhoben.  Die  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  ent- 
sprechende Rechtsform  derEigentumsübertragung  an  Grund- 
stücken ist  Auflassung  und  Eintragung  verbunden  mit  Kauf 
oder  einem  anderen  obligatorischen  Rechtsgeschäft.  Zur 
Vermeidung  der  Bssteuerung  wurden  mehrfach  Grundstücks- 
gesellschaften m.  b.  H.  gegründet,  die  das  zu  veräußernde 
Grund.stück  mobilisieren  sollten,   um  durch  die  grund- 
erwerbssteuerfreie  Uebertragung  der  Geschäftsanteile  einer 
solchen  Gesellschaft  in  der  Hauptsache  denselben  wirt- 
schaftlichen Erfolg  zu  erzielen  wie  durch  den  Verkauf 
des  Grundstücks,  Für  solche  Fälle  hat  der  RFH.  (V,  247) 
den  §  5  grundsätzlich  für  anwendbar  erklärt.  Die  gleiche 
Stellung  hat  der  RFH.  (VIII,  163;  X,  205)  den  Umgehungs- 
versuchen gegenüber  eingenommen,  die  sich  an  §  7  Umsatz- 
sleuerges.  v.  24.  Dez.  1919,  Fassung  v.  8.  AprU  1922, 
knüpfen.    Diese  Bestimmung  beschränkt  die  Steuerpflicht 
bei  Abwicklung  mehrerer  von  verschiedenen  Unternehmern 
Über  dieselben  oder  gleichartige  Gegenstände  abgeschlossenen 
Umsatzgeschäfte  auf  die  Lieferungen  derjenigen  Unter- 
nehmer,   welche   den   unmittelbaren   Besitz  übertragen 
Demnach  ist  steuerfrei  der  Händler,  dessen  Tätigkeit  aus- 
schließlich zum  Abschluß  führt,  ohne  daß  er  selbst  in  den 
Besitz  der  Ware  gelangt;  dies  gilt  auch  für  den  Besitzdiener 
Dessen  Rechtsstellung  ist  jedoch   für   das  Wirtschafts- 
verhältnis des  Einkaufskommissionärs,  der  in  dem  vom 
RFH.  entschiedenen  Falle  als  Besitzdiener  aufgetreten  war 
eine  ungebräuchliche  Rechtsform,  weil  der  Kommissionär 
regelmäßig  Besitz  und  Eigentum  an  der  Ware  erlangt 

Dagegen  hat  sich  der  RFH.  (V,  30),  um  einen  Fall 
aus  der  Gesellschaftsbesteuerung  herauszugreifen  wo  eine 
engherzige  Auslegung  des  §  5  am  ehesten  hätte  Schaden 
stiften  können,  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  die  Ver- 
embarung  einer  G.  m.  b.  H..  ihren  Gewinn  an  eine  Korn- 
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manditgesellschaft,  die  im  wesentlichen  aus  den  gleichen 
■Gesellschaftern  besteht,  abzulühren,  nicht  notwendig  dazu 
bestimmt  zu  sein  braucht,  eine  Verteilung  des  Gewinns 
der  G.  m.  b.  H.  unter  die  Gesellschafter  zu  verdecken  und 
dadurch  eine  Steuerumgehung  herbeizuführen. 

Dies  alles  zeigt,  daß  §  5  RAbgO.  innerhalb  des  ihm 
durch  die  Rechtsprechung  des  RFH.  mit  weiser  Beschrän- 
kung auf  tatsächliche  Steuerumgehungsversuche  gezogenen 
Rahmens  seine  Daseinberechtigung  sehr  wohl  erwiesen 
hat,  so  daß  seine  von  manchen  Seiten  geforderte  Be- 
seitigung, namentlich  auch  in  Anbetracht  seiner  Wirkung 
als  latente  Drohung,  nicht  zu  befürworten  ist. 

Referendar  Dr.  Kurt  Runge,  Leipzig. 
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Reichsgericht. 

1.  Zivilsachen. 
Mitget.  V.  Justiziat  Gentebräck.  Rechtsanwalt  b.  RG.,  Leipzig. 

Vertrag  über  Werklieferung  ins  Ausland.  Rechts- 
folgen   der  Versagung    der    vorbehaltenen  Ausfuhr- 
bewilligung.   Am  21.  Mai  1918  verkaufte  die  Bekl ,  eine 
deutsche  Lokomobilenfabrik,  an  die  in  Ungarn  wohnende 
Kl.  eine  Lokomobile.    Als  Erfüllungsort  für  beide  Teile 
war  Wien  vereinbart.    Bekl.  behielt  sich  Rücktrittsrecht 
u.  a.  für  den  Fall  der  Versagung  der  Ausfuhrbewilligung 
vor.    Die  für  Ende  1918  vorgesehene  Lieferung  wurde 
von  der  Bekl.  ohne  Widerspruch  der  Kl.  wiederholt  hin- 
ausgeschoben.   Ende  1919  zahlte  die  Kl.  auf  Verlangen 
den  Rest  des  Kaufpreises.    Inzwischen  war  ihr  aber  mit- 
geteilt worden,  daß  der  Auftrag  infolge  der  veränderten 
Herstellungsbedingungen  zum  alten  Preise  nicht  ausgeführt 
werden  könne,  auch  die  Ausfuhrbewilligung  auf  diese  Preise 
nicht  erteilt  werden  würde,  sondern  nur,  wenn  der  Tages- 
preis als  erzielt  nachgewiesen  werde.    Tatsächlich  wurde 
die  Ausfuhrerlaubnis  aus  diesem  Grunde  versagt.  Auch 
hiervon  gab  die  Bekl.  der  Kl.  Nachricht  und  stellte  ihr 
eine  Frist  zur  Erklärung,  ob  sie  den  geforderten  Tages- 
preis bewilligen  wolle,  andernfalls  müsse  die  Bekl.  den 
Auftrag  streichen.    Die  Kl.  erklärte  sich  darauf  bereit,  die 
Lokomobile  in  Deutschland  abzunehmen  und  lehnte  jede 
Preiserhöhung  ab,  worauf  die  Bekl.  vom  Vertrage  zurücktrat. 
Die  Bekl.  wurde  von  LG.  und  OLG.  zur  Lieferung  gegen 
Abnahme  in  Deutschland  verurteilt;  RG.  hob  auf  und  wies 
die  Klage  ab.    Es  könne  dahingestellt  bleiben,  ob  die 
Liefeiungsweigerung   der  Bekl.   auf  Grund   der  clausula 
berechtigt  sei.    Auch  sei  es  in  der  Regel  und  unter  ge- 
wöhnlichen Verhältnissen  dem  Käufer  nicht  verwehrt,  den 
im  Vertrage  erwähnten  Bestimmungs-  oder  Ablieferungsort 
zu  ändern,  ohne  daß  nach  Treu  und  Glauben  dem  Ver- 
käufer em  Recht  zum  Widerspruch  zustehe.    Im  vorl.  Fall 
sei  aber  durch  den  vertragsmäßigen  Vorbehalt  der  Nicht- 
erteilung der  Ausfuhrbewilligung  und  die  Vertragsbestim- 
mung, daß  Wien  fiir  beide  Teile  Erfüllungsort  sei,  deutlich 
zum  Ausdruck  gebracht  worden,  daß  die  Möglichkeit  der 
Ausfuhr  ins  Ausland  gerade  für  den  Verkäufer  von  wesent- 
licher Bedeutung  sei,  und  daß  bei  deren  Wegfall  seine 
Lieferpflicht  unter  allen  Umständen  erlösche.   Auf  die  von 
der  Bekl.  dafür  angegebenen  besonderen  Gründe  komme 
es  daher  nicht  einmal  an;  ihr  vertragliches  Rücktrittsrecht 
dürfe  ihr  wider  ihren  Willen  nicht  geschmälert  werden. 
Verzug  der  Bekl.  liege  nicht  vor.    Angesichts  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  könne  aus  der  bloßen  Nicht- 
einhaltung   des    verembarten  Liefertermins    nicht  ohne 
weiteres   geschlossen   weiden,   daß   sie   schuldhaft  oder 
wenigstens  wUlkürUch  und  vermeidbar  gewesen  wären.  In 
Ansehung  der  Nachsuchung  der  Ausfuhrbewilligung  und 
der  Benachrichtigung  des  Käufers  sei  die  Bekl.  richtig  ver- 
fahren.   Sie  sei  Treu  und  Glauben  entsprechend  nicht 
sofort  vom  Vertrage  zurückgetreten,  sondern  habe  der  Kl. 
genügend  Gelegenheit  gegeben,  sich  der  neuen  Lage  an- 
zupassen.  Ob  ihre  Nachforderung  angemessen  oder  über- 
trieben war,  könne  dahingestellt  bleiben,  denn  Kl.  habe 
wiederholt  jede  Erhöhung  des  Kaufgeldes  abgelehnt.  Nun 
habe  die  Bekl.  zurücktreten  dürfen  und  von  dieser  Befugnis 
rechtzeitig  Gebrauch  gemacht.    Das  Verlangen  der  Ueber- 
gabe  in  Deutschland  habe  mit  ihren  Vertragsrechten  in 
Widerspruch  gestanden,  (ürt.  III.  139/22  v.  30.  Jan.  1923  ) 
Wann  ist  nach  §§  84—87  Betriebsräteges.  (BRG.) 
der  Schlichtungsausschuß  zur  Entsch.  über  eine  Einzel- 
kündigung berufen?    Die  Kl.  war  bei  einem  Reichsamt 
als  Bureaugehilfin  mit  sechswöchiger  Kündigungsfrist  be- 
schäftigt.  Die  Stellung  wurde  ihr  zu  Ende  1920  gekündigt, 
nachdem  der  Angestelltenrat  der  Kündigung  zugestimmt 
hatte.  Sie  erhob  dagegen  Einspruch.  Der  Angestelltenrat 
lehnte  eine  Vermittlung  unter  Hinweis  auf  die  bereits  vor- 
liegende Zustimmung  ab,  gab  der  Kl.  aber  anheim,  sich 
1     persönlich  an  den  Schlichtungsausschuß  zu  wenden.  Dieser 
V   entschied  auf  ihren  Anruf,  daß  die  Kündigung  unwirksam 
^  und  der  Arbeitgeber  verpflichtet  sei,  die  Kl.  weiter  zu 
beschäftigen  oder  mit  einer  bestimmten  Summe  zu  ent- 


schädigen. Kl.  klagt  mit  dem  Antrage,  die  Zwangsvoll- 
streckung aus  der  Entsch.  des  SchlAussch.  für  zulässig  zu 
erklären,  hilfsweise  den  Bekl.  zur  Zahlung  zu  verurteilen. 
LG.  und  OLG.  wiesen  ab,  RG.  wies  Rev.  zurück.  Die 
Gerichte  seien  berechtigt  und  verpflichtet  zur  Prüfung,  ob 
die  wesentlichen  gesetzlichen  Voraussetzungen  gegeben 
waren,  unter  denen  der  SchlA.  zur  Entsch.  berufen  war. 
Daran  fehle  es  hier.  Zur  Entsch.  über  den  gemäß  §  84 
BRG.  erhobenen  Einspruch  des  Arbeitnehmers  sei  nach 
§  87  der  SchlA.  jedenfalls  nur  dann  berufen,  wenn  der 
Einspruch  gemäß  §  8+  durch  Anrufung  des  Arbeiter-  oder 
Angestelltenrats  erhoben  sei.  Letzteren  sei  das  Recht  zvi 
einer  Vorprüfung  des  Einspruchs  mit  der  Wirkung  bei- 
gelegt, daß  eine  Entsch.  des  SchlA.  nur  dann  ergehen  dürfe, 
wenn  bei  jener  Prüfung  der  Einspruch  für  begründet  erklärt 
werde.  Zwar  sei  damit  dem  Arbeiter-  oder  Angestellten- 
rat eine  große  Macht  gegeben,  die  besonders  in  Zeilen 
schwerer  wirtschaftlicher  Kämpfe  mißbraucht  werden  könne. 
Aber  die  §§  84 — 87  BRG.  träfen  nur  den  Einspruch  gegen 
eine  Kündigung,  die  an  sich  nach  allg.  bürgerl.  Recht  zu- 
lässig sei  und  nur  aus  den  im  §  84  Abs.  1  Nr.  1—4  auf- 
geführten Billigkeitsgründen  beanstandet  werde.  Im  §  84 
Abs.  2  werde  zwar  auch  der  Fall  der  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  nach  dem  Gesetz  zulässigen  Kündi- 
gung erwähnt;  für  diesen  Fall  gäbe  aber  §  86  Abs.  2 
beiden  Teilen  das  Recht  zur  Herbeiführung  einer  gerichtl. 
Entscheidung,  so  daß  für  diesen  Fall  die  dem  Arbeit- 
nehmer aus  einer  unbegründeten  fristlosen  Kündigung 
nach  allgemeinem  Recht  erwachsenen  Einsprüche  durch 
das  Verhalten  des  Arbeiter-  oder  Angestelltenrats  nicht 
beeinträchtigt  werden  können.  Ob  im  übrigen  etwa  ein 
vorsätzlicher  Mißbrauch  der  Befugnisse  des  Arbeiter-  oder 
Angestelltenrats  eine  abweichende  Beurteilung  rechtfertigen 
könnte,  bedürfe  nicht  der  Entsch.  Hier  sei  die  Vor- 
prüfung zuungunsten  der  Kl.  ausgefallen.  Zwar  sei  die 
schon  vor  der  Kündigung  erfolgte  Einverständniserklärung 
des  Angestelltenrats  ohne  rechtliche  Bedeutung,  aber  nach 
der  Kündigung  habe  der  Angestelltenrat  talsächlich  den 
Einspruch  geprüft  und  für  unbegründet  erklärt.  Selbst 
wenn  er  sich  einer  Stellung  enthalten  hätte,  würde  das 
nicht  genügen,  um  die  Zuständigkeit  des  SchlA.  zu  be- 
gründen. Diese  Zuständigkeit  sei  auch  nicht  daraus  her- 
zuleiten, daß  Kl.  anheimgegeben  wurde,  sich  selbst  an  den 
SchlA.  zu  wenden,  (ürt.  III.  753/22  v.  30.  Jan.  1923.) 

Warenzeichen.  Verwechslungsgefahr.  Motivschutz? 
Für  die  Kl.  ist  seit  1900  das  Warenzeichen  I  für  Zigaretten 
eingetragen,  bestehend  aus  drei  in  Dreieckform  angeord- 
neten Kreisen,  in  denen  die  Buchstaben  ABC  stehen  und 
die  von  zwei  gleichseitigen  Dreiecken  umrahmt  sind,  in 
deren  Zwischenraum  die  Firma  der  Kl.  steht.  Für  die 
Bekl.  ist  seit  1909  das  WZ.  II  für  Tabakfabrikate  einge- 
tragen, das  ledighch  ein  Wortzeichen  ist  und  aus  den  Buch- 
staben ABC  und  den  darunter  stehenden  Worten  „ge- 
dacht.  .  .  (folgt  Firma  der  Bekl.  A.  B.  &Co)"  besteht.  1919 
meldete  die  Kl.  das  WZ.  III  an,  bestehend  aus  den  in  einem 
liegenden  Rechteck  stehenden  Buchslaben  ABC,  und  zwar 
für  Zigarren,  Zigaretten,  Tabak  aller  Art  und  ähnliche  Waren. 
Die  Bekl.  erhob  Widerspruch  gegen  die  Eintragung,  soweit 
sie  für  Zigarren  beantragt  war,  worauf  das  Patentamt  nur 
mit  dieser  Einschränkung  der  Anmeldung  stattgab,  weit- 
es Uebereinstimmung  mit  WZ.  II  und  III  annahm.  Kl. 
klagt  auf  Löschung  des  WZ.  II  und  auf  Verurteilung 
der  Bekl.  zur  Rücknahme  ihres  Widerspruchs  gegen  die 
Anmeldung  des  WZ.  III  und  Einwilligung  in  dessen  Ein- 
tragung für  die  Kl.  Klage,  Berufung  und  Revision  waren 
ohne  Erfolg.  Hinsichll.  der  Verwechslungsgefahr  komme 
das  Gesamtbild  der  Zeichen  I  und  II  in  Betracht,  nicht 
unbedingt  alle  Einzelheiten.  Vielmehr  sei  siels  vom  Stand- 
punkt des  Verkehrs  aus  zu  prüfen,  worauf  sich  das  Augen- 
merk des  kaufenden  Publikums  richte.  Deshalb  könne  ein 
einzelner,  z.  B.  bildlicher  Bestandteil  emes  zusammen- 
gesetzten WZ.  so  vorherrschen,  daß  dadurch  der  Gesamt- 
eindruck bestimmt  werde.  Solches  Vorherrschen  sei  hier 
vom  OLG.  bei  WZ.  I  nur  für  das  eigentümlich  gestaltete 
Bildwerk  tatsächlich  festgestellt.    Falls  bef  der  Art  der 
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Verwendung  des  WZ.  IX  häufig  einzelne  Teile  auf  ver- 
schiedene Seiten  der  Kisten  und  Schachteln  kämen,  so  daß 
auf  der  einen  Seite  der  Kiste  nur  ABC  erscheine,  auf 
der  anderen  Seite  der  übrige  Teil  des  Zeichens,  so  handle 
es  sich  insoweit  nicht  um  die  bestimmungsgemäße  oder 
veikebrsübliche  Gebrauchsart  eines  WZ.  auf  Zigarrenkisten, 
sondern  um  eine  willkürliche.  Letztere  könne  bei  der 
Prüfung  der  Verwechslungsgefahr  überhaupt  nicht  berück- 
sichtigt werden.  Gegen  sie  sei  nicht  die  Löschungsklage, 
sondern  nur  die  Unterlassungsklage  gegeben.  —  Die  Frage 
der  Verwechslungsgefahr  der  Zeichen  II  und  III  unterliege, 
da  es  sich  um  den  Anspruch  auf  Neueintragung  eines 
Zeichens  im  Gegensatz  zu  Verletzungs-  und  Löschungs- 
ansprüchen handle,  lediglich  der  Entscheidung  des  Patent- 
amts, welche  die  Gerichte  binde,  —  Auch  der  zweite  Klage- 
anspruch sei  zutreffend  abgewiesen.  Selbst  wenn  die  Kl. 
durch  ihr  WZ.  I  als  erste  in  der  Tabakbranche  die  Einzel- 
buchstaben ABC  verwendet  haben  sollte,  so  habe  sie 
hiermit  doch  keinen  Motivschulz,  d.  h.  kein  Monopol  auf 
Verwendung  dieser  Einzelbuchstaben  erworben,  und  zwar 
schon  deshalb  nicht,  weil  diese  drei  Buchstaben  nach  dem 
vom  OLG.  festgestellten  Standpunkt  des  Verkehrs  hinler 
das  charakteristische  Bildwerk  völlig  in  den  Hintergrund 
träten,  weiter  auch  deshalb  nicht,  weil  die  KI.  lange  Jahre 
hindurch  das  lediglich  aus  jenen  drei  Einzelbuchstaben 
nebst  Firma  besiehende  beklagliche  WZ.  II  für  gleiche 
und  gleichartige  Waren  anstandslos  habe  bestehen  lassen, 
(ürt.  IL  136/22  v.  16.  Febr.  1923  ) 

Ueber  eine  der  Glasversicherung  eigentümliche  all- 
gemeine Bedingung.  Der  klagende  Hausbesitzer  hatte  bei 
der  Bekl.  Glasscheiben  seiner  H.Huser  gegen  Bruchschaden 
versichert.  „Die  Versicherung  soll  nicht  zu  einer  Be- 
reicherung führen;  ihr  alleiniger  Zweck  ist,  den  wirklich 
entstandenen  Schaden  nach  Maßgabe  der  gewährten  Ver- 
sicherung zu  vergüten.  Die  Gesellschaft  hat  die  Wahl, 
die  zerbrochenen  Gegenstände  in  natura  zu  ersetzen  oder 
den  Schaden  durch  Bezahlung  zu  vergüten,  die  Entschädi- 
gung darf  in  keinem  Fall  die  Versicherung  übersteigen. 
Sowohl  bei  Naturalersatz  als  auch  bei  Baizahlung  werden 
die  Bruchstücke  Eigentum  der  Gesellschaft.  Hat  die  Ge- 
sellschaft Barentschädigung  gewählt  und  kommt  eine  Ver- 
einbarung über  die  Höhe  derselben  nicht  zustande,  so 
muß  sie  Naturalersatz  leisten."  Als  die  jetzt  streitigen 
Schadensfälle  eintraten,  gingen  die  Kosten  neuer 
Scheiben  bereits  erheblich  über  die  Versicherungssumme 
hinaus.  Die  Bekl.  wählte  Barentschädigung  und  bot  dem 
Kl.  die  Zahlung  der  vollen  Versicherungssumme  gegen 
Rückgabe  der  Bruchstücke  an.  Kl.  lehnte  die  Versicherungs- 
summe als  unzureichend  ab,  führte  aus,  infolge  seiner  Ab- 
lehnung fehle  es  an  der  erforderlichen  Vereinbarung  über 
die  Höhe  der  Barentschädigung,  somit  dürfe  er  Natural- 
ersatz verlangen.  Die  auf  letzteren  gerichtete  Klage  wurde 
von  LG.  und  OLG.  abgewiesen,  Rev.  blieb  ohne  Erfolg. 
Die  Auslegung  der  allgemeinen  Versicherungsbedingungen 
durch  OLG.  sei  nicht  zu  beanstanden.  Bekl.  habe  in  Aus- 
übung ihres  Wahlrechts  Barentschädigung  gewählt.  Diese 
brauche  die  Höhe  der  Versicherungssumme  nicht  zu  über- 
steigen. Werde  die  volle  Versicherungssumme  angeboten, 
so  sei  für  eine  Einigung  über  deren  Höhe  kein  Raum 
mehr.  Außerhalb  des  Rechtsstreits  liege  die  Frage,  ob 
die  Bekl.  die  Herausgabe  der  Bruchstücke  gegenüber  der 
Steigerung  der  Glaspreise  seit  Vertragsschluß  ohne  Rück- 
vergütung des  Mehrwerts  der  Bruchstücke  verlangen  könne. 
Selbst  wenn  man  dies  bejahe,  habe  die  Bekl.  keinen  Anlaß 
gehabt,  die  Zahlung  des  Mehrwerts  anzubieten.  Es  war 
Sache  des  Kl.,  im  Prozeß  diesen  Nebenpunkt  zur  Sprache 
zu  bringen,    (ürt.  VH.  140/22  v.  2.  März  1923.) 

Bohrvertrag.  Culpa  in  contrahendo.  Die  Parteien 
schlössen  1918  einen  Bohrvertrag,  wonach  die  Bekl.  zur 
Aufschließung  der  Kohlengerechlsame  der  klagenden  Ge- 
werkschaft eine  Tielbohrung  bis  zu  600  m  für  einen  be- 
stimmten Preis  je  Meter  übernahm.  In  etwa  90  m  Tiefe 
stieß  die  Bekl.  auf  eine  Quarzitsandbank.  Dabei  wurde 
die  Bohrkrone  beschädigt.  Als  die  Kl.  die  verlangte  Er- 
höhung des  Bohrpreises  ablehnte,  stellte  die  Bekl.  die 
weitere  Bohrung  ein.  Kl.  fordert  zuviel  gezahlten  Bohr- 
lohn zurück,  Bekl.  macht  aufrechnend  und  widerklagend 


eine  höhere  Schadensersatzforderung  für  die  Beschädigung 
der  Diamantkrone  geltend,  weil  der  Grubenvorstand  X  der 
Bekl.  bei  den  maßgeblichen  Vertragsverhandlungen  seine 
aus  einem  benachbarten  Bohrloch  erlangte  Kenntnis  von 
der  Bodenbeschaffenheit  und  deren  Einfluß  auf  die  Ver- 
tragsbedingungen, insbes.  die  Bohrpreise,  der  Bekl.  trotz 
ausdrücklichen  Befragens  verschwiegen  habe.  Kl.  bestritt 
Frage  und  Kenntnis.  OLG.  erkannte  auf  den  zugeschobenen 
Eid  für  X  über  seine  Kenntnis.  RG.  hob  auf.  Es  komme 
nicht  bloß  auf  den  Gesichtspunkt  der  bei  positiver  Kenntnis 
des  X  von  der  Gestaltung  des  Gebirges  vorliegenden  un- 
erlaubten Handlung  an.  An  sich  sei  es  Sache  des  Bohr- 
uoternehmers,  sich  über  die  Gebirgsbildung  zu  unterrichten. 
Aber  die  Bekl.  wolle  dies  durch  die  an  X  gerichtete  Frage 
wogen  der  Bodenverhältnisse  getan  haben.  Die  angebliche 
Au.skunft  des  X,  möge  sie  erbeten  sein  worden  oder  nicht, 
sei  offensichtlich  von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Ver- 
tragsbedingungen gewiesen,  deshalb  sei  X  nach  Treu  und 
Glauben  gehalten  gewesen,  der  aufklärungsbedürftig  an  ihn 
herangetretenen  Bekl.,  sofern  er  überhaupt  Auskunft  gab, 
nichts  vorzuenthalten,  was  er  über  die  Beschaffenheit  des 
Gebirges,  mehr  oder  minder  bestimmt,  nach  Erfahrung 
und  Sachkunde  anzugeben  vermochte.  Nach  Behauptung 
der  Bekl.  habe  X  positiv  erklärt,  das  Gebirge  sei  milde 
und  mürbe  und  enthalte  keine  Ouarzitschichten  oder  andere 
Konglomerate.  Es  sei  also  zu  prüfen,  ob  diese  Auskunft 
gegeben,  ob  sie  fahrlässig  falsch  gewesen  und  für  den 
Schaden  der  Bekl.  ursächlich  geworden  sei.  (TJrt,  VII 
117/22.  V.  13,  März  1923.) 

2.  Strafsachen. 

Mitgeteilt  von  Reichsgeiicbtsrat  Conrad,  Leipzig. 
§  353  StrGB.     Uebermäßige   Erhebung   von  Ab- 
gaben.   Aeußerer.  innerer  Tatbestand.    Die  Rev.  des 
verurteilten  Angekl.,  eines  Gerichtsscbreibers,  ist  verworfen. 
Aus  den  Gründen:  Die  Darlegungen  der  Revisionsbegrün- 
dung  verkennen  die  Bedeutung  der  Strafvorschrift.  Ob 
dem  Angekl.  gegen  die  beteiligten  Rechtsuchenden  irgend- 
welche Geldansprüche  für  die  ihnen  von  dem  Angekl. 
geleisteten,  nicht  in  sein  Amt  fallenden  Dienste  zustanden, 
war  für  den  äußeren  Tatbestand  belanglos.    Nur  darauf 
kam  es  an,  daß  die  tarifmäßigen  Gebühren  der  Gerichls- 
kasse  in  ihrer  Höhe  hinter  den  Beträgen  zurückblieben, 
die  der  Beschwerdef.  von  den  Zahlenden  als  geschuldete 
Gebühren  in  bar  oder  Kostenmarken  forderte  und  entgegen- 
nahm, sowie  daß  der  Angekl.  die  so  erlangten  Mehrbeträge 
nicht  der  Gerichtskasse  zuführte,  sondern  —  wenngleich 
zur  Abgeltung  seiner  bestehenden  oder  nichtbestehenden 
persönlichen  Ansprüche  gegen  die  Zahlenden  —  für  sich 
behielt.    §  353  StiGB.  will  die  Allgemeinheit  dagegen 
schützen,  daß  die  mit  Erhebung  öffentlicher  Gebühren 
betrauten  Beamten,  aus  welchem  Beweggrunde  auch  immer, 
ihre  Stellung  dazu  mißbrauchen,  unter  dem  Titel  öffent- 
licher Abgaben  höhere  Beträge  zu  erheben  als  die,  die 
nach  den  maßgebenden  Bestimmungen  von  den  öffentlichen 
Kassen  beansprucht  werden  können.  Mit  solchem  Zwecke 
des  §  353  wäre  es  unvereinbar,  wollte  man  annehmen, 
es  sei  den  Beamten  gestattet,  sich  in  Gestalt  einer  Ge- 
bührenerhebung Befriedigung  für  persönliche  Forderungen 
gegen  Kassenschuldner  zu  verschaffen  (Entsch.  RG.  in 
Sirafs.  Bd.  30  S.  249;  RG.  Rechlspr.  Bd.  8  S.  771  (774), 
betr.  den  insoweit  gleichliegenden  Tatbestand  des  §  352 
StrGB.).  Das  aber  hat  der  BeschwerdeL  nach  der  talsäch- 
lichen Annahme  des  LG.  getan;  damit  war,  da  er  das 
erhobene  Mehr  nicht  der  Gerichtskasse  zugeführt  hat,  der 
äußere  Tatbestand  des  §  353  gegen  ihn  gegeben.  Eine 
Vennögensbeschädigung  nach  §  263  StrGB.  auf  der  Seile 
der  Personen,  die  an  den  Angekl.  Zahlung  leisteten,  war 
nicht  Voraussetzung  des  Tatbestandes  des  §  353  StrGB. 
Was  die  innere  Tatseite  anlangt,  so  haben  die  Zahlenden, 
entsprechend  dem  Willen  des  Beschwerdef.  „glauben  sollen,' 
daß  der  ganze  Betrag  Gerichtskosten  sei  und  haben  dies 
bei  dessen  Entrichtung  auch  angenommen".   Der  Angekl 
hat,  wie  das  LG.  feststellt,  gewußt,  daß  ein  Teil  des  in 
seiner  Gesamthuhe  von  ihm  unter  dem  Titel  von  Gerichts- 
kosten  geforderten   und   erhobenen   Betrages   nicht  als 
üerichtskostenschuld  erwachsen  war;  er  war  sich  auch 
bewußt,  daß  er  nicht  berechtigt  war,  jenen  Mehrbetrag 
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als  GerichtskostenschiUd  zu  erheben.  Damit  sind  die 
Erfordernisse  des  inneren  Tatbestandes  nach  §  353  Abs.  1 
nachgewiesen.  Wenn  mit  der  Rev.  behauptet  werden  soll, 
der  Angekl.  habe  sich  zu  seinem  Vorgehen  für  befugt 
gehalten,  so  setzt  sie  sich  damit  in  Widerspruch  mit  der 
tatsächlichen  Feststellung  des  LG.,  abgesehen  davon,  daß 
es  sich  bei  dem  behaupteten  Irrtum  lediglich  um  einen 
solchen  in  bezug  auf  das  Strafgesetz  handeln  würde,  der 
nicht  beachtlich  wäre.  (Eutsch.  RG.  in  Strafs.  Bd.  30  S.  251). 
(Urt.  III.  787/22  v.  22.  Jan.  1923  g.  S  ) 

Reichsfinanzhof. 

Mitgeteilt  vom  Senatspräsidenten  beim  RFH.  Dr.  Kloß,  München. 

=  Eine  Bestimmung  des  GeselUchaftsvertrags,  wo- 
nach die  Gesellschafter  einer  offenen  HandeUges.  einen 
Teil  des  Anteils  am  Gewinn  des  letzten  Geschäftsjahrs 
stehen  zu  lassen  haben,  enthält  nicht  die  Vereinbarung 
einer  Erhöhung  der  Geschäftseinlage  i.  S.  von  TNr. 
1  A  c  Zusatz  2  RStempG.  Der  Gesellschafter  führt  solchen- 
falls nicht  aus  seinem  Privatvermögen  der  Gesellschaft 
neues  Kapital  zu.  Nicht  abgehobener  Gewinn  bleibt  nach 
wie  vor  im  Gesamteigentum  der  Gesellschafter,  wird  nicht 
Privatvermögen,  kann  also  nicht  noch  eingebracht  werden, 
(ürt.  II.  A.  51/23  V.  17.  April  19.'3.) 

=  Ein  Zeitungsverleger  ist  für  den  dem  Zeitungs- 
austräger zustehenden  Trägerlohn  nicht  umsatzsteuer- 
pflichtig, wenn  dieser  im  einzelnen  Falle  seinem  Monats- 
betrage nach  feststeht  und  den  Beziehern  durch  Vordruck 
am  Kopfe  der  Zeitung  allgemein  bekanntgegeben  wird. 
Dies  gilt  insbes.  dann,  wenn  der  Zeitungsträger  vom  Be- 
zieher monatlich  den  Gesamtbezugspreis  einhebt,  den 
Trägerlohn  für  sich  zurückbehält  und  nur  den  Rest  dem 
Verleger  abliefert  (§  8  Abs.  6  UmsStGes.  1919).  (Urt.  V. 
A.  142/23  V.  4.  Mai  1923.) 

=  Eine  Neuveranlagung  nach  §  212  Abs.  3,  §  213 
RAbgO.  auf  Grund  einer  Nachprüfung  durch  die  Aufsichts- 
behörde kommt  nur  in  Frage,  wenn  sich  die  Nachprüfung 
auf  einen  bestimmten  Fall  bezieht  und  ein  bestimmter 
Fehler  aufgedeckt  ist.  Allgemeine  Anweisimgen,  die  be- 
arbeiteten Sacher  "^ini  gewissen  Gesichtspunkten  nach- 
zuprüfen, genügen  nicht.  (Urt.  II.  A.  56/23  v.  12.  Mai  1923.) 

=  Die  Darlehnsgewährung  durch  den  Teilhaber 
einer  G.  m.  b.  H.  stellt  sich  i.  S.  des  §  6  c  des  Kap.- 
VerkStG.  sachlich  als  steuerpflichtige  Beteiligung  an 
der  Gesellschaft  dar,  wenn  das  Darlehn  von  dem  Gesell- 
schafter als  solchem  zur  Förderung  des  Gesellschaftszwecks 
gegeben  ist.  Unverzinslichkeit,  längere  Unkündbarkeit  des 
Darlehns  sprechen  dafür,  (ürt.  II.  A.  54/23  v.  12.  Mai  1923.) 

=  Unter  „Aktien,  die  nicht  von  vornherein  voll 
eingezahlt  werden",  i.  S.  des  §  12  Satz  2  KapVerkStGes. 
sind  solche  zu  verstehen,  bei  denen  Vollzahlung  von 
vornherein  nicht  gewollt  ist  und  nur  für  den  Fall 
späteren  Bedarfs  weitere  Einzahlungen  verlangt  werden 
können,  nicht  aber  Aktien,  auf  die  die  Einzahlung  des 
vollen  Betrags  in  Raten  zu  erfolgen  hat.  (Urt.  II.  A. 
95/23  v.  12.  Mai  1923.) 

=  Das  Recht  zur  Fortführung  einer  Firma  muß 
bei  Erhebung  der  Gesellschaftssteuer  von  dem  Werte 
der  Sacheinlagen  mitbewertet  werden  (KapVerkStGes. 
§11  Abs.  Ib).  Das  KapVerkStGes.  hat  hinsichtlich  des 
Einbringens  von  Sacheinlagen  keine  von  den  Vorschriften 
des  bisherigen  RStempGes.  abweichende  Vorschrift.  (Urt.  II. 
A.  53/23  V.  29.  Mai  1923.) 

=  Der  Verkauf  des  mit  den  Wohn-  und  Wirtschafts- 
gebäuden bestandenen  Restguts  dient  nicht  der  Durch- 
führung des  Verfah'-ens  zur  Besiedelung  der  abgetretenen 
Parzellen  i.  S.  von  §29  RSiedlGes.;  er  ist  daher  grund- 
erwerbsteuerpflichtig.  Er  wird  auch  nicht  dadurch  zum 
Teil  eines  Siedelungsverfahrens,  daß  beim  Verkauf  ein 
Wiederkaufsrecht  vorbehalten  wird,  das  dem  Siedelungs- 
untemehmen  keine  freie  künftige  Verf.  über  das  Restgut  ver- 
schafft, noch  dadurch, daß  beim  Verkauf  der  Käufer  sich  seiner- 
seits zur  Hergabe  von  für  Besiedelungszwecke  geeigneten 
Parzellen  verpflichtet.    (Urt.  H.  A.  86/23  v.  5.  Juni  1923.) 

Gehen  bei  Verschmelzung  zweier  Aktiengesellsch. 
mit  Uebertragung  des  Vermögens  der  aufgenommenen 
Gesellschaft  als  eines  Ganzen  auch  Grundstücke  auf 
die  aufnehmende  Gesellschaft  über,  so  unterliegt  dieser 


Eigentumsnbergang  der  Grunderwerbsteuer.  §  1  Gtund- 
ErwStGes.  unterscheidet  nicht  zwischen  Einzelrechtsnach- 
folge imd  Gesamtrechtsnachfolge,  auch  nicht  ob  der  Eigen- 
tumsübergang der  Eintragung  im  Grundbuch  bedarf  oder 
nicht.    (Urt.^II.  A.  110/23  v.  12.  Juni  1923.) 

Reichswirtschaftsgericht. 

Mitgeteilt  vom  Senatspräsidenten  des  RWG.  Dr.  Koppel,  Berlin. 

Ersatzlieferung  an  Stelle  rUckgabepflichtiger  Gegen- 
stände, a)  Durch  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  ehem. 
feindl.  Voreigentümer  und  dem  deutscheu  Eigentümer  des 
rückgabepflichtigen  Gegenstandes  über  die  Höhe  der  Ersatz- 
kosten wird  an  den  gesetzlichen  Vorschriften  der  VO.  v. 
14.  Nov.  1919  nichts  geändert,  b)  Als  Aufwendung  für 
die  Ersatzbeschaffung  kommt,  wenn  das  Reich  den  Ersatz- 
gegenstand aus  seinen  eigenen  Beständen  geliefert  hat,  der 
Wert  des  Ersatzgegenstandes  z.  Zt.  der  Aussonderung  aus 
den  Reichsbeständen  zum  Zwecke  der  Ablieferung  in 
Betracht.    (Urt.  VI.  A.  V.  44/22  v.  19.  März  1923.) 

VertragsablösungsVO.  Zuständigkeit  des  RWGer. 
Im  Falle  des  §  10  der  VertragsablösungsVO.  ist  die  Zu- 
ständigkeit des  RWGer.  auf  die  Entsch.  über  die  dem  bis- 
herigen Eigentümer  der  enteigneten  Grundstücke  und  Ge- 
bäude zu  gewährende  Vergütung  beschränkt.  Ob  die  Ent- 
eignung nach  der  VertragsablösungsVO.  zulässig  war, 
unterliegt  nicht  der  Nachprüfung  des  Gerichts,  (ürt.  VII. 
A.  V.  19/21  V.  28.  März  1923.) 

Rücklieferung  aus  den  ehemals  besetzten  Gebieten 
weggeführter  Gegenstände.  Die  VO.  v.  25.  Mai  1921 
betr.  Ausdehnung  der  VO.  über  die  Rückgabe  der  aus 
Belgien  und  Frankreich  überfühtten  Maschinen  v.  14.  Nov. 
1919  auf  Maschinen,  die  aus  den  ehem.  besetzten  Gebieten 
in  Polen,  Rumänien,  Serbien  und  Italien  überführt  worden 
und  gemäß  Art.  238  FV.  zurückzuliefem  sind,  bezieht  sich 
nicht  nur  auf  Maschinen,  sondern  auch  auf  die  andern 
nach  Art.  238  FV.  abzuliefernden  Gegenstände,  soweit  sie 
unter  die  VO.  v.  29.  März  1919  fallen.  (Urt.  VI.  A.  V. 
9/22  V.  16.  April  1923  ) 

Kammergericht. 
Strafsachen. 
Mitgeteilt  von  Kammergerichtsrat  Hanschmano,  Berho. 
Gültigkeit  von  Polizeiverordnungen,  die  das  Zurück- 
halten von  Waren  auf  Märkten  verbieten.  Die  Markt- 
PoIizeiVO.  von  W.  bestraft  das  Zurückbehalten  von  Waren 
unter  dem  Verwände,  sie  seien  bereits  gekauft  oder  be- 
stellt, und  schreibt  vor,  daß  alle  vorhandenen  Waren  an 
Kauflustige  abgegeben  werden  müssen.  Zu  Unrecht  er- 
blickt die  Verteidigung  hierin  einen  unzulässigen  Eingriff 
in  die  Gewerbefreiheit.  Ihr  Grundsatz  besteht  nach  §  1 
GewO.  nur  insoweit,  als  durch  dieses  Ges.  nicht  Aus- 
nahmen oder  Beschränkungen  vorgeschrieben  oder  zu- 
gelassen sind.  Eine  solche  zulässige  Beschränkung  ist  in 
§  69  GewO.  enthalten,  der  die  Ottspolizeibehörde  er- 
mächtigt, im  Einverständnis  mit  der  Gemeindebehörde  in 
den  Grenzen  der  §§  65—68  GewO.  die  MarktO.  nach  den 
ürtl.  Bedürfnissen  festzusetzen  und  damit  auch  den  Händlern 
bez.  des  Marktverkehrs  Beschränkungen  aufzuerlegen.  Der 
§  13  Abs.  2  der  MarktO.  überschreitet  nicht  den  Rahmen 
der  der  Ortspolizeibehörde  in  §  69  GewO.  eingeräumten 
Befugnisse,  da  es  sich  nur  um  eine  den  Verkehr  auf  dem 
Wochenmarkt  regelnde  Bestimmung  handelt.  Die  Worte 
des  §  69  ,in  den  Grenzen  der  §§  65—68"  sind  nicht  dahin 
zu  verstehen,  daß  durch  die  MarktO.  bloß  die  in  diesen 
Paragraphen  erwähnten  Angelegenheiten  geregelt  werden 
dür.'en,  sondern  in  dem  Sinne,  daß  durch  eine  MarktO. 
die  §§  65—68  nicht  verletzt  werden  sollen.  Es  könnte 
sich  nur  fragen,  ob  die  Best,  etwa  gegen  den  in  §  64 
GewO.  enthaltenen  allg.  Grundsatz  der  Ver kau f sf reiheit 
auf  den  Märkten  verstößt.  Auch  das  ist  zu  verneinen. 
Wie  das  KG.  bereits  ausgesprochen  hat,  soll  §  64  nur  die 
freie  Zulassung  der  Käufer  wie  der  Verkäufer  auf  den 
Märkten  gewährleisten;  er  verbietet  es  aber  nicht,  die  Art 
und  Weise,  in  welcher  der  Verkehr  auf  den  Märkten  be- 
trieben wird,  durch  die  innerhalb  der  gesetzl.  Schranken 
nach  den  örtl.  Bedürfnissen  erlassenen  Marktordnungen 
zu  beschränken.  Nur  die  Alt  und  Weise  des  Verkehrs 
auf  den  Märkten  betrifft  aber  die  Bestimmung,  daß  die 
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vorhandenen  Waren  jedem  Kauflustigen  ohne  Unterschied 
abgegeben  werden  müssen.  (Urt,  1.  Sirafs.  1.  S.  45/23 
V.  20.  Febr.  1923.) 

Preußisches  Oberverwaltungsgericht. 

MitgeleUt  von  Oberverwaltungsgerkhtsral  Bartels.  Berlin. 
Zwangsetatisierung  von  Ruhegehaltsbeträgen  der 
Gemeindebeamten.  Zu  den  Anforderimgen,  die  an  ein 
geordnetes  Gemeinwesen  zu  stellen  sind,  gehört  es,  daß 
den  Beamten  ihre  Gehälter  regelmäßig  gezahlt  werden 
Dem  Gehalt  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Pension  gleich' 
zustellen.  Soll  ein  geordneter  Gang  der  Verwaltung  auf- 
rechterhalten werden,  so  muß  der  Beamte  wissen,  daß  die 
regelmäßige  Zahlung  der  ihm  zusiehenden  Bezüge  nicht 
nur  während  der  Dauer  des  Dienstverhältnisses,  sondern 
auch  nach  dessen  Beendigung  unbedingt  gesichert  ist.  Dies 
kann  aber  nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  bei  einer 
unbegründeten  Verweigerung  der  Zahlung  der  Pension 
gegen  die  zahlungspflichtige  Gemeinde  im  Wege  der 
Zwangsetatisierung  eingeschritten  wird,  ohne  daß  der  Be- 
amte genötigt  ist,  seinen  Pensionsanspruch  auf  dem  lang- 
wierigen und  kostspieligen  Wege  des  Zivilprozesses  zu 
verfolgen.    (Urt.  I.  A.  48/22  v.  26,  April  1923.) 

Bayerisches  Oberstes  Landesgericht  München. 

1.  Zivilsachen. 
Mitgeteill  von  Staatsrat  H.  Schmitt,  München. 
Verweigerung  der  Akteneinsicht  nach  §  34  FGG. 
Die  Gewährung  der  Akteneinsicht  ist  nach  §  34  FGG.  in 
das  pflichtgemäße  Ermessen  des  Gerichts  gestellt.  Wenn 
den  berechtigten  Interessen  des  Antragstellers  ein  gleich 
oder  höher  zu  bewertendes  Interesse  der  Oeffentlichkeit 
oder  einer   anderen  Person  an  der  Geheimhaltung  des 
Akteninhaltes  gegenübersteht,  kann  die  Akteneinsicht  ver- 
weigert werden  (vgl.  ObLG.  ZS.  Bd.  14  S.  80).  Die  Ge- 
heimhaltung darf  allerdings  nicht  so  weit  gehen,  daß  dem 
die  Akteneinsicht  Begehrenden   durch  die  Verweigerung 
die  Verfolgung  oder  Verteidigung  seines  Rechtes  unmög- 
lich gemacht  wird.    Die  Vorinslanzen  haben  angenommen, 
daß  den  in  der  Angelegenheit  als  Zeugen  vernommenen 
Personen  Belästigungen  drohen  würden,  wenn  die  Be- 
schwerdeführerin Kenntnis  von  dem  gesamten  Akteninhalt 
erlangen  würde.    Gegen  derartige,  ihnen  aus  der  Erfüllung 
einer  öffentlichen  Pflicht  erwachsende  Belästigungen  ge- 
schützt zu  werden,   haben  die  in  Betracht  kommenden 
Personen  ein  sehr  erhebliches  rechtliches  Interesse.  Es 
besteht  aber  auch  ein  sehr  erhebliches  öfl'entliches  Inter- 
esse daran,  daß  die  Beschwerdeführerin  nicht  Einblick  in 
die  Akten  erhält.    Es  würde  in  vielen  Fällen  nicht  mehr 
möglich  sein,  ein  Fürsorgeerziehungsverfahren  sachgemäß 
durchzuführen,  wenn  bekannt  würde,  daß  Zeugen  sich  Be- 
lästigungen durch  die  Erziehungsberechtigten  aussetzen. 
Falls   die  Beschwerdeführerin  jedoch  in   dem  Umfance 
Bekanntgabe  des  Akteninhaltes  verlangt,  daß  ihr  dieser  In 
anderer  Weise  als  durch  Vorlegung  zu  Einsichtnahme 
derart  bekanntgegeben  wird,    daß  sowohl    das  Interesse 
des  emen  Teiles  an  der  Kenntnis  des  zu  seiner  Rechts- 
verfolgung  und  Verteidigung   erforderlichen  Inhalts  als 
das  Interesse  der  Zeugen  und  der  Oeffentlichkeit  an  dem 
Schutze  vor  Belästigungen  gleichermaßen  gewahrt  wird, 
so  wird  ihr  diese  Bekanntgabe  nicht  verweigert  werden 
können.    (Beschl.  ZS.  III.  Nr.  1/1923  v.  20.  Jan.  1923.) 
2.  Strafsachen. 
Mitgeteill  von  Staatsrat  OLG-.Piäs.  Dr.  Meyer.  München. 
Zu  §  433  RAbgO.    Die  Rev.  ist  der  Ansicht,  daß  die 
in  §  433  RAbgO.  noimierte  Bindung  des  Gerichts  an  die 
Vorentsch.  der  Finanzbehörden  und  -gerichte  auch  für  den 
hier  gegebenen  Fall  bestehe.    Dem  ist  nicht  beizutreten 
Die  Anwendung  dieser  Best,  setzt  voraus,  daß  ein  Steuer- 
anspruch bereits   entstanden  und  für  die  Finanzbehörde 
der  Anlaß  zur  Eilassung  eines  Steuerbescheides  gegeben 
ist.    Nur  dann  kann  es  zu  der  im  §  433  vorausgesetzten 
rechtskraftigen  Entsch.   über  die  Frage  kommen    ob  ein 
Steueranspruch  besteht  und  in  welcher  Höhe  er  verkürzt 
ist:  nur  dann  kann  der  Fall  eintreten,  von  einer  solchen 
ü-ntsch.  abweichen  zu  wollen  und  die  Entsch.  des  Reichs- 
fmanzhofs  einzuholen.    Hier  ist  aber  der  die  Steuerpflicht  ' 
begründende  Vorgang  nicht  eingetreten,  mithin  auch  ein 


Steuerbescheid  nicht  erlassen,  ein  Steuerbetrag  nicht  fest- 
gesetzt worden.    Allerdings  kam  auch  hier  die  Finanz- 
behörde, der  zunächst  die  Durchführung  des  Verwaltungs- 
strafverf.  wegen  der  versuchten  Steuerhinterziehung  oblag, 
bei  Erlassung  des  Strafbescheids  in  die  Lage,  den  Betrag 
der  Steuerverkürzung  zu  bemessen,  die  bei  Vollendung 
der  Hinterziehung  eingetreten  sein  würde,  und  zu  diesem 
Zweck  eine  Bewertung  des  Inventars  vorzunehmen.  Dieser 
Wertfestsetzung  kann  aber  eine  über  diesen  ihren  Zweck, 
die  Feststellung  eines  wesentlichen  Tatbestandsmoments, 
hinausreichende  Tragweite,  damit  aber  auch  eine  i.  S.  des 
§  433  für  das  Gericht  bindende  Wirkung  nicht  beige- 
messen werden.    Eine  solche  soll  nach  dem  Willen  des 
Ges.  nur  der  Festsetzung  einer  tatsächlich  eingetretenen, 
in   der   Vergangenheit    liegenden   Steuerverkürzung  zu- 
kommen, —  wofür  auch  schon  die  Erwägung  spricht,  daß 
der  Ausnahmecharakter   dieser  Bestimmung   einer  aus- 
dehnenden Auslegung  entgegenstehen  würde.    Soweit  aber 
diese  nicht  durchgreift,  müssen  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  gerichtlichen  Strafverf.  gelten,  d.  h.  der  Tatrichter  ist 
dazu  berufen,  auch  über  diesen  Teil  des  Tatbestands  nach 
seiner  freien,  nur  aus  dem  Inbegriff  der  Verhandlung  zu 
schöpfenden  Ueberzeugung  zu  entscheiden  (§  260  StrPO.). 
Insoweit  im  Urt.  v.  19.  Juni  1922,  RevReg.  II.  Nr.  134/22, 
hinsichtlich  der  Anwendung  des  §  433  ein  abweichender 
Standpunkt  vertreten  ist,  wird  daran  nicht  festgehalten. 
(Urt.  RevReg.  II.  Nr.  394/22  v.  4.  Jan.  1923.) 

Amtsgericht  Freiburg. 

Mitgeteilt  v.  Oberamtsrichter  Dr.  Grüninger,  Freibarg. 

Internationales  Privatrecht.     Legitimation  durch 
nachfolgende  Ehe.    Die  preuß.  Staatsangehörige  X  gebar 
1890  im  Badischen  den  unehelichen  Y,  der,  anscheinend 
seit  Schulbeginn,  den  Familiennamen  Z  führt.  Seine  Mutter 
verheiratete  sich  1891  in  Bayern  mit  dem  bad.  Staats- 
angehörigen Z,  der  seither  verstorben  ist.   Weder  X  noch 
Z  haben  den  V  anerkannt.    Y  legt  eine  eidesstattliche 
Versicherung  seiner  Mutter  vor,  wonach  ihr  verstorbener 
Ehemann  Z  ihr  in  der  Emplängniszeit  des  Y  beigewohnt 
habe  und  verlangt  die  Feststellung,  er  habe  durch  ihre 
Verehelichung  die  Rechtsstellung  eines  ehel.  Kindes  er- 
langt, sowie  die  Anordnung  der  Beischreibumg  am  Rande 
der  Geburtsurkunde.    §  26  Abs.  2  PersStG.,  Fassung  v. 
11.  Juni  1920  in  Verb,  mit  §  1719  BGB.    Diesem  Antrag 
war  nicht  stattzugeben.    Inwieweit  ein  vor  Inkrafttreten 
des  BGB.  legitimiertes  Kind  die  rechtliche  Stellung  eines 
ehel.  Kindes  hat,  bestimmt  sich  nach  den  bisherigen  Ges 
Art.  209  EG.  z.  BGB.    In  Frage  käme  preuß.,  bad.  oder 
bayer.  Recht.  Die  Legitimation  unehelich  geborener  Kinder 
durch  nachfolgende  Ehe  (wie  dem  badischen  LR.  unbe- 
kannte per  rescriptum  principis)  soll  ihnen  die  Gleich- 
stellung mit  den  ehel.  Kindern  verschaffen.    Das  Gesetz, 
das  über  die  Rechte  der  ehel.  Kinder  entscheidet,  muß 
daher  auch  für  die  familienrechtl.  Verhältnisse  zwischen 
dem  unehelichen  Kinde  und  seinem  Vater  maßgebend  sein. 
Das  ist  aber  das  Gesetz  des  Personalstatuts  des  Vaters 
z.  Zt.  der  Eheschließung,  ohne  daß  es  auf  deren  Ort  an- 
kommt.   So  die  herrschende  Meinung  für  das  internal. 
Privatrecht,  das  auch  im  Verhältnis  der  deutschen  Bundes- 
staaten untereinander  anzuwenden  ist  (insoweit  nicht  Reichs- 
recht vorUegt).    Demgemäß  ist  das  bad.  Landrecht  maß- 
gebend, das  in  Art.  3  Abs.  3  bestimmt:   „Die  Gesetze 
welche  den  Zustand  und  die  Rechtsfähigkeit  der  Personen 
bestimmen,  erstrecken  sich  auf  die  Inländer  selbst  dann, 
wenn  sie  im  Auslande  sich  aufhalten."    RGZ.  29  '^88 
Nach  Art  331  erhalten  aber  unehel.  Kinder  dmch'  eine 
nachgefolgte  Ehe  ihrer  Eltern  die  rechtliche  Stellung  ehe- 
licher Kinder  nur,  „wenn  beide  zusammen  vor  der  Heirat 
sie  anerkannt  haben  oder  sie  in  der  Heiratsurkunde  selber 
^erkennen".    Ist  dies  unterblieben,  so  findet  das  neue 
Recht  bei  seinem  Einüitt  kein  legitimiertes  Kind  vor  und 
die  Anerkennung  kann  auch  nicht  mit  dieser  Wirkung 
nachgeholl  werden.  Denn  das  bad.  LR.  knüpfte  dieWitkunI 
der  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe  an  die  voran- 
gegangene Anerkennung,  das  BGB.  aber  an  die  Eheschließung 
Diese  erfolgte  unter  altem  Rechte,  halte  also  die  Ehelich- 
machung  nicht  zur  Folge,  da  die  Anerkennung  nicht  zuvor 
"eschah.    (AG.  Freiburg  R.  V.  1 872,  Beschl.  v.  2  Mai  1923  ) 
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